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Vor einer „postwestlichen Welt“?

Vom 7. bis 8. Juli findet in Hamburg ein Gip-
fel von 19 Staaten und der EU statt, der 

sogenannten G20. Es handelt sich um Län-
der, die unterschiedliche, ja in einigen Fällen 
sogar diametral gegensätzliche Interessen 
haben. Unter ihnen befinden sich die USA, 
die die Welt mit einem Netz von über 700 
Militärbasen überzogen haben, also global 

als Bedrohungsmacht agieren, und zusam-
men mit ihren Verbündeten, vor allem in der 
NATO, im vergangenen Vierteljahrhundert 
z. B. den Nahen und Mittleren Osten in ein 
Trümmerfeld verwandelt haben. Sie wollen 
dem Rest der Welt eine fälschlich als „neoli-
beral“ bezeichnete, in Wirklichkeit auf gna-
denlose Vermehrung des Reichtums von 
Reichen und daher auf Sozialabbau, staatlich 
verordnete Armut, Repression und komplette 
Überwachung gestützte Wirtschafts- und 
Gesellschaftsordnung aufzwingen, die seit 
der Erfindung des globalen „Kriegs gegen 
den Terror“ in den USA und den NATO-Staa-
ten selbst mehr und mehr faschistische Züge 
annimmt. Tatsächlich sind sie es, die seit 
dem Untergang der Sowjetunion 1991 fast 

ununterbrochen Staatsterrorismus ausüben. 
Daneben gehört zu den G20 China, das sich 
gerade anschickt, die USA als größte Volks-
wirtschaft der Welt abzulösen, eine Groß-
macht, die an keinem der zur Zeit auf der Welt 
geführten Kriege teilnimmt.  
Zu der „Gruppe der wichtigsten Industrie- 
und Schwellenländer“ gehören Rußland, 
das die westlichen Staaten daran gehin-
dert hat, Syrien mit Hilfe der von ihnen 
geförderten Terrormilizen zu zerschlagen, 
ebenso wie Saudi-Arabien, das ideologisches 
Ursprungsland und Hauptfinanzier dieser 
Gruppierungen ist.
Das Thema Krieg und Frieden wird auf die-
sem Gipfel trotz solcher Gegensätze offiziell 
keine Rolle spielen. Das charakterisiert das 
Treffen als eines mit begrenzten Zielen und 
Verhandlungsgegenständen als einen Not-
mechanismus zur Begrenzung von Folgen 
jener Krisen, die der Kapitalismus entgegen 
allen Mythen seiner Apologeten regelmäßig 
hervorbringt. Diese Absicht war bereits der 
Anlaß für die Gründung der G20 nach der 
asiatischen Finanzkrise von 1997/98. Auf 
der Ebene der Staats- und Regierungschefs 
arbeiten die G20 jedoch erst seit 2008, als 
die in den USA im Jahr 2007 ausgebrochene 
Hypothekenkrise sich zur Weltfinanz- und 
dann zur Weltwirtschaftskrise ausweitete. 
Sie dauert bis heute an, daher die G20-Tref-
fen. Es läßt sich auch sagen: Ohne China und 
die großen Schwellenländer wie z. B. Bra-
silien, Rußland, Indien und Südafrika (die 
BRICS-Staaten) lassen sich das internationale 
Finanzwesen und die Weltwirtschaft nicht 
mehr stabilisieren. Insofern markiert die 
bloße Existenz der G20 ein sich wandelndes 
Kräfteverhältnis in der Welt, bei dem vom 

„Ende der Geschichte“ oder einer „einzigen 
Supermacht USA“ keine Rede mehr sein kann. 
Die G20 sind ein Spiegelbild jener Prozesse, 
die, wie der russische Außenminister Sergej 
Lawrow im Januar auf der „Sicherheitskonfe-
renz“ der NATO in München sagte, zur „post-
westlichen Welt“ führten.
Sowohl US-Präsident Donald Trump als 
auch das gesamte politische Establishment 
des Westens verweigert sich bislang dieser 
neuen Realität. Ob Hamburg zeigen wird, wie 
sich die Gegensätze zwischen den USA und 
der EU auf der einen Seite und beider zusam-
men gegenüber den Schwellenländern ver-
schärft haben, ist offen. An deren Zuspitzung 
wird das Treffen nichts ändern. Schon deswe-
gen aber wird die deutsche Präsidentschaft 

darum bemüht sein, das Thema von Krieg 
und Frieden, von Urhebern imperialistischer 
Kriege und Widerstand dagegen gar nicht 
erst aufkommen zu lassen, und alles daran-
setzen, einen Minimalkonsens zur Sicherung 
der Weltwirtschaft zu erreichen. Das ist ihr 
Geschäft im globalen Klassenkampf.
Die weitverbreitete Unzufriedenheit mit 
der Kriegspolitik nach außen und der Aus-
plünderungs- und Armutspolitik nach innen 
wird voraussichtlich Zehntausende zur Teil-
nahme an den Protestaktionen motivieren. 
Ein Bündnis aus Umweltverbänden, Gewerk-
schaften, Friedens- und anderen Gruppen hat 
zu Gegengipfel und Demonstrationen nach 
Hamburg aufgerufen, um eine starke Bewe-
gung wie letztes Jahr gegen TTIP und CETA 
auf die Straße zu bekommen. Unter ihnen 
sind auch Akteure, welche die gegensätzli-
chen Interessen und vor allem die tatsäch-
liche Politik der an G20 beteiligten Staaten 
verschweigen und deren Agieren undifferen-
ziert darstellen, was einer Verfälschung und 
Ablenkung von Krieg und Krise gleichkommt. 
Hier gilt aber: Wer vom Krieg nicht reden will, 
der sollte vom Kapitalismus schweigen! 

Arnold Schölzel
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Vereint wieder Kriege gewinnen?

Der unerwartete Wahlsieg des republika-
nischen Hasardeurs Donald Trump bei 

den US-Präsidentschaftswahlen am 8. Novem-
ber 2016 hat in Politik und Medien weltweit 
einen gewaltigen Wirbel ausgelöst. Fast alle 
Regierungen der westlichen Allianz, Clintons 
Demokratische Partei, diverse Bürgerbewe-
gungen und selbst einige unterlegene Mitbe-
werber der Republikaner überschlugen sich 
vor Besorgnis und Ablehnung dieser populi-
stischen Entgleisung des US-Parlamentaris-
mus. US-Leitmedien, einige Richter und die 
mächtigen Geheimdienste stellten sich gegen 
ihn. Es wurde gar „das Ende des alten Westens“ 
an die Wand gemalt. Bei der Kritik spielten 
Trumps Rassismus, seine Mißachtung recht-
licher Verfahrenswege, die Evangelikalen und 

„Falken“ seines Teams keine so große Rolle wie 
eine befürchtete „Verständigung mit Rußland“ 
und eine Abkehr vom Neoliberalismus. Inzwi-
schen sortieren sich im wirtschaftslobbyisti-
schen Machtgefüge die Kapitalfraktionen neu. 
Trump bemüht sich um die Majorisierung sei-
ner Partei und um potente Unterstützer beim 
Ausbau seiner Hausmacht, deren Begehrlich-
keiten er, wie jeder US-Präsident, dann auch 
bedienen wird. Im März gewann er den „Mili-
tärisch-industriellen Komplex“ und die Armee 
mit zusätzlichen Ausgaben von 54 Mrd. Dol-
lar für die Rüstung, um „Kriege auch wieder 
gewinnen“ zu können. Seine NATO-Vasallen 
verpflichtete er ebenfalls zu verstärkter Auf-
rüstung und zu mehr Gefolgschaftstreue bei 
Kriegseinsätzen. Außenpolitisch bedeutet 

„America  first“: die Beibehaltung des Freihan-
dels, wo immer er den USA Vorteile verspricht, 
erpresserische bilaterale Verhandlungen mit 
schwächeren Konkurrenten und harte Maß-
nahmen gegen Unbeugsame, besonders China 
und Rußland. Der gegen die reale Multipola-
rität gerichtete reaktionäre Hegemonialan-
spruch, von „Think tanks“ (Brzezinski und 
Friedman) ersonnen, gilt jetzt mehr denn je – 
so, wie es im Leitartikel des „RotFuchs“ vom 
März zu lesen ist: „Am imperialistischen Klas-
sencharakter der US-Außenpolitik hat sich 
nichts geändert.“
Wozu also das mediale und polit ische 
Schmierentheater nach Trumps Wahlsieg? Seit 
der „Wende“ von 1991 haben in Europa viele 
Menschen die Hoffnung auf soziale Gerechtig-
keit und die Durchsetzung der beschworenen 

„Werte“ von Demokratie, Offenheit und einer 
friedlichen Zukunft verloren. Rechte Demago-
gen bieten daher auch hierzulande ein Zurück 
in die Vergangenheit protektionistischer und 
militaristischer Nationalstaaten, einer obrig-
keitsstaatlich behüteten „Volksgemeinschaft“ 
und „sozialpartnerschaftlich“ zu erzeugenden 
Wohlstands als rettenden Strohhalm an.
Solche Vorstellungen will sich auch das ange-
schlagene Establishment in der Systemkrise 
zunutze machen. Dabei hilft ihnen der Trump-
Effekt: Plötzlich erscheinen Kriegstreiber wie 
John McCain und Machtpolitiker wie Hillary 
Clinton quasi als Musterdemokraten in einer 
Reihe mit Bernie Sanders und den Protestbe-
wegungen gegen Trump. Die Ablehnung der 

unsozialen und undemokratischen EU-Poli-
tik sinkt laut Umfragen. Selbst TTIP erscheint 
besser als Trumps Pläne. Es schallt: „Wir brau-
chen ein stärkeres Europa!“ Und wir benötig-
ten mehr Truppen, Rüstungsanstrengungen 
und Führungswillen bei Kriegseinsätzen für 
unsere nationalen Sicherheits- und Wirt-
schaftsinteressen. Schließlich wurden sogar 
schon eigene Atomwaffen gefordert.
Nach der Münchener „Sicherheitskonferenz“ 
schien dann alles wieder im Lot zu sein. „Die 
USA stehen zum Bündnis“: Truppenaufmär-
sche in Polen und dem Baltikum, Waffen und 
Instrukteure für Poroschenko, atomare Auf-
rüstung, NSA-Spionage, wie gehabt. Dazu: 
neue US-Stützpunkte in Deutschland! Merkel 
nebst Gauck äußerten nach einigem scham-
haften Lamento, sie seien überzeugt, daß 
die USA auch „weiterhin gemeinsam mit der 
NATO am Aufbau einer gerechten Weltord-
nung“ und für „unsere freie und offene demo-
kratische Wertegemeinschaft“ entschlossen 
eintreten würden. 
Fazit: Dieser Regierungswechsel verschärft 
nicht nur die konkurrierenden wirtschafts-
politischen Widersprüche unter den kapita-
listischen Staaten und die Klassengegensätze 
weltweit, sondern erhöht die Gefahr eines 
verheerenden Weltkriegs, durch höhere Risi-
kobereitschaft zur Durchsetzung globaler 
imperialistischer Dominanz. Dagegen gilt es 
Widerstand zu leisten – bestärkt durch Ver-
trauen in die politische Umsicht Rußlands und 
Chinas.  Jobst Heinrich Müller

Der Kampf geht weiter

Schreibt an Ana, Leonard und Mumia!

Noch im November war Hoffnung da. 
Von dieser Hoffnung getrieben, schrieb 

die 90jährige Schweizer Frie densaktivistin 
Martha Martin dem Präsidenten der USA einen 
Brief: „Ich schreibe Ihnen zugunsten einer Frau, 
die für bessere Beziehungen zwischen den Ver-
einigten Staaten von Amerika, ihrem Land und 
Kuba, zwi schen dem US-amerikanischen Volk 
und dem kubanischen Volk kämpft. Sie wollte 

– freilich illegal –, was Sie getan haben, Herr 
Präsident, als Sie die Wiederherstellung der 
diplomatischen Beziehungen mit Kuba ange-
kündigt haben: Sie wollte, daß die beiden 
Nationen friedlich, mit Re spekt und Neugierde 
als gute Nach barn leben.
Sie werden sie kennen, ihr Name ist Ana Belén 
Montes, seit mehr als 15 Jahren im Gefängnis. 
Sie leidet an Krebs, und sie leidet darunter, von 
ihren Liebsten getrennt zu sein.
Wie ich verstehe, ist es in Ihrer Macht, am Ende 
Ihrer Präsident schaft, eine bestimmte Menge 
von Menschen zu begnadigen. Ana Belén Mon-
tes ist eine Gewissensgefangene, sie hat nie 
Gewalt angewendet, was sie tat, geschah aus 
Idealismus, aus hu manitären Gründen, für 
eine bessere Welt.“ – Martha Martin hat keine 
Antwort erhalten, wie wohl alle die Tausen-
den auch nicht, die es ihr gleichgetan hat ten.

Und Barak Obama hat bis zu sei ner letzten 
Amtshandlung enttäuscht. Unter den 208 
Begnadigungen und Strafreduktionen, die 
er bis zum 20. Januar 2017 noch aussprach, 
waren mit der Whistleblowerin Chelsea 
Manning und dem puertoricanischen Frei-
heitskämpfer Oscar Lopez Rivera zwar zwei 
Persönlichkeiten dabei, für deren Freilas-
sung auch wir uns eingesetzt hatten. Doch 
was Hunderttausende sich auf der ganzen 
Welt erhofften, nämlich eine Begnadigung 
der Ge wissensgefangenen Ana Belén Mon tes, 
des Aktivisten für die Rechte der Ureinwoh-
ner Leonard Peltier und des afroamerikani-
schen Journalisten Mumia Abu-Jamal, blieb 
schändlicher weise aus. Die Freilassung politi-
scher Gefangener ist – wie die Einhaltung der 
elementarsten Menschenrechte – eine Forde-
rung, welche die USA nur dann auf ihre Fahne 
schreiben, wenn es nicht um das eigene Land 
geht. Die aus Puerto Rico stammende Ana 
Belén Montes, die sich der de struktiven Kuba-
Politik der USA mutig entgegenstellte, indem 
sie In formationen über aggressive Pläne ihres 
Landes weitergab, bleibt unter prekärsten 
Bedingungen in Haft.

Martin Schwander  
(Aus „Unsere Welt“, Basel, 1/2017)

Ana selbst wird die Grußkarten und Solidari-
tätsbriefe unter den jetzi gen Haftbedingun-
gen zwar nicht lesen dürfen. Trotzdem werden 
sie Auswirkungen haben: Die Gefängnisad-
ministration wird ein mal mehr merken, daß 
diese tapfere Frau nicht allein steht und die 
Öffent lichkeit genau hinschaut, was mit ihr im 
Gefängnis passiert.

Ana Belén Montes, No. 25037-016
Carswell Detention Center
3000, 1 St, Fort Worth, TX 76127 (USA)

Schreibt auch Leonard Peltier und Mumia 
Abu-Jamal – jede Aufmunterung ist wichtig:
Leonard Peltier, No. 89637-132
USP Coleman I P.O. Box 1033 Coleman,  
FL 33521 (USA)

Mumia Abu-Jamal, No. AM 8335 SCI 
Mahanoy 301 Morea Road Frackville,  
PA 17932 )USA)
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Millionen Soldaten sind in den Krieg gezogen
und kommen vielleicht nie zurück,
Millionen Mütterherzen brechen
vor Kummer um die umsonst Gestorbenen.
Den Kopf gramgebeugt,
zur Einsamkeit verdammt,
hörte ich das Flehen einer weinenden Mutter:

Refrain
Ich habe meinen Sohn zum Krieger nicht erzogen, 
ich zog ihn auf als Stolz und Freude meiner alte Tage.  
Wer wagt es, ihm die Waffen in die Hand zu drücken, 
damit er einer anderen Mutter teures Kind erschießt? 

Die Nationen müssen ihre Probleme friedlich regeln.
Es ist die höchste Zeit, die Waffen fortzuwerfen! 

Es könnte niemals einen Krieg mehr geben, 
wenn alle Mütter in die Welt es schreien würden: 
Ich habe meinen Sohn zum Soldaten nicht erzogen!

Welcher Sieg könnte das Herz einer Mutter erfreuen,
wenn sie auf ihr zerstörtes Haus schaut?
Welcher Sieg könnte ihr zurückbringen,
was einst ihr eigen war?
Laßt künftig jede Mutter antworten:
Denkt daran, daß mein Junge zu mir gehört.

Refrain
Ich habe meinen Sohn zum Krieger nicht erzogen ...

Worte: Alfred Bryan;  
Musik: Albert („Al“) Piantadosi (1915)

Ich habe meinen Sohn zum Krieger nicht erzogen

Käthe Kollwitz: Pietá

Titelseite der Erstausgabe

Lied einer deutschen Mutter
Mein Sohn, ich hab dir die Stiefel 
Und dies braune Hemd geschenkt: 
Hätt ich gewußt, was ich heut weiß 
Hätt ich lieber mich aufgehängt. 

Mein Sohn, als ich deine Hand sah 
Erhoben zum Hitlergruß 
Wußte ich nicht, daß dem, der ihn grüßet 
Die Hand verdorren muß. 

Mein Sohn, ich hörte dich reden 
Von einem Heldengeschlecht. 
Wußte nicht, ahnte nicht, sah nicht: 
Du warst ihr Folterknecht. 

Mein Sohn, und ich sah dich marschieren 
Hinter dem Hitler her 
Und wußte nicht, daß, wer mit ihm auszieht 
Zurück kehrt er nimmermehr. 

Mein Sohn, du sagtest mir, Deutschland 
Wird nicht mehr zu kennen sein. 
Wußte nicht, es würd werden 
Zu Asche und blut’gem Stein. 

Sah das braune Hemd dich tragen 
Hab mich nicht dagegen gestemmt. 
Denn ich wußte nicht, was ich heut weiß: 
Es war dein Totenhemd.

Bertolt Brecht (1942)

Am 23. 2. 1915 stand in der  Wiener Zeitung  
„Neue Freie Presse“ folgende Notiz:

In New York wird jetzt in allen Varietés, 
Musikhallen, auf der Straße und im Salon 
ein Protestlied gegen den Krieg gesungen: 
das Lied der Mütter gegen den Krieg. 
In seiner Nummer vom 2. März 1915 
druckte der Brünner „Volksfreund“ die 
Notiz ab. Aus dem Brünner Blatt über-
nahm sie die „Volkswacht“ in Mährisch-
Schönberg in ihre Nummer vom 5. März. 
Die Notiz wurde nirgendwo beanstandet. 
Der Beamte der Bezirks krankenkasse Frei-
walden, Karl Langer, schrieb das Gedicht ab, 
machte auf der Schreibmaschine acht bis 
zehn Abzüge, von denen er an Frauen, die 
in die Be zirkskrankenkasse kamen, einige 
verteilte. Die Behörde erfuhr davon. Karl 
Langer wurde sofort verhaftet und wegen 
Verbrechens der Störung der öffentlichen 
Ruhe (§ 65 Str.-G.) vor das Landwehr- 
divisonsgericht Kra kau in Mährisch- 
Ostrau gestellt. Nach diesem Para graphen 

macht sich der Störung der öffentlichen 
Ruhe schuldig, wer „zum Ungehorsam, zur 
Auflehnung oder zum Widerstande gegen 
Gesetze, Verordnungen, Er kenntnisse oder 
Verfügungen der Gerichte oder anderer 
öffentlicher Behörden auffordert, aneifert 
oder zu ver leiten sucht“. Das Landwehr-
divisonsgericht erkannte Langer für schul-
dig und verurteilte ihn zur Strafe des Todes 
durch den Strang! Im Gnadenweg wurde 
vom zuständigen Kommandanten die Strafe 
auf fünf Jahre schweren Kerkers herabge-
setzt. 

(Karl Liebknecht zitierte aus dem Lied und 
aus diesem Bericht in seiner Rede zum Justiz-
etat im Preußischen Landtag im März 1916. 
Bei Youtube kann man sich verschiedene 
Versionen des Friedensliedes ansehen und 
anhören, z. B. https://www.youtube.com/
watch?v=-C2qOAgMCl4)

Am 28. Mai 2017 verstarb im Alter  
von 88 Jahren unser Genosse 

Erwin Mitzkat 
Als Gründer der „RotFuchs“-
Gruppe Teterow und deren 
langjähriger Vorsitzender hat er 
sich hohes Ansehen erworben. 
Wir behalten Erwin in guter 
Erinnerung. Seinen Angehörigen 
sprechen wir unser aufrichtiges 
Beileid aus.



Seite 4 RotFuchs / Juli 2017

Rußland – die größte Bedrohung  
für die Sicherheit der USA? 

In den letzten drei Jahren haben die USA 
gegenüber Rußland eine Pol it ik der 

aggressiven Bedrohung betrieben. Noch 
kurz vor Machtantritt des neuen US-Prä-
sidenten haben die alten Eliten Haß- und 
Dämonisierungsaktivitäten gegen Rußland 
in Kraft gesetzt, die zu einem Antistart 
führten. Dazu gehörten u. a. neue Sank-
tionen gegen den russischen Finanz- und 
Öl-Sektor, die Ausweisungen russischer 
Diplomaten, eine hyster isier te Propa-
ganda, die Zuspitzung der Konfrontation 
an der Westgrenze Rußlands, in Syrien, der 
Ukraine, dem Jemen. 
Sie wollten damit vor allem gute Beziehun-
gen USA – Rußland langfristig unmöglich 
machen und dem neuen Präsidenten der 
USA und Rußland schaden. Das ist einmalig. 
Der Ehrenvorsitzende des Präsidiums des 
Rates für Außen- und Militärpolitik Ruß-
lands, Sergej Karaganow, stellte dazu fest: 

„Die USA haben eine Reihe politischer und 
militärischer Niederlagen im Nahen Osten, 
in Afghanistan sowie Einf lußverluste in 
Asien, aber auch solche in Sicherheitsfra-
gen zu erklären, für die man Rußland ver-
antwortlich machte und mit Sanktionen 
und Isolationspolitik bestrafte.“ 
Die Trump-Administration strebt, trotz 
großer Gegenwirkung anderer Machtzen-
tren im eigenen Land, in globalen Fragen 
einen Konsens mit den Hauptkonkurrenten 
Rußland, China und Indien an. Diese inne-
ren Widersprüche treiben die USA beim 
Kampf um die Durchsetzung eigener Inter-
essen zu einem nicht adäquaten Einsatz 
militärischer Mittel, wie der Schlag gegen 
die syrische Luftwaffenbasis al-Schairat 
zeigte. Für Rußland geht es darum, die Iso-
lation durch die USA und andere Mächte zu 
überwinden, die Anerkennung als global 
agierende Großmacht zu erreichen sowie 
die Ausdehnung der USA und der NATO in 
russisches Interessengebiet aufzuhalten 
und nach Möglichkeit zurückzudrehen; die 
militärische Bedrohung soll möglichst auf 
das Niveau von 2001 zurückgeführt wer-
den. 
Die Interessen der USA und Rußlands 
könnten unterschiedlicher nicht sein. Die 
USA haben die gleichzeitige Abschreckung 
zweier so starker global agierender Kon-
kurrenten wie Rußland und China verfolgt 
und leisteten sich dabei einen strategi-
schen Fehler, der die Hauptkonkurrenten 
der USA zusammenbrachte. Rußland ist 
z. Z . das einzige Land der Erde, welches 
die USA mit seinen Kernwaffen und sei-
nem wachsenden konventionellen Poten-
tial mehrfach vernichten könnte. Weiterhin 
haben die USA den antirussischen und pro-
westlichen Putsch in der Ukraine f inan-
ziert und leisten dem Nachputsch-Regime 
bis heute militärische Unterstützung. Der 
damalige Chef der CIA, O. Brennan, gab in 
einem Interview zu, daß die USA Krimi-
nelle zur Auslösung der Unruhen auf dem 

Maidan und im Donbass nutzten, was wie 
auch in Syrien zu vielen Toten und Verletz-
ten führte. 
Als aber Rußland die Bewohner der Krim 
und des Donbass ebenfalls unterstützte, 
ant worteten die USA und ihre Partner 
mit Sanktionen. Ab diesem Moment mach-
ten die Eliten des Westens und deren Pro-
pagandaapparat Rußland zum größten 

„Bedroher“ der Sicherheit der USA und 
der NATO-Staaten. Der damalige Chef des 
Pentagons, Ashton Carter, legte in dieser 
Situation die Rolle Rußlands als langjäh-
rigen Gegner fest, denn man brauchte für 
die Propaganda und die Profite einen vor-
zeigbaren Gegenspieler. Ein existentielles 
Interesse haben die USA an der weltweiten 
Kontrolle der Rohstoff- und Energieträger-
förderung sowie an dessen Transport und 
Verkauf, weil Letzterer meist immer noch 
in Dollar abgewickelt wird und für die USA 
Profite ohne Gegenleistung abwirft. Ruß-
land reagierte und verkauft immer mehr 
Partnern Rohstof fe und Energieträger 
gegen Landeswährung und verringert so 
seine Abhängigkeit vom Dollar. 
Demokratisierungsmissionen, „farbige 
Revolutionen“ und Cyber-Aktionen wer-
den von den USA zur Einf lußnahme auf 
die inneren Angelegenheiten anderer Staa-
ten sowie zur Erweiterung ihres Einf luß-
gebietes f inanziert und genutzt . Damit 
eröffneten die USA weitere Konf liktfelder 
gegenüber Rußland. 
Rußlands eigene Interessen bestehen darin, 
die Sanktionen des Westens und die eige-
nen Gegensanktionen zu nutzen, um die 
Wirtschaft auszubauen, strategisch wich-
tige sowie exportträchtige neue Techno-
logien und Erzeugnisse zu entwickeln, die 
Armee und andere Staatsorgane auf Vor-
dermann zu bringen sowie zu einem selbst-
bestimmten und sozial stabilen Staat zu 
werden. 
Konf likte entstehen, wenn unterschied-
l iche Int er e ssen von St a at en au fei n-
a n d e r t r e f f e n  u n d  w e n n  R e g e l n  z u r 
Konf l ik t lösung fehlen. Konf l ik te z w i-
schen den beiden Ländern entstanden bis-
her hauptsächlich bei der aggressiven und 
unnachgiebigen Durchsetzung von Zielen 
und Interessen durch die USA gegen russi-
sche Interessen. Rußland wurde dadurch 
zu Reaktionen gezwungen, da stets die Exi-
stenz, die Souveränität und die Stellung 
des Landes in der Welt auf dem Spiel stan-
den. 
Ü ber a l lem schwebt der Konf l ik t der 
Supermächte auf dem Gebiet der Kern-
waffen. Beide Länder halten ihre Kernwaf-
fenkräfte, die den Sozialfonds Unsummen 
für Modernisierungen und Erneuerungen 
entziehen, bereits 15 Jahre lang in stän-
diger Einsatzbereitschaft . Rußland muß 
g rößte A ns t reng ungen unter nehmen, 
um das annähernde Gleichgewicht der 
Kernwaffen-Triaden aufrechtzuerhalten. 

Vernunft, Verträge, die Verringerung der 
Kernwaf fenpotent ia le und deren Kon-
trolle, die Unterbindung der Weiterver-
breitung sowie ein Moratorium zu neuen 
Kernwaffen wären notwendige Schritte 
für ein Überleben der Menschheit. 
Zum besseren Verstehen der Konflikte zwi-
schen den USA und Rußland sei auf den 
Syrienkonf likt verwiesen, der die dort 
handelnden Koalitionen bereits mehrfach 
an den Rand eines großen Krieges brachte. 
Der Kampf um die Befreiung Aleppos vom 
IS, an der Nusra-Front und der mit die-
sen verbündeten bewaffneten Opposition 
zeigte die Gegensätzlichkeit der Interes-
sen beider Seiten. US-Piloten griffen Ein-
heiten der syrischen Armee an und töteten 
und verletzten Hunderte syrische Solda-
ten, darunter auch russische Ausbilder. Als 
Antwort vernichteten russische Flugzeuge 
eine geheime Basis mit Spezialkräften der 
westlichen Seite und Israels. 
Die USA-Koalit ion, die f ür die Teilung 
Syriens und die Ablösung Assads kämpfte, 
beanspruchte Aleppo als zweite Haupt-
stadt. Die russische Koalition schützt den 
demokratisch gewählten Präsidenten und 
den Erhalt des Staates Syriens. Aus dieser 
gegensätzlichen Interessenlage entstand 
ein unversöhnlicher militärischer Kon-
f likt . Die Seiten stellten sich Ultimaten. 
Die Einnahme Aleppos durch die syrisch-
russisch-iranische Koalition machte die 
USA-Koalit ion zu Verlierern. Diese Art 
der Kampf handlungen wiederholte sich 
mehrere Male. Rußland behielt die Ner-
ven, band auch die bewaffnete Opposition 
in die Verhandlungen ein und befriedete 
Tausende Orte und Gebiete. 
Die alten US-Eliten suchten Rache und 
zwangen den Präsidenten mittels einer 
Giftgasprovokation mit vielen Opfern, die 
Assad angelastet wurden, einen Luftschlag 
zur Vernichtung der syrischen Air-Base 
al-Schairat zu befehlen. Die USA brachen 
damit wiederum internationales und natio-
nales Recht. Ein sofortiger Antwortschlag 
Rußlands hätte zu einem großen regiona-
len Krieg führen können. Diplomatische 
Bemühungen konnten das Schlimmste ver-
hindern: US-Außenminister Tillerson war 
trotz alledem in Moskau und sein Gegen-
part Lawrow in Washington. Dennoch gibt 
es wegen der unterschiedlichen Interes-
sen kein gemeinsames Handeln der Koali-
tionen. 
Neue russisch-türkische Vorschläge aus 
Astana zur Einrichtung von Schutzzonen 
standen bei den Genfer Syrienverhandlun-
gen zur Debatte, und auch Assad ist noch 
an der Macht. Putin äußerte dazu im fran-
zösischen Fernsehen: „Die einzige mög-
liche Variante eines Macht wechsels in 
Syrien ist die Durchführung von demo-
kratischen Wahlen unter internationaler 
Kontrolle.“

Oberst a. D. Gerhard Giese, Strausberg
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Protest gegen NATO-Rüstungstreffen in Brüssel

Was für ein NATO-Gipfel! US Präsident 
Trump will Schulden eintreiben, die 

es nicht gibt, und die europäischen Regie-
rungschefs erklären erneut, daß sie zwei 
Prozent des Bruttospzialprodukts 
für Rüstung ausgeben wollen. Eine 
ungeheure Aufrüstungswelle steht 
uns bevor, für die BRD von 37 Milli-
arden Euro auf 69 Milliarden jähr-
lich, für Europa von 200 Milliarden 
auf weit über 300 Milliarden Euro! 
Das Europa der Krise, der Arbeits-
losigkeit sol l sinnlose Inter ven-
t ionen und Kriege bezahlen, die 
Rüstungskonzerne werden jubeln; 
Bi ldung , Wissenschaf t , Gesund-
heit und Umweltausgaben werden 
gekürzt werden.
Die Beteiligung der NATO am „Kampf 
gegen den IS“ besser: an den völker-
rechtswidrigen Kriegen, wurde ver-
einbart. Deutschland gehört damit 
noch mehr zur aktiven Kriegsalli-
anz, eines Krieges, der Terror aus-
übt und weiteren Terror provoziert. 
Ein noch brutalerer Bombenkrieg 
wird die Folge sein. Unschuldige 
Menschen sind die wesentlichen 
Opfer, eine erneute Stärkung des IS 
und verbündeter „Terrorgruppen“ 
steht zu befürchten. Der Krieg in 
und um Syrien wird angeheizt. Die 
gesamte Region wird noch mehr ein 
unbeherrschbares Pulverfaß. Diese 
Fortsetzung des Krieges gegen den 
Terror wird genauso scheitern, denn 
Kriege lösen keine Probleme, ver-
stärken diese nur und destabilisie-
ren ganze Gesellschaften, Länder 
und Regionen.
Die drei C dieses Gipfels: Cash, Capa-
bilities, Contributions lassen sich 
ganz einfach übersetzen: mehr Geld 
für modernere Waffen, für noch 
mehr Kriegen, weltweit.
Brüssel war aber nicht nur eine 
Stadt der aktiven und kalten Krie-
ger. Mehr als 12 000 Demonstranten 
zogen am 24. Mai in einer bunten, 
jungen, vielfältigen, imposanten und 
lauten Aktion durch die Stadt. Stun-
denlang zog sich diese ausdrucks-
volle Friedensschlange durch die 
Straßen Brüssels, vielfältig die Bil-
der, die Transparente, die Puppen 
und die selbstgemalten Plakate. Musika-
lisch und laut war die Aktion, internatio-
nal gestaltet. Viele Länder, viele Slogans, 
eine beeindruckende Atmosphäre. Überall 
hallte ein „Nein zur NATO!“ durch die Stra-
ßen, „Keine weitere Aufrüstung!“ war die 
verbindende Losung einer Demonstration 
von Friedensbewegten, Globalisierungs-
kritikern, Frauenbewegten und Umwelt-
schützern – einer breiten Koalition des 
Widerstandes, die aus ganz unterschied-
lichen politischen Quellen gespeist wird.
Mehr als 200 Menschen besuchten den 
Gegengipfel der belgischen und internatio-
nalen Friedensbewegung am Donnerstag. 

Die Internationalität prägte die Friedens-
konferenz. Diese stand ganz im Zeichen der 
aktuellen friedenspolitischen Herausfor-
derungen. 

In einer Atmosphäre der Solidarität und 
der gegenseitigen Toleranz wurden mehr 
Gemeinsamkeiten deutlich, als vorher zu 
erwarten waren:
• Die Herausforderung der Friedens-

bewegung ist es, die aktuelle Aufrü-
stungsrunde hin zu 2 Prozent des 
Bruttosozialproduktes abzuwehren 
und reale Abrüstung durchzusetzen: 
Abrüstung für Entwicklung und Abrü-
stung für die Lösung der sozialen und 
globalen Herausforderung verband die 
Teilnehmer. Deutlich wurde eine große 
Bereitschaft, sich für diese Ziele noch 
stärker einzusetzen.

• Der UN-Atomwaffen-Verbotsvertrag, 
dessen internationaler Entwurf am 
Montag vorgestellt wurde, muß Reali-
tät werden, atomare Abrüstung gerade 

gegen die atomare Aufrüstungspo-
litik aller Atomwaffenmächte muß 
durchgesetzt werden. Europa muß 
endlich atomwaffenfrei werden.

• Kooperation statt Konfrontation 
ist sinnvoll, notwendig und möglich 

– das gilt zuerst und besonders mit 
Rußland. Jede Feindbild-Konstruk-
tion dient nur der Kriegsvorberei-
tung.

• Ein Ende der Interventionskriege 
(sei es in Mali oder Afghanistan oder 
an den vielen anderen Kriegsorten 
der NATO) ist die Bedingung und 
Voraussetzung für eine friedliche 
und gerechte Entwicklung der Welt.

Die NATO-Mitgliedsstaaten wollen 
ihre Aufrüstungs- und Kriegsbe-
schlüsse von Brüssel „wirkungs-
voll evaluieren“ – wir werden jedes 
Jahr mit einer Friedensevaluation 
die zivilen Alternativen gegen diese 
Politik aufzeigen.
Alle diese Punkte bedeuten ein kla-
res Nein zur NATO und signalisieren, 
daß diese K r iegsmaschine wei-
ter delegitimiert werden muß. Ziel 
muß die Überwindung der NATO 
sein. NATO und globaler Frieden 
sind nicht kompatibel – koopera-
tive, friedliche Zusammenarbeit ist 
das Ziel. Diese Grundpositionen des 
internationalen Netzwerkes „No to 
War – no to NATO!“ fanden umfas-
sende Zustimmung.
All das wird nur Realität durch eine 
breite, vielfältige, durchaus unter-
schiedliche, aber auch einheitlich 
handelnde internationale Friedens-
bewegung, die mit größeren Aktio-
nen gesellschaftliche Zustimmung 
erfährt und in einem viel umfassen-
deren Maße wieder mobilisierungs-
fähig wird.
Einen Beitrag dazu zu leisten, das 
sahen die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer dieses Gegengipfels durch-
aus a ls ihre „ Hausau fg abe“ a n . 
Die optimist ische St immung der 
Demonstration und des Gegengip-

fels macht Mut, dieses große Ziel zu errei-
chen. Die nächsten Aktionen, u. a. beim 
G20-Gipfel in Hamburg und bei den Ram-
stein-Protest-Aktionen, werden nicht nur 
für Deutschland erste Gradmesser sein.

Reiner Braun  
(Co-Präsident des Internationalen 

Friedensbüros [IPB]) 

Kristine Karch, Lucas Wirl  
(Koordinatoren des Netzwerkes  

No to war – No to NATO)

Weitere Informationen auf www.no-to-nato.org 

Investiert in den Frieden, nicht in den Krieg!
 Fotos: Lucas Wirl

Keine neuen Atomwaffen!
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G20-Gipfel – Die Antikriegsbewegung beteiligt sich an Gegenaktionen 

Frieden und Völkerrecht statt globalisierte NATO
In der polit ischen Bandbreite der zum 

G20-Gipfel angesagten Protestaktionen 
werden die globalen Themen aufgegriffen 
wie Umweltzerstörung und Klimawandel 
sowie die Zerstörung der menschlichen 
Lebensgrundlagen durch den sogenann-
ten Freihandel. Diese Faktoren tragen auch 
in zunehmendem Maß zu den weltweiten 
Fluchtbewegungen bei, die heute vor allem 
durch regionale Stellvertreterkriege ver-
ursacht werden. Diese Kriege bergen eska-
lierende Risiken derart, daß es anstelle 
der militärischen Konfrontation zwischen 
regionalen Stellvertretern zum direkten 
Schlagabtausch der Atommächte dieser 
Welt kommen kann. Das wird auch an der 
forcierten Kriegspropaganda gegen Ruß-
land und der NATO-Truppenstationierung 
an dessen Westgrenze deutlich.
Zudem wird seit kurzem in Deutschland eine 
eigene Verfügungsgewalt über Atomwaffen in 
die Debatte gebracht. Die ohnehin bereits vor-
handene atomare Teilhabe soll damit einen 
offiziellen Charakter bekommen, als gäbe es 
keinen für Deutschland völkerrechtlich ver-
bindlichen Atomwaffensperrvertrag. Hin-
gegen haben sich Ende Oktober 2016 in der 
UN-Vollversammlung zwei Drittel der Mit-
glieder für Verhandlungen über ein Atom-
waffenverbot, d. h. einer völkerrechtlichen 
Ächtung dieser Waffen in 2017 ausgespro-
chen, natürlich gegen den Widerstand der 
Atommächte (China, Indien und Pakistan 
enthielten sich immerhin der Stimme) und 
den NATO-Staaten. Diese arbeiten statt des-
sen an milliardenschweren atomaren Auf-
rüstungsprogrammen: die USA mit neuen 
nuklearen Lenkgeschossen, mit denen die 
in Büchel einsatzbereit stationierten nukle-
aren Fallbomben „modernisiert“ werden 
sollen, sowie Großbritannien mit dem innen-
politisch als Milliardengrab in der Kritik ste-
hendem Programm zur Modernisierung der 
nuklearen Trident-U-Boote. Bei den weltwei-
ten Rüstungsausgaben haben die NATO-Staa-
ten einen Anteil von mindestens 60 Prozent, 
bei Einschluß von engen NATO-Partnern wie 
Israel und Japan sogar von 70 Prozent. 
Beim G20-Gipfel in Hamburg vertreten die 
anwesenden Staatschefs etwa zwei Drittel 
der Weltbevölkerung und etwa 90 Prozent 
der weltweiten Wirtschaftsleistung. Von 
diesen könnten deshalb auch Impulse ausge-
hen für globale Zusammenarbeit zur Lösung 
der dringenden Menschheitsprobleme. Dann 
hätte auch der G20-Gipfel seine Berechtigung. 
Jedoch stellt dieser durch die Dominanz der 
NATO – und der ebenfalls im Kanon der Auf-
rüstungspolitik vertretenen EU-Staaten – 
kein Forum für Lösungen, sondern ein Teil 
des Problems dar.
Die Friedensbewegung beteiligt sich an den 
Gegenaktionen zum G20-Gipfel in Hamburg 
mit eigenen Beiträgen zu geplanten Gegenver-
anstaltungen und der für den 8. Juli geplan-
ten Großdemo. 

Karl-Heinz Peil  
(Bundesausschuß Friedensratschlag)

Fünf Gründe, in Hamburg  
gegen die G20 zu protestieren

Wenn im Juli die Staatschefs zusammenkom-
men, erwartet die Stadt die größten Proteste 
ihrer Geschichte.
Die 20 Staats- und Regierungschefs, die sich 
am 7. und 8. Juli in Hamburg treffen werden, 
repräsentieren große Industrie- und Schwel-
lenländer sowie die EU und treffen sich seit 
2008 in diesem Kreis. Die Asienkrise hatte 
1999 zur ersten Einberufung des Gremiums 
als informelles Treffen der Finanzminister 
geführt. Auch das Treffen der Chefs 2008 
war eine Reaktion auf eine Krise, nämlich 
die beschönigend Finanz- und Bankenkrise 
genannte Krise des globalen Kapitalismus.
Die Bundesregierung beschreibt auf ihrer 
offiziellen G20-Webseite das Gremium „als 
das bedeutendste Forum für wirtschafts- 
und finanzpolitische Zusammenarbeit“. Der 
selbsterhobene Anspruch der Versammelten 
besteht also darin, den modernen Kapitalis-
mus zu managen, seine Krisen zu bewältigen 
und vor allem die Weltwirtschaft, sprich die 
Kapitalverwertung, in Schwung zu halten. Das 
mißlingt ihnen offensichtlich gründlich, und 
zwar nicht nur, weil sie unfähig wären, son-
dern weil sie die falschen Rezepte anwenden. 
Die Themen benennt wiederum die Bundes-
regierung: „geopolitische Konflikte, Terro-
rismus, Migrations- und Fluchtbewegungen, 
Armut und Hunger sowie voranschreitender 
Klimawandel und Epidemien“.
Wer wollte dieser Problembeschreibung 
widersprechen? Wenn man allerdings auf die 
Lösungsansätze schaut, die von G20-Regie-
rungen propagiert werden, dann finden wir 
nur alte Rezepte, die schon in der Vergangen-
heit ihre Untauglichkeit bewiesen haben, wie 
Wirtschaftswachstum, Freihandel, Schaffung 
privater Investitionsmöglichkeiten und in 
deren Folge umfassender Sozialabbau.
Auch ein genauerer Blick auf die Einzelthe-
men lohnt sich:

1. Geopolitische Konflikte und 
Terrorismus

Syrien, Irak, Afghanistan, Kongo, Ukraine, 
Jemen. Jeder dieser Kriege kann sich noch 
weiter ausdehnen. An jedem sind gleich 
eine ganze Reihe G20-Länder beteiligt, und 
nirgendwo verfügen sie über erfolgver-
sprechende Ideen der Deeskalation und Frie-
densstiftung. Auch terroristische Gruppen 
haben ihre eigene Logik und entstehen nicht 
einfach nur als Folge des Agierens Dritter. 
Aber die wesentlichste Ursache für ihre in 
den letzten Jahren ständig wachsende Basis 
liegt in der Politik der G20, nicht zuletzt in 
deren Kriegen.

2. Migrations- und Fluchtbewegungen

Inzwischen weit über 60 Millionen Menschen 
haben nicht nur ihr Zuhause, sondern dabei 
auch ihr Land verlassen. Das tun sie in großer 
Zahl nur dann, wenn ein Leben dort unmög-
lich ist. Im Sommer 2015 waren die zehn 
wichtigsten Herkunftsländer von Geflohenen 

in Deutschland: Syrien, Albanien, Kosovo, 
Afghanistan, Irak, Serbien, Eritrea, Mazedo-
nien, Pakistan, Nigeria. In jedem dieser Län-
der haben G20-Staaten in den letzten Jahren 
Krieg geführt, regionale Konflikte akzep-
tiert oder verstärkt. Für jedes gilt, was die 
Gruppe „Kanak Attak“ schon vor über einem 
Jahrzehnt formulierte: „Wir sind hier, weil ihr 
unsere Länder zerstört.“

3. Armut und Hunger

Obwohl der Anteil der Hungernden an der 
Weltbevölkerung gesunken ist, haben immer 
noch mehr als 800 Millionen Menschen nicht 
genug zum Essen. Dabei werden nach wie vor 
Nahrungsmittel für fast 12 Milliarden Men-
schen jährlich produziert. Hunger ist ein Ver-
teilungsproblem und als solches eng mit dem 
Kapitalismus verbunden, in dem nur versorgt 
wird, wer bezahlen kann. Institutionen wie 
die Weltbank und der Internationale Wäh-
rungsfonds, die bei den G20 regelmäßig mit 
am Tisch sitzen, haben mit ihren Programmen 
viel dazu beigetragen, daß Unterstützungs-
maßnahmen für die Ärmsten, die es in zahl-
reichen Ländern gab, beendet wurden.

4. Voranschreitender Klimawandel

Die G20 sind für 82 Prozent der weltweiten 
Kohlendioxidemissionen verantwortlich.

5. Epidemien

Verarmung, Abschaffung staatlicher Gesund-
heitsvorsorge, ausbleibende Finanzierung 
der Weltgesundheitsorganisation und dafür 
Förderung privater Organisationen wie 
der Bill-und-Melinda-Gates-Stiftung haben 
wesentlichen Anteil an der sich verschlech-
ternden Gesundheitssituation in vielen Län-
dern der Welt.
Es sind also genau die Verursacher und 
Antreiber all der genannten Probleme, die 
sich im Juli in Hamburg versammeln wer-
den. Dabei haben sie inzwischen auch mas-
sive Widersprüche untereinander, so daß es 
naiv wäre zu erwarten, daß sie mehr tun, als 
das Ganze trotz verschiedener Störungen am 
Laufen zu halten.
Sowohl die führenden Neoliberalen (May aus 
Großbritannien, Abe aus Japan, Merkel aus der 
BRD u. a.), als auch autoritär geführte Staaten 
wie Rußland, China, die Türkei oder Saudi-
Arabien und rechtsradikale, rassistische 
Regimes wie Indien, Brasilien, Mexiko sind 
dabei, und natürlich fehlen auch die korrup-
ten Regierungschefs aus Südkorea oder Süd-
afrika nicht. Ein besonderes Glanzlicht wird 
dieses Jahr Donald Trump aus den USA sein. 
Vielleicht kommt auch noch Marine Le Pen 
aus Frankreich dazu.
Nicht nur die von Grund auf falsche Politik, 
sondern auch dieses Personal zeigt, daß 
die G20 Teil des Problems und nicht der 
Lösung sind. Wer sich solche Figuren ein-
lädt, hat sich selbstverständlich auch den 
internationalen Protest eingeladen. Also 
auf nach Hamburg!
 Werner Rätz (attac)
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Ecuador entschied sich mit Lenín für die Zukunft

Aufgrund des von der ersten Runde der 
Präsidentschaftswahlen im Februar eröff-

neten Weges waren die Ecuadorianer Anfang 
April aufgerufen, erneut zu den Wahlurnen zu 
gehen, um in einer zweiten Runde zwischen 
zwei entgegengesetzten Optionen zu entschei-
den: der Zukunft und der Vergangenheit.
Auf der einen Seite repräsentierte der Kandi-
dat der Alianza País, Lenín Moreno, die Konti-
nuität der Bürgerrevolution, die Millionen von 
Menschen in den letzten Jahrzehnten von der 
Armut befreit und die Ressourcen des Staates 
dem Wohlergehen der Bürger zur Verfügung 
gestellt hatte. Auf der anderen Seite verkörperte 
der Multimillionär und Bankier Guillermo Lasso 
von der rechtsgerichteten Alianz Creando Opor-
tunidades (CREO), die Rückkehr zum Neolibe-
ralismus, der Ecuador zu Ende des vergangenen 
Jahrhunderts an den Rand des finanziellen 
Bankrotts gebracht hatte.
Die Rechte hatte eine Kampagne entwickelt, 
mit der sie versuchte, sich als Option für einen 

„Wandel“ zu verkaufen. Aber die Ergebnisse 
beweisen, daß die Mehrzahl der Ecuadorianer 
sich nicht durch Vernebelungen hinters Licht 
führen ließ, sondern die objektiven Verände-
rungen wertschätzte, die das Land im letzten 
Jahrzehnt der Regierung des Präsidenten Rafael 
Correa erlebt hat.
Die Biographie des Kandidaten der Rechten ist 
eine Anhäufung der schlechtesten Praktiken  
lateinamerikanischer Eliten, die der neolibera-
len Doktrin treu ergeben sind, in der private und 
familiäre Interessen mit Ambitionen von Unter-
nehmen, Banken und Politikern vermischt sind.
Es handelt sich um die Hauptfigur des Neo- 
liberalismus in Ecuador und einen der bekann-
ten Vertreter der Parteienherrschaft, die zu 
Beginn dieses Jahrhunderts die Macht verlor, 
als kein Präsident es mehr schaffte, sein Man-
dat zu beenden.
Lasso war Wirtschaftsminister während der 
demokratisch-christlichen Regierung von Jamil 
Mahuad. Und wenn er auch die Regierung ver-
ließ, bevor die Finanzblase explodierte, ist er 
doch einer der Verantwortlichen der Krise, in 
die das Land zu Ende deren Zeit geriet. 1994 
war er führend an der Annahme des Allgemei-
nen Gesetzes der Finanzeinrichtungen betei-
ligt, die die Liberalisierung der Finanzmärkte 

ermöglichte und die Grundlagen für das schuf, 
was in Ecuador als der „Bankfeiertag“ bekannt 
ist. Nach Jahren der Deregulierung brach 1999 
das Bankensystem zusammen, und der Staat 
organisierte ein Rettungspaket auf Kosten des 
Einkommens der Bevölkerung und der Abschaf-
fung sozialer Dienste.
Die aufgrund der „Panama-Papiere“ durchge-
führten Untersuchungen deckten auf, daß Lasso 
ein Gutteil seiner Ersparnisse in Steuerparadie-
sen angelegt hat – peinlicherweise bestand eine 
der Losungen seiner Kampagne darin, daß die 
Multimillionäre ihre Guthaben im Land anle-
gen sollten ...
Der 63jährige Moreno ist Sohn von Lehrern aus 
der Grenzregion von Nuevo Rocafuerte und 
erreichte es aus eigener Kraft, seinen Hoch-
schulabschluß in Öffentlicher Verwaltung an 
der Zentraluniversität von Ecuador zu machen.
1998 verlor er durch einen Schuß in den Rük-
ken während eines Überfalls die Beweglichkeit 
seiner Beine. Seitdem richtete sich sein Wir-
ken darauf, jene sichtbar zu machen und für 
sie zu sprechen, die unter einer Behinderung 
leiden. Während seiner Tätigkeit als Vizepräsi-
dent führte er die solidarische Mission Manuela 
Espejo an, eine Einrichtung, deren Aufgabe es 
war, die erste Diagnose zur Situation der Behin-
derten von Ecuador zu erstellen. Von 2014 bis 
2016 war er als Sonderbeauftragter des UNO-
Sekretärs für Behinderung und Barrierefrei-
heit tätig.
Seine Präsidentschaftskampagne basierte auf 
der Kontinuität des Werkes der Bürgerrevolu-
tion von Rafael Correa, wobei er aber zu jedem 
Zeitpunkt seinen eigenen Stil und eigene per-
sönliche Fähigkeiten zeigte.
Nachdem er am Sonntag vom Sieg erfuhr, hob 
Moreno hervor, daß zu seinen Prioritäten die 
Einheit der revolutionären Kräfte gehöre.

„Wir werden jene Brüder wieder an uns annä-
hern, die gegangen sind. Indigene Gruppen, 
Unweltschützer und junge Menschen müssen 
zurückkommen. All jene, die gegangen sind, 
werden zurückkommen müssen“, erklärte er 
bezüglich einiger Spaltungen und Konflikte der 
letzten Jahre. „Wir werden anhören und ver-
stehen, was es ist, was die ecuadorianischen 
Brüder wollen.“ Den Behörden des Natio-
nalen Wahlrates und den internationalen 

Beobachtern zufolge verliefen die Wahlen voll-
kommen normal, trotz der Witterungsunbil-
den in mehreren Küstenprovinzen. Der Tag war 
jedoch durch die Wahlumfragen an den Wahllo-
kalen bestimmt, die gegensätzliche Ergebnisse 
ergaben. Das mit Lasso verbundene Consulting-
Unternehmen „Cedatos“ gab als Sieger den Kan-
didaten von CREO bekannt, während „Perfiles 
de Opinión“ Moreno ansagte.
Mehrere Politiker, einschließlich des Präsiden-
ten, riefen dazu auf, die offiziellen Ergebnisse 
abzuwarten und eine Polarisierung zu ver-
meiden. Lenín Moreno wies gegenüber seinen 
Anhängern darauf hin, daß es unverantwort-
lich sei, falsche Angaben von seiten eines Unter-
nehmens anzubieten, das vom Kandidaten der 
Rechten bezahlt werde. Er rief zu Ruhe auf und 
bat darum, die Ergebnisse zu respektieren.

„Eine großartige Nachricht für das Große Vater-
land: Die Revolution hat in Ecuador erneut 
gesiegt“, sagte der derzeitige Präsident, als die 
ersten Ergebnisse der zweiten Wahlrunde ver-
öffentlicht wurden.
Correa ist zweifellos eine der zentralen Figuren 
der fortschrittlichen Welle, die die „lange neo-
liberale Nacht“ hinter sich ließ, die sich Latein-
amerikas bemächtigt hatte.
Der Sieg vom 2. April bedeutet, daß das Werk 
über seine Person hinauswachsen wird, wenn 
auch alle Analysten erwarten, daß er weiter-
hin einer der einflußreichsten Politiker seines 
Landes sein wird.
Der Sieg tritt in einem Moment ein, in dem 
wir einen Aufschwung der regionalen Rech-
ten erleben und das internationale Panorama 
vom Voranschreiten von fremdenfeindlichen 
und extremistischen Ideen in großen interna-
tionalen Mächten gekennzeichnet ist.
Ecuador war während der Regierung von Rafael 
Correa auch eines der Länder, die die Mecha-
nismen der Integration förderten, auf die die 
Region heute zählt. Daher ist es so wichtig, daß 
die neue Regierung bereit ist, den Stab zu über-
nehmen. Auf jeden Fall sendet die Entscheidung 
der Ecuadorianer der Welt die klare Botschaft, 
daß die fortschrittliche Welle in Lateinamerika 
weit davon entfernt ist, zu verschwinden.

Sergio Alejandro Gómez  
(Aus: „Granma Internacional“, 4/2017,  

red. bearbeitet)

zum 92. Geburtstag
Hans Schulz (Krakow am See / OT Alt  
Sammit) am 12. Juli

zum 90. Geburtstag
Karl-Heinz Götze (Augustusburg) am 25. Juli
Heiner Ohlrich (Teterow) am 26. Juli

zum 85. Geburtstag
Gerhard Lehmann (Bad Salzungen)  
am 11. Juli
Erich Köhn (Leipzig) am 17. Juli

zum 80. Geburtstag
Peter Roetsch (Altenberg) am 3. Juli

zum 75. Geburtstag
Siegmar Mark (Panketal) am 5. Juli
Jörg Schmidt (Berlin) am 7. Juli
Hermann Pulz (Zella-Mehlis) am 20. Juli
Ingrid Glow (Demmin) am 26. Juli

zum 70. Geburtstag
Manfred Will (Pudagla) am 2. Juli

Dr. Wolf-Giselher Koppehel (Rossau)  
am 9. Juli
Walter Schulze (Berlin) am 14. Juli

zum 65. Geburtstag
Dr. Brigitte Domurath-Sylvers (Greifswald) 
am 4. Juli
Dr. Albert Rübel (Katzweiler) am 9. Juli

zum 60. Geburtstag
Gabriela Thomas (Villingen-Schwenningen) 
am 15. Juli

Wie immer gilt unsere Gratulation auch allen anderen Geburtstagskindern des Monats.

Herzliche Glückwünsche unseren Jubilaren des Monats Juli! 
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Texte gegen die amerikanische Weltherrschaft im 21. Jahrhundert

Noam Chomsky: Weil wir es so sagen 

Es ist wohl müßig, Noam Chomsky vor-
zustellen, ist er doch weltbekannt nicht 

nur als Linguist, sondern auch als einer der 
wichtigsten Analytiker und Weiterdenker 
des Zeitgeschehens. In der vorliegenden 
Textsammlung sind Vorträge und Aufsätze 
von Dezember 2011 bis September 2014 
zusammengestellt. Nicht neu, aber aktuell. 
Chomsky, der Denker, Wissenschaftler, Poli-
tiker von Aristoteles bis Snowden zu Rate 
zieht, überrascht immer wieder mit seinem 
Weitblick. Als US-Amerika ner spricht er 
oft von „wir“, warnend, in tiefer Besorgnis. 
Angesichts der Vielfalt an Themen beschrän-
ken wir uns hier auf drei Schwerpunkte.

Konzept des Irrationalen

Im November 2013 sieht Choms ky eine „dra-
stische Verschiebung der politischen Klasse 
nach rechts“. Er zitiert Norman Ornstein, der 
die heutigen Republikaner beschreibt als 
„radikale Aufstandsbewegung aus ideolo-
gischen Extremisten, die für Tatsachen und 
Kompromisse nur Spott und Hohn und für 
ihre politi schen Gegner nur Geringschätzung 
übrig haben“. Chomsky fährt fort: „Die Partei 
ist ausschließlich den Su perreichen und der 
Unternehmerseite hörig und dienstbar. (...) 
Verrückt zu sein ist unter den Mitgliedern 
der Tea Party und einer ganzen Reihe ande-
rer Gruppen außerhalb des Mainstreams 
ganz normal.“ Solche Gruppierungen können 
die Republikaner „als Ramm bock einsetzen: 
für Privatisierungen, Liberalisierungen und 
zur Beschnei dung des Einflusses der Regie-
rung, außer jener Teile, die den Reichen und 
Mächtigen dienen, wie das Mi litär“.
An anderer Stelle befaßt sich der Au tor mit 
der US-Atombewaffnung seit dem Ende des 
kalten Krieges: „In diesem Sinne werden 
Atomwaf fen ständig eingesetzt, so wie man 
eine Pistole einsetzt, wenn man mit ihr auf 
jemanden zielt, aber nicht ab drückt.“ Und er 
zitiert eine Studie des US Strategie Command 
von 1995: „Es schadet nur, uns selbst als 
völlig rational und besonnen darzustellen. 

... Daß die USA irrational und rach süchtig 
handeln können, wenn ihre grundlegenden 
Interessen angegrif fen werden, sollte ein Teil 
des Bildes von unserer Nation sein, das wir 
allen Gegnern vermitteln.“

Abgehobene USA

Chomsky zitiert Samuel P. Hunting ton, der 
schon 1999 gewarnt hat, die USA werden 
in den Augen eines Großteils der Welt zu 
einer „Schur kensupermacht“. Oder die Zeit-
schrift „Foreign Affairs“ (2013), die von 
der „Abgehobenheit der USA vom Rest der 
Welt“ spricht und damit die zu nehmende 
Ablehnung oder Nicht einhaltung multilate-
raler Verträge meint. Dazu Chomsky: „Was 
immer die Welt denken mag, die Handlun gen 
der USA sind gerechtfertigt. Weil wir es so 
sagen.“ Wie die USA sich über UNO-Resolu-
tionen und Verträ ge hinwegsetzen, zeigt der 
Autor in umfassenden Analysen zum Thema 
Israel/Palästina. Auch die Rolle der USA in 
Kuba wird analysiert und eine endlose Reihe 
alter und neuer Konf likte weltweit. Wer 
denkt – um ein Beispiel zu nennen – heute 
noch an das Guatemala von Rios Montt? 

Chomsky nimmt das Pressefoto einer gua-
temaltekischen Frau mit Kind am Mutter-
tag 2013 zum Anlaß für einen Exkurs über 
die jahrzehntelange Einmischung der Ver-
einigten Staaten in Mittelamerika, macht 
einen Schlenker zum weltweiten „Netzwerk 
an Va sallenstaaten“ und schlägt den Bogen 
zum zehnten Jahrestag der US-Invasi on im 
Irak. Womit wir bei einem wei teren Themen-
kreis wären.

Der Angriffskrieg

Worte, die man wiederholen muß, bis sie in 
das Bewußtsein der Öffentlich keit Eingang 
finden! Eine Forderung des Autors, die er an 
verschiedenen Stellen in ähnlicher Formulie-
rung wiederholt. Es geht um den Angriffs-
krieg , nach dem Urteil des Nürnberger 

Prozesses „das schlimmste internatio-
nale Verbrechen, das sich von den an deren 
Kriegsverbrechen nur dadurch unterschei-
det, daß er das ganze Übel in sich vereint“. 
Die amerikanisch -britische Invasion gegen 
den Irak sieht Chomsky als Paradebeispiel 
für einen Angriffskrieg. Er läßt den Irak-
Experten Raed Jarrar sagen, „was wir im 
Westen wissen sollten“: daß die Aggressoren 
die irakische nationale Identität zerstört und 
sie durch religi öse und ethnische Identitäten 
ersetzt hätten. Chomsky selbst äußert sich 
vorsichtiger zum Konflikt zwischen Sunniten 
und Schiiten: „Die Wurzeln dieses Konfliktes 
innerhalb des Islam sind zahlreich und man-
nigfaltig, doch es ist nicht zu leugnen, daß 
die Inva sion der USA und Großbritanniens 
... dieses Schisma erheblich verschärft hat.“ 
Das „weltweite Drohnen-Mord programm 
von Präsident Obama“ bezeichnet der Autor 
als „die mit Abstand größte terroristische 
Kam pagne zur Erzeugung von Terror“. Er 
spricht von „Aufstandsmathematik“: mit 
jedem unschuldigen Menschen, den man töte, 
bringe man zehn neue Feinde hervor.
Von Chomsky sind keine billigen Lösungs-

vorschläge zu erwarten. Seine Reden sind 
Analysen und Warnungen. Sie sind getrie-
ben von einem zutiefst menschlichen Anlie-
gen: daß wir unsere „Allmende“ (gemeinsam 
genutztes Gemeindegut, RF) mit ungeheurer 
Anstrengung verteidigen mögen. Der Lese-
genuß entsteht durch die Schärfe und Aktua-
lität der Analyse, durch die Erkenntnis von 
ungeahnten Zusam menhängen. Durch die 
Hoffnung, die denkende Menschen – bewußt 
oder unbewußt – verbreiten.

Antoinette Mächtlinger  
(Aus „Unsere Welt“, 1/2017, Basel)

Noam Chomsky: Weil wir es so sagen. Texte 
gegen die amerikanische Weltherr schaft im 
21. Jahrhundert. Promedia, Wien 2015. 208 S., 
17,90 € 

US-Panzer nahe der russischen Grenze
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Weltfestspiele der Jugend und Studenten (2)
Berichte einer Schweizer Genossin 

Louise Stebler-Keller, eine Kommunistin 
aus Basel, hat sich in ihrer Jugend u. a. an 
Anschlägen und Sabotageakten auf Nazi-
Transporte in Österreich und Tschechien 
beteiligt . Sie hat uns ihre Berichte von den 
Weltfestspielen in Budapest (1949), Berlin 
(1951) und Bukarest (1953), an denen sie als 
junge Kommunistin aus der Schweiz teilge-
nommen hat, überlassen.

Mit der Veröf fentlichung verbinden wir 
einen herzlichen Glückwunsch an Louise 
zu ihrem 93. Geburtstag am 9. Juli. RF

Festival Budapest 1949

Nach Kriegsende durften 
viele Jugendliche, Studen-
ten aus den USA mit Schif-
fen nach Europa reisen, um 
Europa kennenzulernen. 
Linke und kommunistische 

Studenten wollten aber 1949 zum Jugendfesti-
val nach Budapest.
Das hat die amerikanische Regierung streng 
verboten. So haben sich 14 Jugendliche heim-
lich von den Reisegruppen losgelöst und sind 
klammheimlich in die Schweiz eingereist. Mein 

Baby Irene war ein Jahr alt, da erhielt ich eines 
Morgens einen Anruf. Auf amerikanisch wurde 
gefragt, ob sie kommen dürften. So war meine 
Wohnung voll mit Studenten. Sie erklärten mir, 
daß sie verbotenerweise zum Festival fahren 
und zur Tarnung eine Woche in Basel bleiben 
möchten. Gut, die „Freie Jugend“ organisierte 
Schlafplätze und verköstigte sie eine Woche 
lang. Wir zeigten ihnen die Stadt und die Umge-
bung. Schon der Turm von Angenstein war eine 
Sensation, denn alte Schlösser gibt es in den 
USA ja nicht.
Nach einer Woche fuhr der Extrazug der fran-
zösischen Festival-Teilnehmer nach Budapest 
mit Halt in Basel. Die Amerikaner mischten 
sich heimlich unter die französischen Freunde, 
um ohne Visa nach Budapest zu gelangen. Joe 
und ich fuhren später zum anschließenden 
Jugendparlament, wo wir unsere amerikani-
schen Freunde wieder trafen. Zweimal kam 
ein Brief aus den USA mit einer Nachricht des 
Leiters: „Wir haben jetzt geheiratet“ und „Wir 
haben jetzt ein Baby“, immer ohne Angabe 
einer Adresse, um nie verraten zu werden.

Festival Berlin 1951

Die USA haben alles getan, 
um dieses Festival zu ver-
hindern! Wir waren ca. 
400 Schweizer Jugend-
liche, die zum Festival 
nach Berlin fahren woll-
ten. Ab Zürich fuhren 
wir mit Extrawagen, die 

in Buchs (Grenze) vom Zug abgetrennt wur-
den. Die Schweizer Bundespolizei, in Zivil 
anwesend, riet uns von der Reise ab, es sei 
zu ge fährlich. Österreich war damals noch in 

vier Besatzungszonen eingeteilt. Wir versam-
melten uns auf dem Feld und beschlossen, in 
den nächsten Zug einzusteigen und uns unter 
die anderen Passagiere zu mischen. Da wir 
keine Visa im Paß hatten, waren wir nicht als 
Festival teilnehmer erkennbar. Der Zug wurde 
vier Stunden aufgehalten. Die anderen Passa-
giere solidarisierten sich mit uns. Auf Drängen 
der österreichischen Hotelindustrie (wegen 
befürchteter Verluste) ließen sie uns endlich 
fahren.
Inzwischen haben wir erfahren, daß franzö-
sische und englische Festivalteilnehmer von 
den Amis mit Gewehrkolben traktiert wurden. 
Bei Nacht fuhren wir durch die französische 
und die englische Zone, problemlos und ohne 
Kontrollen. Alle übrigen Gäste waren ausge-
stiegen, als wir morgens in die gefährliche 
amerikanische Zone einfuhren. Im zentra-
len Bahnhof kamen die Amis schwerbewaff-
net in unseren Zug, an allen Türen standen 
bewaffnete Soldaten. Da wir grüppchenweise 
im ganzen Zug verstreut waren und im Paß 
keine Erkennung hatten, ließen sie uns weiter-
fahren, in der Meinung, wir gehen nach Wien.
Dann kam die russische Zone. Eine echte 
Befreiung! Die Schweizer schenkten den dort 
lässig herumstehenden russischen Soldaten 
Schokolade, Äpfel u. a. Die Russen staunten 
nur. In Linz stiegen wir aus. Österreichische 
Friedensfreunde standen an Tischen und 
verpfleg ten uns.
Über Prag erreichten wir Bad Schandau, die 
Grenzstation zur DDR. Wir stiegen nicht aus, 
aber im Bahnhof war die Hölle los: Pioniere 
sangen, Jugendgruppen tanzten, und alles 
klatschte und rief Bravo. Wir waren die ersten 
Westler, die die DDR erreichten. Das wurde 

gefeiert. Durch die Fenster verpflegten sie uns 
mit Essen und Trinken, bevor wir die letzte 
Strecke nach Berlin antraten.
Wir skandierten Friedensparolen. Die USA 
wollten den Frieden nicht. Das Festival in Ber-
lin war großartig mit Kulturen aus der gan-
zen Welt!

Festival Bukarest 1953

Auch an diesem Festival  
für Freundschaft und Frie-
den nahm eine ansehnli-
che Delegation Schweizer 
Jugendlicher  teil. Nach 
der Rückreise wurden die 
Festivalteilnehmer von 

Rechts radikalen und der Polizei  im Bahn-
hof Zürich geschlagen. Die Basler Teilnehmer 
kamen erst einen Tag später. Weil  wir das in 
der „Freien Jugend“ wußten, organisierten 
wir  einen Schutz. Wir mobilisierten gegen 100 

Jugendliche vor dem Bahnhof . Obwohl  ihre 
Ankunft  auf den späten Abend angesagt war, 
kamen alle frühzeitig, am Nachmittag und frü-
hen Abend. Der ganze Bahnhofplatz war von 
uns besetzt. 
In der ehemaligen Bahnhof-Unterführung 
standen eine Menge Studenten, die zum Prü-
geln bereit waren. Die Stimmung war auf-
geheizt und gefährlich. Alle standen für 
schlimmste Schläge reien bereit. Nach Mit-
ternacht traf der Zug mit unseren Festival-
teilnehmern ein. Wir waren zahlenmäßig 
viel stärker als die Studenten, so daß sie sich 
stillschweigend zurückzogen. Unsere ankom-
menden Freunde – voller Angst, da sie von den 
Schlägereien und den Verwundeten in Zürich 
gehört hatten – waren uns zutiefst dankbar. 
Auf dem Perron saßen junge Postler in den 
gelben, zwei rädrigen Postkarren. „Ja“, haben 
sie uns gesagt „wir hätten schon lange Fei-
erabend, aber wir hätten euch geholfen.“ Es 
waren alles junge Jurassier.
Man ging nach Hause, aber was waren da für 
vier suchende Leute? „Wir waren beim Festi-
val, kommen aus dem Jura und haben keinen 
Anschlußzug mehr.“ „Dann kommt mit uns!“ 
Wir marschierten ins kleine Haus der Fami-
lie Ensner in Kleinbasel. Wir verpflegten die 
uns vorher unbekannten Freunde, plauderten 
zusammen bis in der Früh, bis dann der erste 
Zug in den Jura fuhr.

Louise Stebler-Keller, Basel

Die westafrikanische Delegation auf dem 
Marsch zur Eröffnung des Festivals in 
Budapest

Zu den Ehrengästen der III. Weltfestspiele 
gehörte die französische Friedenskämpfe-
rin Raymonde Dien.

Die Delegation der FDJ zieht in das Stadion 
von Bukarest ein.
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Ein Appell aus Lateinamerika

Das Wichtigste heute ist,  
die Mutlosigkeit zu stoppen

Die große Schlacht, die heute weltweit 
zu schlagen ist, ist nicht die um Räume, 

sondern sie findet im Kopf eines jeden ein-
zelnen von uns statt. Es gibt genügend Revo-
lutionäre, Guerilleros der Ideen, aber die 
Kräfte zerstreuen sich angesichts eines 
solch mächtigen und kompakten Blocks 
der Kommunikationsmedien, die darauf 
aus sind, den Menschen in eine Geisel sei-
ner Emotionen zu verwandeln, abgekoppelt 
von seiner Fähigkeit zu denken.
Nicht ohne Grund hat am 20. November ver-
gangenen Jahres Präsident Nicolás Maduro 
zu einer Kommunikationsrevolution auf-
gerufen, die die traditionellen Medien, die 
„sozialen“ Netze, die Straßen, die Wände 
einschließt. Er forderte uns, vom progres-
siven Denken ausgehend, zu einer intensi-
ven und notwendigen Arbeit auf.
Und um diese dringliche Angelegenheit ging 
es beim XV. Treffen des Netzes der Intel-
lektuellen, Künstler und sozialen Bewegun-
gen zur Verteidigung der Menschheit, das 
am 6. und 7. März in Anwesenheit von über  
60 Denkern aus Venezuela und anderen  
Ländern stattfand.
In dem Forum mit dem Namen „Emanzipa-
torische Kommunikation oder kolonisierte 
Vaterländer“ wurde deutlich, daß eine vom 
humanistischen Blickwinkel ausgehende 
Intelligenz in dieser Welt vorhanden ist, daß 
sie aber artikuliert werden und agiler auf-
treten muß, um die Wahrheit der Völker zu 
verteidigen. An dieser Stelle sagte der Kul-
turminister Kubas, Abel Prieto Jiménez, daß 
„man die Schlacht um das Bewußtsein und 
um die Ideen gewinnen muß“.

Am zweiten Tag des Treffens nahm sich Abel 
die Zeit zu einem Gespräch, in dem er über 
die Zeit, in der wir leben, sprach. Sie erfor-
dere, daß man für ein kritisches und revo-
lutionäres Denken kämpfe.

Sie haben bei diesem Treffen daran erinnert, 
daß die Linke kein Paradigma (Muster) hin-
sichtlich der Kommunikation aufgebaut hat, 
das eine Alternative gegenüber der Medienhe-
gemonie der Rechten darstellen würde. Wel-
che Überlegungen Ihrerseits gibt es dazu?
Die Intellektuellen Venezuelas und die ande-
rer Länder haben hier über diesen Mangel 
gesprochen, den die Linke traditionell auf-
wies, wenn es darum geht, hinsichtlich 
der Kommunikation eine Art Paradigma 
zu schaffen, das sich angesichts dieser 
Maschinerie der Lüge und Diffamierung als 
wirksam erweisen würde. Wir können sie 
nennen, wie wir wollen, aber sie ist zwei-
fellos sehr eff izient dabei gewesen, das 
Bewußtsein zu zähmen, das kritische Den-
ken in Lethargie zu versetzen um z. B. bei 
den Leuten Kandidaten durchzusetzen, die 
ihnen goldene Berge versprechen und sie 
anschließend verraten.

Aus diesem Grund können wir beobachten, 
daß es Gruppen von Menschen gibt, die gegen 
ihre eigenen Interessen abstimmen, gegen 
die ihres Landes, gegen das, was sie bereits 
erreicht haben. Das sind gespenstische Dinge. 
Es wurde hier über die Rolle der sogenann-
ten sozialen Medien gesprochen, die auch in 
Wahlprozessen, aufgrund der großen Basis 
an Daten, welche die „sozialen Netze“ anbie-
ten und von denen aus man psychologische 
Profile der Personen ableiten kann, sehr gut 
darin waren, die Empfänger mit auf den ein-
zelnen Adressaten abgestimmten Botschaf-
ten zu erreichen. Das bedeutet, daß sich dort 
die Maschinerie für Manipulation und Täu-
schung befindet, ein Thema, das in allen Dis-
kussionen des Netzes zur Verteidigung der 
Menschheit eine Konstante war.
Ich erinnerte an ein Forum, das im Dezem-
ber 2004 im Cuartel de la Montaña stattfand, 
als Chávez uns dazu aufrief, in die Offen-
sive zu gehen, uns aufrief eine Bresche in 
die mediale Umlagerung zu schlagen. Dar-
aus entstand die Idee von telesur (ein multi-
staatlicher TV-Sender mit Sitz in Venezuela), 
das so erfolgreich und von so großer Bedeu-
tung gewesen ist. Von diesem Zeitpunkt an 
sprechen wir von der Manipulationsmaschi-
nerie. Aber ich würde sagen, daß heute die 
Konzentration der Medien, die Ausnutzung 
des Unterbewußtseins der Menschen in einer 
fast Orwellschen Weise angestiegen ist. Wir 
stehen vor einer enormen Herausforderung, 
und ich glaube, daß es am wichtigsten ist, die-
ses neue Paradigma zu schaffen, das partizi-
pativ (für aktive Teilnahme offen) sein muß, 
weil es das revolutionäre Volk sein muß, das 
die „sozialen Netze“ nutzt und das sich wei-
gert, hypnotisiert und wie eine Schafherde 
von einer Seite zur anderen geführt zu wer-
den. Gleichzeitig muß es uns gelingen, Inhalte 
zu schaffen. Wir müssen kritisch dem System 
gegenüber sein, aber gleichzeitig Vorschläge 
machen.

Von 2004 bis heute haben sich die Umstände 
merklich verändert. Wie Sie sagen, haben die 
Widrigkeiten zugenommen ...
Fidel und Chávez haben Außerordentliches 
in die Wege geleitet. Danach schlossen sich 
Evo, Correa, Daniel und ALBA an. In Brasilien 
war die Arbeiterpartei an der Regierung. Es 
war eine Zeit, die wirklich viele Hoffnungen 
erweckte. Wir sehen jetzt, daß viele vom Pen-
del sprechen. Eine der düstersten Dinge wäre 
es zu akzeptieren, daß es ein Pendel gäbe, das 
nach links ausgeschlagen habe, und daß jetzt 
ein Pendel käme, das rechts ausschlägt. Das 
ist verrückt, denn die Geschichte bewegt sich 
nicht in Pendelbewegungen. Die Geschichte 
machen die Männer, die Frauen, die Völker, 
und ich denke, daß es heute am wichtigsten 
ist, die Demoralisierung, die Mutlosigkeit auf-
zuhalten, die es innerhalb der progressiven 
Kräfte gibt, die Idee zu stoppen, daß es jetzt 

zu einem Fatalismus kommen werde, daß 
anstelle der Ideen von Bolivar, Martí, Fidel, 
Chávez und der kubanischen und lateinameri-
kanischen Revolution uns weitere zehn Jahre 
Neoliberalismus bevorstehen würden. 

Wie soll die Linke die Herausforderung anneh-
men weiterzukämpfen, ohne sich entmutigen 
zu lassen?
Es herrschte Einstimmigkeit unter den Teil-
nehmern dieses Treffens, daß man da nur mit 
konkreten Schritten, mit einem Aktionsplan 
herauskommt.
Etwas, was das Netz tun kann, ist, die Herz-
stücke des kulturellen Widerstands, die alter-
nativen Medien, das Radio, die Arbeit der 
digitalen Guerilla in den „sozialen Netzen“ 
zu verknüpfen. Es gibt viele, die nicht aufge-
geben haben, die für die Emanzipation, gegen 
die neoliberale Offensive kämpfen, die aber 
nicht miteinander in Verbindung stehen.
Ich glaube, daß das Netz sich die Aufgabe stel-
len muß, alle diese Kräfte zueinander zu brin-
gen und zu erreichen, daß die Leute spüren, 
daß wir es mit einem globalen Kampf zu tun 
haben und daß die kleinen lokalen Kriege das 
Problem nicht lösen werden, selbst wenn sie 
auf lokaler Ebene zum Erfolg führen sollten.
Die großen Medien lügen. Wenn es zu einer 
Reaktion darauf kommt, geben sie nie zu, 
daß sie gelogen haben, und die Lüge steht 
im Raum. Das ist die Goebbels zugeschrie-
bene Theorie: eine Lüge so oft wiederholen, 
bis sie zur Wahrheit wird, die viele glauben. 
Das ist heute die Philosophie der bürgerlichen 
Medien. Die Lage ist schrecklich. Die gro-
ßen Medien haben eine Masse von Personen 
geformt – vor allem junge Leute, die sehr an 
dem hängen, was sich in den Netzen abspielt, 
und die sehr leichtgläubig sind. Deswegen bin 
ich der Auffassung, daß das andere, was wir 
tun müssen, ist, vor allem die Jugendlichen 
zum kritischen Studium dieses Kommunika-
tionsmedienphänomens anzuhalten.
Man muß dazu anleiten, die Intelligenz zu 
benutzen. Erinnern wir uns nur daran, was 
uns Fidel so oft gesagt hat: Sie möchten uns 
den Denkapparat zerstören. Das ist das große 
Projekt: Daß die Menschen nicht mehr den-
ken, daß die Menschen nicht kritisch die 
Lügen betrachten, die von den Medien in 
Umlauf gebracht werden.
Zu diesem Zeitpunkt können wir eine Frage 
stellen: Werden wir zulassen, daß das Denken 
Fidels, der Generationen in Kuba und Latein-
amerika als etwas Archäologisches, etwas 
aus der Vergangenheit betrachtet wird? Wer-
den die Venezolaner zulassen, daß das Den-
ken Chávez’ im Museum bleibt, als etwas, das 
es gab, das aber jetzt keine Gültigkeit mehr 
hat? Ich glaube, daß das keiner von uns zulas-
sen wird.

Alina Perera Robbio  
(„Granma Internacional“, April 2017;  

red. bearbeitet)
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Gibt es eine Perspektive für Afghanistan? (1)
I. Versuch einer konstitutionellen 
Monarchie (1964–1973)

Am 9. März 1963 gab König Mohammad 
Saher den Rücktritt seines Premierministers 
Mohammad Daud bekannt. Damit sollte dem 
Königreich Afghanistan die Revolution der 
Straße erspart bleiben. Es war der Versuch, 
die Umwandlung einer absoluten in eine kon-
stitutionelle Monarchie von oben zu steuern 
und zu vollziehen. Die afghanische Monarchie 
sei entschlossen, „dem Volk die volle Freiheit 
zu lassen, die von ihm gewünschte Form der 
Regierung und der Verwaltung zu wählen“. 
Die Bevölkerung könne sicher sein, „daß wir 
auf dem Gebiete der demokratischen Grund-
sätze und der sozialen Reformen bis zum Ende 
gehen werden. Wir wollen, daß unser Volk sein 
Schicksal selber bestimmt. Wir wollen, daß es 
sich politischen Parteien anschließen kann“, 
wurde von offizieller Seite hervorgehoben. Am 
11. März 1963 wurde Dr. Mohammad Jossof, 
der bisherige Minister für Bergbau und Indu-
strie, zum neuen Ministerpräsidenten ernannt. 
Mit Jossof übernahmen zum ersten Mal diejeni-
gen Kräfte außerhalb der Dynastie die Regie-
rungsgeschäfte, die sowohl das Vertrauen 
des Königs als auch der herrschenden Klasse 
hatten. Bereits in seiner ersten Regierungs-
erklärung am 28. März 1963 kündigte Jossof 
Reformen im politischen Bereich des Landes 
an, deren Kernstück die Erarbeitung einer 
neuen Verfassung und eines Wahlgesetzes 
sein sollte. Im September 1964 verabschiedete 
eine Loyah Djergah (Große Ratsversammlung) 
den Verfassungsentwurf, und am 1. Oktober 
1964 wurde die neue Verfassung durch den 
König ratifiziert. In Artikel 1 der Verfassung 
heißt es: „Afghanistan ist eine konstitutionelle 
Monarchie und ein unabhängiger und unteil-
barer Einheitsstaat.” Gestützt auf die Verfas-
sung, traten sämtliche politische Richtungen 
mit ihren Programmen an die Öffentlichkeit. 
Die marxistisch orientierten Kräfte gründeten 
am 1. Januar 1965 in der Illegalität die Demo-
kratische Volkspartei Afghanistans (DVPA). 
Ein Jahr später wurde ein Parteiengesetz ver-
abschiedet. Premierminister Jossof hatte am 
30. April 1963 gesagt, daß für Afghanistan die 
einzige brauchbare Lösung ein Zwei-Parteien-
System sei. Dies sollte dem Interesse einer sta-
bilen Exekutive dienlich sein und den kleineren 
Gruppen den Weg zur Parteienbildung ver-
sperren. Es sollte eine Königspartei als Regie-
rungspartei gebildet werden aus Anhängern 
des Königs und ihm nahestehenden Kräften, 
die zweite Partei sollte als „Oppositionspar-
tei“ fungieren, mit einer Loyalitätsverpflich-
tung gegenüber dem König.

Erstmals wurden Parlamentswahlen (vom  
10. bis 25. September 1965) mit Beteiligung 
der breiten Massen des Volkes durchgeführt. 
Am 25. Oktober 1965 demonstrierten während 
der Debatte des Parlaments über die Vertrau-
ensfrage des neugebildeten Kabinetts, wie-
derum unter Leitung von Dr. Mohammad Jossof, 
Schüler und Studenten öffentlich. Ihr Protest 
galt der Zusammensetzung des Kabinetts Jos-
sof, welchem dem Volk als äußerst korrupt 
bekannte Personen wie Said Qasem Reschtia 
als Finanzminister angehörten. Polizei und 
Militär gingen mit Waffengewalt gegen die 
Demonstranten vor; nach offiziellen Angaben 
wurden drei Menschen getötet, einige Dutzend 
verletzt. Unabhängige Beobachter berichte-
ten von mehr als 20 bis 30 getöteten Schülern 
und Studenten.
Um die Lage zu entspannen, trat Dr. Jossof am 
29. Oktober 1965 als Regierungschef zurück. 
Damit war der erste Demokratisierungsver-
such, bekannt als „Stille Revolution“, geschei-
tert. Die neun bis April 1978 aufeinander 
folgenden Regierungen vermochten es eben-
falls nicht, die elementaren Bedürfnisse der 
Bevölkerung auch nur annähernd zu befrie-
digen.

II. König Saher, der Schatten Allahs, wird 
hinweggefegt (1973–1978)

Afghanistan gehörte in vielen Bereichen zu den 
am wenigsten entwickelten und ärmsten Län-
dern der Welt. Es war laut UNO-Statistik schon 
damals das unterentwickeltste Land Asiens.
Trotz der von den Staaten des Westens, vor 
allem von den USA und der BRD, an Afghani-
stan über Jahrzehnte gewährten neokolonia-
listischen „Entwicklungshilfe“ hatte sich die 
sozioökonomische Situation in Afghanistan 
von Jahr zu Jahr verschlechtert. Einzig die Ver-
schuldung, nicht zuletzt für die zahlreichen, 
teilweise wenig erfolgreichen bzw. geschei-
terten Entwicklungsprojekte, nahm weiter 
kräftig zu, so daß die Lage für die Monarchie 
insgesamt immer bedrohlicher wurde.
Die Mehrheit der afghanischen Bevölkerung 
lebte ohnehin schon am Rande des Existenzmi-
nimums. Als der Hungersnot nach der verhee-
renden Dürreperiode von 1971/72 geschätzte 
anderthalb Millionen Menschen zum Opfer fie-
len, war das Ende der Herrschaft von König 
Mohammad Zaher besiegelt. „Die Zeit für die 
Entscheidung, entweder über die Revolution 
derer, die im Schatten stehen, [...] oder aber 
durch einschneidende Maßnahmen zur moder-
nen Demokratie zu kommen, war nicht mehr 
fern. Es mußte über kurz oder lang seitens der 
Monarchie etwas geschehen, oder es würde 
mit der Monarchie etwas passieren.“ Am  
17. Juli 1973 putschten die der Demokratischen 
Volkspartei Afghanistans (DVPA) zugehörigen 
Militäroffiziere gegen die Monarchie und ver-
halfen Mohammad Daud (von 1953 bis 1963 
Ministerpräsident, außerdem Schwager und 
Cousin des Königs) an die Macht. Die Regie-
rung Dauds führte aber keine der Reformen 
durch, die er in seiner ersten „Rede an die 
Nation“ versprochen hatte. Außenpolitisch 
warf er die traditionelle Politik der Block-
freiheit Afghanistans über Bord, indem er die 

Beziehungen zum Schah von Iran, zu Anwar 
Al Sadat von Ägypten, zu Saudi-Arabien und 
Pakistan intensivierte. Zunächst schloß Daud 
alle linken Kräfte peu à peu von allen wichti-
gen Positionen aus, darüber hinaus ging er im 
Frühjahr 1978 zur offenen Repression gegen 
die Parteiführung der DVPA über. Hinzu kam 
noch der politische Terror der Islamisten bzw. 
des Geheimdienstes, dem namhafte Politiker 
und Repräsentanten der DVPA zum Opfer fie-
len. Mir Akbar Chaibar, Gründungsmitglied 
der Partei und Mitglied des Politbüros, war 
am 18. April 1978 auf offener Straße erschos-
sen worden. Außerdem ließ Daud die gesamte 
Parteiführung bis auf wenige Ausnahmen ver-
haften; sie sollte liquidiert werden. Als diese 
Meldung in den Abendsendungen des afgha-
nischen Fernsehens verbreitet wurde, kam es 
am 27. April 1978 zum militärischen Aufstand 
gegen das Daud-Regime unter der Führung 
von Teilen der DVPA und infolgedessen auch 
zum Beginn eines revolutionären Prozesses 
(April-Revolution). Die Militärs befreiten die 
Parteiführung und übertrugen ihr die Leitung 
des Staates: Generalsekretär Nur Mohammad 
Taraki wurde Vorsitzender des Revolutionsra-
tes und Ministerpräsident, Babrak Karmal sein 
Stellvertreter und Hafisullah Amin Außen-
minister. Damit war auch der zweite Versuch, 
das Land am Hindukusch zu demokratisieren, 
gescheitert.

III. Afghanistan darf keine Schule machen 
(1978–1980)

Nach dem erfolgreichen Aufstand vom  
27. April 1978 begann die Revolutionsre-
gierung mit der Realisierung von Reform-
maßnahmen wie der Regelung von Ehe- und 
Scheidungsangelegenheiten (Dekret Nr. 7 
vom 17. 10. 1978), der Bodenreform (Dekret 
Nr. 8 vom 28. 11. 1978) sowie mit einer umfas-
senden Alphabetisierung, um die feudalen 
und halbfeudalen Strukturen aufzubrechen. 
Die Bekämpfung des Analphabetismus war 
zunächst sogar so erfolgreich, daß in einem 
halben Jahr ca. 1,5 Millionen Menschen Lesen 
und Schreiben lernten, wofür Afghanistan 
einen Preis von der UNESCO erhielt. Im gan-
zen Land wurden 27 000 ständige Kurse einge-
richtet, an denen insgesamt 600 000 Menschen 
teilnahmen.
Bei der hastigen Umsetzung der Reformen wur-
den viele Fehler begangen, u. a. gelang es nicht, 
die Bevölkerung auf die revolutionären Maß-
nahmen vorzubereiten, was zwangsläufig zur 
Stärkung der Konterrevolution führte. Ende 
1979 war die Lage der Regierung so hoffnungs-
los, daß sowjetische Militärhilfe unumgäng-
lich wurde, um zu verhindern, daß Afghanistan 
zu einem zweiten Chile (Militärputsch gegen 
die Regierung Allende am 11. 9. 1973) gemacht 
wurde. Die afghanische Regierung hatte insge-
samt 21 Mal, u. a. in einem Telefongespräch am 
18. 3. 1979 zwischen N. M. Taraki und dem Vor-
sitzenden des Ministerrates der UdSSR, Alexej 
N. Kossygin, die Sowjetunion um Hilfe gebe-
ten. Mit dem sowjetischen Militärengagement 
seit dem 27. 12. 1979, basierend auf Artikel 4 
des afghanisch-sowjetischen Freundschafts-
vertrages vom 5. 12. 1978 und Artikel 51 der 

Am 3. Juli begeht Genosse 

Günter Burckhardt 
aus Berlin seinen 80. Geburtstag. Lang-
jährig zur „RotFuchs“-Familie zählend, 
ist Günter ein Aktivposten bei der bun-
desweiten Werbung von Abonnenten 
für unsere Zeitschrift. Wir sagen danke 
schön und gratulieren herzlich.
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UN-Charta, wurde der Afghanistan-Konflikt 
internationalisiert und zunächst verdeckt, spä-
ter offen von den meisten westlichen Ländern, 
einschließlich der BRD und ihrer regionalen 
Verbündeten, geschürt. Der damalige Spre-
cher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Jür-
gen Todenhöfer, plädierte vehement für die 
Aus- und Aufrüstung der Konterrevolutionäre 
mit modernsten Waffen und motivierte vor Ort 
die Fanatiker zum Kämpfen und zur Zerstö-
rung Afghanistans.
Die imperialistischen Länder waren hoch 
erfreut, die Sowjetunion in eine Falle gelockt 
zu haben. Vom kürzlich verstorbenen ehema-
ligen Sicherheitsberater des US-Präsidenten 
Jimmy Carter (1977–1981), Zbigniew Brzezin-
ski, wurde das in einem Interview mit „Le Nou-
vel Observateur“ hervorgehoben: „Wir haben 
die Russen nicht gedrängt zu intervenieren, 
aber wir haben die Möglichkeit, daß sie es tun, 
wissentlich erhöht.“ 
Ab 1979 wurde gegen Afghanistan „die größte 
Geheimoperation in der Geschichte der CIA 
durchgeführt“. Es wurden unmittelbar nach 
der April-Revolution unter der Regie des US-
Geheimdienstes CIA und dessen pakistanischer 
Bruderorganisation Inter Service Intelligence 
(ISI) etwa 35 000 radikale Islamisten aus 
40 islamischen Ländern zu schlagkräftigen, 
bewaffneten Organisationen umstrukturiert 
und auf Afghanistan losgelassen. Über 100 000 
Islamisten sind damit direkt vom Krieg gegen 
Afghanistan beeinflußt worden. Die CIA hat 
die afghanische Konterrevolution im Rech-
nungsjahr 1985 „mit der Rekordsumme von 
250 Millionen Dollar“ unterstützt. Dies machte 
„über 80 Prozent des CIA-Budgets für geheime 

Operationen aus“. Dem „Spiegel“ zufolge sind 
die Islamisten in den ersten zehn Jahren des 
Bürgerkrieges in Afghanistan offiziell mit 

„mehr als zwei Milliarden US-Dollar hochgerü-
stet worden“.
Afghanistan durfte keinesfalls Schule machen. 
Ansonsten würden die Herrscher der gesam-
ten Region, angefangen von dem engsten 
Verbündeten der USA in Iran bis hin zu den 
despotischen arabischen Potentaten, von 
revolutionären Stürmen hinweggefegt wer-
den. Die iranische Februar-Revolution 1979 
war dafür ein Paradebeispiel, bei welcher der 
Schah von Iran, einer der mächtigsten Herr-
scher der Region und neben dem NATO-Part-
ner Türkei der wichtigste Verbündete der 
westlichen Welt, vertrieben wurde. Die USA 
wurden daraufhin gezwungen, ihre Spiona-
gestationen von der iranisch-sowjetischen 
Grenze in die Türkei zu verlegen, ihre rund  
40 000 Militärberater abzuziehen und den Sitz 
der regionalen Zentrale der CIA in Teheran zu 
schließen.
Als die Bemühungen der afghanischen Führung, 
den Konflikt politisch zu lösen, keinen Erfolg 
hatten, beschloß sie, zu kapitulieren. Damit war 
der Weg für die Islamisierung geebnet und eine 
große Hoffnung der Bevölkerung zerstört.

IV. Beginn einer Islamisierung (1992)

Die neue Führung um Außenminister Abdul 
Wakil, Najmudin Kawiani, Farid Masdak 
(alle drei waren Mitglieder des Politbüros) 
und Najibullahs früherem Stellvertreter und 
Nachfolger Abdul Rahim Hatef hatte beschlos-
sen, am 27. April 1992 die Macht an die Kon-
terrevolutionäre zu übertragen. Daraufhin 

wurde Sebghatullah Modjadedi, ihr Exil-Prä-
sident, erstes Staatsoberhaupt der Islami-
schen Republik Afghanistan. Den Islamisten 
gelang es aufgrund divergierender politischer 
und ökonomischer Interessen jedoch nicht, das 
Land gemeinsam zu regieren. Der vom Volk so 
heiß ersehnte Frieden kehrte nicht zurück. Im 
Gegenteil, der Krieg wurde mit einer nie dage-
wesenen Brutalität fortgesetzt. Die Weltöffent-
lichkeit nahm dies kaum wahr, aber die letzten 
Nachrichten aus der afghanischen Hauptstadt 
Kabul lassen selbst den Bürgerkrieg in Bos-
nien-Herzegowina beinahe als harmlosen 
Konflikt erscheinen: 3000 bis 4000 Tote, 200 
000 Flüchtlinge, eine Stadt ohne Wasser, Strom 
und Lebensmittel. Die großen Städte, darun-
ter Kabul, wurden in Schutt und Asche gelegt. 
Beobachter sprachen sogar von der Einäsche-
rung Kabuls. Dieses historische Versagen der 
Islamisten stand im Widerspruch zu den poli-
tisch-ökonomischen und strategischen Inter-
essen ihrer ausländischen Auftraggeber. Denn 
nach deren Auffassung sollte ein mit den USA 
und Pakistan eng kooperierendes Regime in 
Afghanistan stabile politische Verhältnisse 
schaffen, um die Konzeption des US-ameri-
kanischen und pakistanischen Kapitals in der 
Region des Mittleren Ostens – insbesondere 
in den mittelasiatischen Republiken – zu rea-
lisieren. Damit war die Geburtsstunde für die 
Taliban gekommen, deren Geburtshelfer die 
USA waren.
  (Fortsetzung folgt)

Dr. Matin Baraki
Matin Baraki lehrt internationale Politik an der 
Universität Marburg

Unser Glückwunsch gilt Genossin 

Sylvia Radzinski 
aus Berlin, die am 10. Juli ihren 70. 
Geburtstag feiert. Wir sagen Dank für 
Deine Tätigkeit als Vorsitzende der 
Revisionskommission des „RotFuchs“-
Fördervereins und Dein zuverlässiges 
Mittun im Versandkollektiv.
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Das Ende einer Ära?

Mit neuen Absprachen zur militärischen 
Formierung der EU setzt die Bundesre-

gierung ihre Bemühungen um eine partielle 
Abkopplung des europäischen Staatenbun-
des von den USA fort.
Verteidigungsministerin Ursula von der 
Leyen hat Anfang Juni mit ihrer neuen fran-
zösischen Amtskollegin Sylvie Goulard die 
Planungen für eine gemeinsame EU-Militär-
politik vorangetrieben.
Kanzlerin Angela Merkel hat sich nach ihrer 
Forderung, „Europa“ solle sein „Schick-
sal in die eigene Hand“ nehmen, um den 

Ausbau der bilateralen Beziehungen zu 
China bemüht; gemeinsam mit Beijing posi-
tioniert sich Berlin in der Handels- sowie in 
der Klimapolitik offen gegen Washington. 
Deutsche Regierungsberater empfehlen dar-
über hinaus, die Bundesregierung solle sich 
auch in der Nahostpolitik deutlich von den 
Vereinigten Staaten absetzen. Die Transfor-
mation der deutsch dominierten EU zu einer 
eigenständigen, auch militärisch operieren-
den Weltmacht schreitet voran. 

(Gestützt auf german-foreign-policy)

Dr. Seltsam gegen den Rest der Welt

Die Auf kündigung des Klimaabkom-
mens ist für die französische Zeitung 

„Les Echos“ noch nicht mal die Krönung 
der Trumpschen Umweltzerstörung: „Das 
Schlimmste ist nicht, mit anschauen zu müs-
sen, wie der Dr. Seltsam dieses Planeten mit 
dem Erbe unserer Kinder spielt. 
Das Schlimmste sind die Dinge, die er 
schon vorher unternommen hat, um das 
getrübte Vermächtnis Obamas zu zerstören, 

Klimaabkommen hin oder her. Dazu gehö-
ren das riesige Keystone-Pipelineprojekt mit 
(der westkanadischen Provinz) Alberta, das 
Aus für den Clean Power Plan zur Verminde-
rung von Kraftwerksemissionen ... und die 
Plazierung eines Klimaskeptikers an der 
Spitze der US-Umweltbehörde. Schon das 
genügt, um Donald Trump zum Staatsfeind 
Nummer eins der Bewohner eines lebens-
werten Planeten zu machen.“ 
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„Deutschland muß leben,  
deshalb muß Hitler fallen!“

Der 8. Mai 1945 ist für uns Deutsche, für die 
ungezählten unterdrückten Häftlinge in Kon-
zentrationslagern, für die vom Faschismus 
unterdrückten Völker Europas ein Tag der 
Befreiung vom Faschismus.
Der 9. Mai 1945 ist ein Tages des Sieges für 
die Völker der Sowjetunion, der Alliier-
ten, der griechischen, italienischen, jugo-
slawischen Partisanen, der widerständigen 
Bevölkerung in Europa, aber auch jener Deut-
schen, die in der Uniform der Siegermächte 
an der Zerschlagung des faschistischen Herr-
schaftssystems beteiligt waren, die sich in 
der Emigration bzw. in der Gefangenschaft 
den Befreiungsbewegungen anschlossen. 
Ihres Mutes wollen wir heute ganz beson-
ders gedenken.
Am 2. Mai verstarb Heinz Keßler. Er war der 
letzte direkte Zeuge, er war Gründungsmit-
glied der Bewegung der Komitees „Freies 
Deutschland“, konkret des NKFD am 12. Juli 
1943 in Krasnogorsk bei Moskau. Als junger 
deutscher Wehrmachtssoldat war er deser-
tiert und zur Roten Armee übergelaufen. 
Seine Mutter mußte dies im KZ Ravensbrück 
büßen.
Am 22. Juni 1941 hatte das Deutsche Reich die 
Sowjetunion überfallen. „Lebensraum“ wollte 
Adolf Hitler im Osten erobern. Er plante den 
Krieg von Anfang an als Raub- und Vernich-
tungsfeldzug gegen die Sowjetunion – in des-
sen Zentrum die Eroberung und Vernichtung 
Moskaus, Stalingrads und Leningrads stan-
den. Ein „Blitzkrieg“ war geplant, der nach 
sechs bis acht Wochen enden sollte.
Buchstäblich auslöschen wollten die Deut-
schen die Bevölkerung Leningrads. Als 

„Wiege“ der kommunistischen Oktoberrevo-
lution von 1917 hegte Hitler besondere Ver-
achtung für die ehemalige Hauptstadt des 

Zarenreichs. „Die Stadt wird nur eingeschlos-
sen, mit Artillerie zerschossen und ausge-
hungert“, so der Diktator im September 1941. 
Leningrad sollte nicht erobert werden, eine 
mögliche Kapitulation war abzulehnen. Die 
eingekesselten Menschen sollten elendig kre-
pieren – ein beispielloses Kriegsverbrechen.
Im Januar 1943 konnte die Rote Armee einen 
schmalen Landkorridor sichern, aber erst am 
27. Januar 1944 sprengten die Rotarmisten 
die Abriegelung der gepeinigten Stadt end-
gültig. Nach fast 900 Tagen war Leningrad 
wieder frei, Schätzungen von Historikern 
zufolge kostete die deutsche Blockade rund 
eine Million Menschen das Leben. Genau ein 
Jahr später wurde Auschwitz von der Roten 
Armee befreit. Dazwischen lag Stalingrad.
Am 19. August 1942 griff die 6. Armee Sta-
lingrad an, unterstützt von Bombenangriffen 

– in wenigen Wochen war die Stadt vollkom-
men zerstört, nach 200 Tagen Kampf waren 
zwei Millionen Menschen vernichtet.
Stalingrad wurde zum Massengrab der deut-
schen Wehrmacht. Von den 300 000 deut-
schen Soldaten, die nach Stalingrad gezogen 
waren, kamen 150 000 zu Tode. Ungezählt, 
ungenannt bleiben die Opfer auf der Seite 
der siegreichen Roten Armee, der sowjeti-
schen Bevölkerung.
Zu jenen Deutschen, die sich der Erobe-
rungspolitik des faschistischen Deutschland 
organisiert widersetzten und hierbei breite 
Bündnisse zu schaffen suchten, gehörten die 
kommunistischen Widerstandskämpfer und 
deutschen Patrioten, Menschen, die ihr Land 
liebten, seine Menschen, seine Kultur und 
sich aus humanistischer Überzeugung gegen 
diese sinnlosen Vernichtungs- und Erobe-
rungsfeldzüge der deutschen Machthaber 
stellten.

Zu ihnen gehörten: Wolfgang Abendroth, 
Johannes R. Becher, Ernst Busch, Heinrich 
Graf Einsiedel oder Peter Gingold. Viele der 
Genannten kehrten nach 1945 nach Deutsch-
land zurück, die meisten lebten später in der 
DDR und setzten dort das in der Emigration 
Begonnene in ihren zivilen Berufen fort. Ihr 
antifaschistisches Engagement war ungebro-
chen und in der DDR stets hochgeschätzt.
Anders in der BRD! Hier wurden die Genann-
ten geächtet.
Am 8. September 2009 beschloß der Deutsche 
Bundestag endlich – 64 Jahre nach Kriegsende 

– die Rehabilitierung der sogenannten Kriegs-
verräter.
• 30 000 Deserteure, Verweigerer und 
„Kriegsverräter“ wurden durch NS-Richter 
zum Tode verurteilt.
• Etwa 20 000 von ihnen wurden hingerichtet. 
Nach dem Krieg erfuhren die Überlebenden 
und ihre Familien Ächtung und Ablehnung 
durch Staat und Gesellschaft in der Bundes-
republik, wurden somit zum zweiten Male 
gedemütigt.
Alle diese NS-Unrechtsurteile sind nun seit 
2009 aufgehoben. Viele, die meisten der 
Betroffenen, haben diese Rehabilitierung 
nicht mehr erleben können.
Bundespräsident Richard von Weizsäcker 
betonte in seiner Rede anläßlich des 40. Jah-
restages der Befreiung 1985:

„... Wir dürfen den 8. Mai nicht vom 30. Januar 
1933 trennen ... Wir haben allen Grund, den 
8. Mai als das Ende eines Irrweges deutscher 
Geschichte zu erkennen – ein Datum, das den 
Keim der Hoffnung auf eine bessere Zukunft 
barg.“
 Dr. Marianne Linke 

(MdB, Partei Die Linke;  
gekürzt aus ihrer Rede vom 7. Mai in Stralsund)

Zum 80. Jahrestag eines Infernos

Guernica und kein Ende

Man schreibt den 26. April 1937. Was die 
Besatzung eines Bombers der hitlerdeut-

schen Legion Condor als Truppenbewegung 
meldet, ist nur eine Schar Zivilisten auf ihrem 
Weg zum Markt der baskischen Kleinstadt 
Guernica. Wolfram von Richthofen, Stabschef 
der Legion, erteilt ohne weitere Prüfung im 
Einvernehmen mit dem Stab des Franco-Gene-
rals Emilio Mola seinen Fliegern den Befehl 
zum Angriff. Guernica steht noch unter Kon-
trolle der gewählten Volksfrontregierung. 
Von Richthofen will mit dem ersten Flächen-
bombardement in der Militärgeschichte die 
Achtung des Faschistenduos Hitler / Franco 
erringen. Es soll einerseits den spanischen 
Putschisten den Vormarsch ins Baskenland 

„ebnen“ und andererseits der nazideutschen 

Luftwaffe Gelegenheit geben, vor größeren 
Gemetzeln Fluggeräte und Taktiken im „Feld-
versuch“ zu testen. Göring wird im Nürnberger 
Kriegsverbrecherprozeß die günstige Gele-
genheit einräumen, alles „im scharfen Schuß“ 
erprobt zu haben. 
Flugzeuge der Legion Condor, unterstützt von 
Maschinen eines italienischen „Freiwilligen-
korps“, greifen das geistige und kulturelle Zen-
trum des Baskenlandes in mehreren Wellen an. 
Zweieinhalb Stunden lang. Alles ist diabolisch 
durchdacht. Mit Bomben und Granaten trei-
ben ihre Besatzungen die panische Bevölke-
rung in die Flucht, mit Maschinengewehrfeuer 
erschießen sie die Flüchtenden oder drängen sie 
in Unterschlupfe, die dann mit Brandbomben 
belegt werden. Dem kalkulierten Feuerinferno 

ging die Zerstörung der Wasserleitungen vor-
aus. „Bombenlöcher auf den Straßen noch zu 
sehen, einfach toll“, schreibt von Richthofen in 
sein Tagebuch. Hunderte Menschen kommen 
zu Tode, die genaue Zahl ist wegen der vielen 
Flüchtlinge in der Stadt nicht zu ermitteln. Die 
Fliegerbomben haben 99 Prozent der Häuser 
in Mitleidenschaft gezogen, über zwei Drittel 
davon völlig zerstört. Der gesamte alte Ortskern 
ist vernichtet. Spätestens mit der Erschießung 
von fliehenden Frauen und Kindern im Tiefflug 
ist die Mär von Truppenbewegungen widerlegt 
und der Vorwurf eines unsäglichen Kriegsver-
brechens evident. Deshalb bezichtigt Franco 
die Verteidiger der Volksfrontregierung, Urhe-
ber des Infernos zu sein, und auch im Deutschen 
Reich leugnet man das Verbrechen, solange es 
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geht. Als der deutsche Botschafter in Großbri-
tannien, Ribbentrop, unvorsichtigerweise eine 
neutrale Inspektion vor Ort vorschlägt, beei-
len sich deutsche Spezialisten, in der nun von 
den Franco-Truppen eingenommenen Ruinen-
stadt die Bombenreste und Blindgänger einzu-
sammeln. Guernicas Schleifung bewegt die Welt. 

Was in Guernica geschieht, ist kein lokales 
Ereignis. Unter Spaniens Himmel findet nichts 
Geringeres statt als ein Krieg antagonistischer 
Gesellschaftsentwürfe. Er scheidet das Lager 
der Demokratie und der Volksbefreiung von 
der Phalanx der am meisten reaktionären und 
chauvinistischen Kreise, die ihre Klassenherr-
schaft nicht mehr mit den Methoden bürger-
licher Demokratie aufrechterhalten konnten 
und deshalb zur faschistischen Diktatur über-
gegangen sind. Die „gemäßigten“ kapitalisti-
schen Staaten verstehen diese Polarisierung in 
größter Sorge und schlagen sich nicht auf die 
Seite der revolutionären spanischen Demokra-
tie. Was war geschehen? 
Am 16. Februar 1936 ging die von Linkspar-
teien gebildete Volksfront siegreich aus den 
Wahlen zur Cortes hervor. Sie errang 268 der 
473 Mandate. Forderungen nach Säuberung 
des Heeres von reaktionären Kräften wurden 
laut. Eine Generalsclique unter Franco insze-
nierte Mitte Juli eine Militärrevolte in Spanisch-
Marokko, die auf Spanien übergriff. Am 30. Juli 
1936 ernannte sich Franco in Burgos zum Chef 
einer Gegenregierung. Ziel war es, die Herr-
schaft der großbürgerlich-feudalen und kle-
rikalen Reaktion wiederherzustellen und die 
von der Volksfront eingeleiteten demokrati-
schen Veränderungen rückgängig zu machen. 
Diese beinhalteten vor allem eine Bodenre-
form, die feudale und faschistische Elemente 
enteignete und den konfiszierten Boden an 
Bauern und Landarbeiter zur Nutzung über-
gab; die Gründung von Betriebsräten in den 
unter staatliche Treuhänderschaft gestellten 
Industriebetrieben; eine fortschrittliche Sozi-
algesetzgebung und die Gleichberechtigung der 
Frauen. Die Konterattacken der Putschisten 
wurden zunächst im größten Teil des Landes 
zurückgeschlagen. Aber dann griff Hitler mili-
tärisch ein. Im Rahmen der „Operation Feuer-
zauber“, deren Umfang alle Hoffnungen der 
Falangisten übertraf, wurde die Legion Con-
dor zur Luftunterstützung entsandt. Dabei war 
es Deutschland von den alliierten Siegermäch-
ten nach dem ersten Weltkrieg untersagt wor-
den, eine eigene Luftwaffe zu unterhalten. Die 
Intervention der deutschen und italienischen 
Faschisten, der auch Guernica zum Opfer fiel, 
sollte das Blatt wenden. 

Aber auch die Antipoden in der Welt – Kommu-
nisten, Sozialisten, Anarchisten, bürgerliche 
Demokraten, unter ihnen bedeutende Publi-
zisten und Künstler – hatten verstanden, was 
von der Verteidigung der spanischen Republik 
abhing. Viele von ihnen zogen in den Kampf. 
Bereits Mitte Oktober 1936, als Hitlers Olym-
pia-Inszenierung noch blendete, hatten sich die 
Internationalen Brigaden gebildet, in deren Rei-
hen Antifaschisten aus 53 Ländern, darunter 
etwa 5000 Deutsche, Spaniens Freiheit schüt-
zen wollten. Frankreich und Großbritannien, 
aber auch die USA, fürchteten die von der spa-
nischen Volksfront ausgehenden Signale und 

begünstigten durch ihre „Nichteinmischungs-
politik“ die faschistische Intervention. Als ein-
zige Großmacht unterstützte die Sowjetunion 
die legitime spanische Regierung mit Waffen, 
Lebensmitteln, Medikamenten sowie durch die 
Entsendung von Militärberatern. 
Welche dramatischen Wege der fast drei Jahre 
währende Krieg nahm, lesen wir in unseren  
alten Geschichtsbüchern oder hören es in Ernst 
Buschs Liedern. Wenn ich heute die Klampfe 
auspacke, dann singen sich die spanischen 
Landschaften noch immer wie ein ewiges Ein-
verständnis mit „unseren“ in den Gräben: vor 
Madrid, bei Guadalajara, im Jaramatal, am Ebro. 
Aber die faschistische Achse obsiegte. England 
und Frankreich erkannten das Franco-Regime 
im Januar 1939 an. Sie hatten die antifaschi-
stische Karte nicht gezogen und ahnten nicht, 
wie schnell sie das erstarkte Barbarentum 
der Hitlerei am eigenen Leibe spüren würden. 
Franco aber errichtete eine Diktatur, der bis 
zu seinem Tode Zehntausende politische Geg-
ner zum Opfer fielen. Der mit seinem Putsch 
ausgelöste Krieg hat auf iberischer Erde eine 
halbe Million Tote gefordert. Der zweite Welt-
krieg hingegen, dessen Verursachern Spanien 
als Testfeld diente, hat 35 Millionen Menschen 
der überfallenen bzw. in der Anti-Hitler-Koali-
tion kämpfenden Nationen sowie sechs Millio-
nen Deutsche das Leben gekostet. Elf Millionen 
Entrechtete wurden in den Konzentrationsla-
gern ermordet. Die Überlebenden beschworen 
die Errichtung einer friedlichen Welt, fanden 
sich aber schnell zurückgeworfen in einen kal-
ten Krieg, dessen Adjektiv seine Grausamkeiten 
beschönigte. Denn der mit Churchills berüch-
tigter Fulton-Rede eingeleitete Feldzug kam 
nicht ohne neue Verbrechen aus. Wo sich fortan 
Völker, wie einst das spanische, im Kampf um 
ihre nationale und soziale Befreiung staatliche 
Bastionen schufen, da waren sie geharnisch-
ten politischen, wirtschaftlichen und militäri-
schen Counter-Attacken ausgesetzt. Das Kalkül, 
das Guernica vernichtete, brauchte keine faschi-
stischen Erben. Diversifiziert in seinen Mitteln, 
ging es auf die Siegelbewahrer des Monopolka-
pitals und der verbündeten einheimischen Olig-
archien über. Mit ihren „regime-change policies“ 
inszenierten sie das Zurückdrehen progressi-
ver Entwicklungen in aller Welt. 

Man kann dem vom Anti-Hitler-Koalitionär 
zum Weltgendarm umgerüsteten Uncle Sam 
den Vorwurf nicht ersparen, immer wie-
der geistiger Urheber und Regisseur der-
artiger Rollback-Attacken gewesen zu sein. 
Offen oder verdeckt agierten die USA an den 
Schauplätzen so gut wie aller konterrevolu-
tionären oder antidemokratischen Hotspots, 
destabilisierten legitime Regierungen, war-
fen Napalm und gen-deformierende Entlau-
bungsmittel, sponserten oder organisierten 
Putsche, erteilten Mordaufträge, rekrutier-
ten und finanzierten Contra-Banden. Allein 
Tim Weiners Bestseller „CIA. Die ganze 
Geschichte“ gibt einen fast tausendseitigen 
Bericht über sechs Jahrzehnte US-amerika-
nischer Verstrickung in derartige Manipula-
tionen. Nennen wir, pars pro toto, nur diese: 
Assistiert von den Briten, lancierten die USA 
einen Putsch gegen den iranischen Minister-
präsidenten Mossadegh, der die Nationali-
sierung der Erdölindustrie veranlaßt hatte, 
und inthronisierten den Schah samt seiner 
Mordmaschine SAVAK. Schockiert von der 
kubanischen Revolution, hielten die USA 
brasilianischen Militärs die Steigbügel, die 
die linksverdächtige Regierung Goulart aus 
dem Amt jagten und dem Volk eine zwanzig-
jährige Diktatur aufzwangen. Sie agierten 
als politische Komplizen der Pinochet-Junta, 
welche die frei gewählte Volksfrontregierung 
unter Präsident Allende stürzte und Chile in 
ein Schlachthaus verwandelte. In Nikaragua 
brachten sie gemietete Contras gegen die san-
dinistische Volksregierung in Stellung, damit 
sie auf ihren Mordzügen die nationale Ent-
wicklung paralysierten. Den Irak verwüste-
ten sie für Öl. 
Guernica findet kein Ende, solange hegemoni-
ale Interessen das Recht der Völker auf natio-
nale Selbstbestimmung und soziale Befreiung 
bombardieren. Picasso hat seinem berühmten 
Bild neben der Trauer eine Mahnung eingege-
ben, die bis ins Heute reicht: Schaut genau hin, 
erkennt die Gefahren, fallt den Kriegstreibern 
in den Arm! Die Völker brauchen dringend 
eine Renaissance ihrer Wachsamkeit.

Dr. Hartmut König, Panketal  
(Aus „Mitteilungen der Kommunistischen 

Plattform der Partei Die Linke“, 4/2017)

Vor Pablo Picassos „Guernica“
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Löst den braunen Haufen auf!

Offiziell wurde die Bundeswehr erst 1955 
gegründet, aber eigentlich bestand sie 

schon seit 1943, als ihr späterer erster Gene-
ralinspekteur Adolf Heusinger sie als Parteiar-
mee der NSDAP unter dem Namen „Deutscher 
Volkssturm Wehrmacht“ vorbereitete. Seit 
damals hatte Heusinger die Pläne für diesen 
Volkssturm ausge arbeitet – am 20. Juli 1944 
stand er in der Wolfsschanze direkt neben 
Hitler und erlitt am Kopf, am Arm und an den 
Beinen Verletzungen durch die von Graf Stauf-
fenberg gelegte Bombe. Seit 1948 arbeitete er 
an der Wiederaufstellung deutscher Streit-
kräfte gegen die Sowjetunion im Untergrund 
der Organisation Gehlen (OG). Sei nem CIA-Auf-
passer in der OG, James H. Critchfield, erklärte 
Heusinger: Ihr habt uns demilitarisiert, jetzt 
müßt ihr uns remilitarisieren.
Diesem Zweck diente auch an einem dunklen 
Novemberabend des Jahres 1948 ein Besuch 
Rudolf Augsteins bei Konrad Adenauer in des-
sen Heim in Rhöndorf. Der „Spiegel“-Chef hatte 
soeben eine Rundreise zu den in Westdeutsch-
land ansäs sigen Hitler-Generalen abgeschlos-
sen. Er überbrachte Adenauer, der damals 
noch nicht Bundeskanzler einer Bundesrepu-
blik Deutschland, sondern Präsident des Par-
lamentarischen Rates der Westzonen war, die 
Botschaft der noch nicht wieder tätigen Hitler-
Generale, dreißig deutsche Divisionen seien 
nötig, aber schnellstens. Adenauer nickte: „Das 
ist auch meine Meinung.“ Das sieben Monate 
später vom Parlamentarischen Rat verkündete 

Grundgesetz sah keinerlei Bundeswehr, wohl 
aber das Recht auf Kriegsdienstverweigerung 
vor. Die Alliierten hätten Adenauer und Aug-
stein wegen Vorbereitung einer Militarisierung 
an die Wand stellen können.
Und heute wundert man sich über die braunen 
Strukturen der Bundeswehr! Das Geschrei, das 
die erfolgreiche Kriegsministerin Ursula von 
der Leyen über Nazinetzwerke in der Bundes-
wehr erhob, ist nicht zielführend. Sie ist für die 
Bo denhaltung der Bundeswehr verantwortlich, 
und der Boden ist braun seit jeher. Samt den 
Devotionalienecken für Hitlers Wehrmacht, die 
jetzt plötzlich in den Kasernen entdeckt wer-
den. Die Neonazis in der Bundeswehr wollen 
uns bei der Bewältigung des Flüchtlingsstro-
mes mit den bewährten Mitteln zum Kampf 
ge gen die rote Flut helfen, wie jener Bundes-
wehrangehörige, der ins Internet einen Solda-
ten mit Maschinengewehr stellte. Unterschrift: 

„Das schnellste deutsche Asylverfahren lehnt 
bis zu 1400 Anträge in der Minute ab!“
Das verrät gute Tradition. Der erste General-
inspekteur Adolf Heusinger war vor seiner 
Gründungsarbeit für den Volkssturm Koordi-
nator der Partisanenbe kämpfung und ordnete 
an, auf beiden Seiten der Nachschublinien je  
50 Kilometer rücksichtslos zu evakuieren. Das 
war ohne Maschinengewehr gegen Juden und 
Kommunisten auch kaum möglich.
Die Staatsanwaltschaft stellte darum ihr Ver-
fahren gegen den gewitzten Bundeswehr-
soldaten wegen mangelnden Tatverdachts 

ein, tatsächlich hatte er bis her noch keine 
Flüchtlinge mit seinem Schnellverfahren 
umgebracht. Und wenn doch? Die Staatsan-
waltschaft möchte man sehen, die ihm auch 
nur ein Haar ge krümmt hätte im Staate des 
Obersten Georg Klein, der für die Liquidation 
von über 100 afghanischen Zivilisten zum 
General befördert wurde.
Der Kreis um den Toilettenpistolero Oberleut-
nant Franco A. hat Waffen und Munition für 
den Putsch gesammelt. Auf den vorbereiteten 
Todeslisten stehen sogar – nur weil sie zuwei-
len demokratisch daherreden – bewährte 
Freunde der deutschen Soldaten wie Joachim 
Gauck. Womöglich auch die Ministerin selbst.

„Frau von der Leyen ist auch nach dreieinhalb 
Jahren noch nicht in der Bun deswehr ange-
kommen“, wirft einer von Heusingers Nach-
folgern, der ehemalige Generalinspekteur 
Harald Kujat, der Ministerin vor, die sich über 
den braunen Sumpf in den Kasernen erregt 
hat. Kujats Bannfluch: „Sie steht außerhalb, 
sie steht neben den Streitkräften.“
Da wird man, wollen wir einen Rest von Zivil-
staat retten, diese Bundeswehr endlich auf-
lösen müssen. Otto Köhler 

(Gekürzt aus „Ossietzky“, 10/2017)

Siehe auch „Braunbuch. Kriegs- und Nazi-
verbrecher in der Bundesrepublik und in 
Westberlin“, Staatsverlag der DDR, Berlin 
1968, S. 189–223

Armseliger amtlicher Armutsbericht

Die Bundesregierung hat im April ihren 
fünften Armuts- und Reichtumsbericht 

vorgelegt. Auf 654 Seiten wird in der Langfas-
sung die BRD in den schönsten Farben gezeich-
net – der Weg ins Paradies scheint demnach 
wirklich nicht mehr weit zu sein, zumindest für 
jene, die ihre Augen vor den realen Zuständen 
hierzulande verschließen. Auch die 46seitige 
Kurzversion muß als Meisterwerk der Demago-
gie und Schönfärberei entlarvt werden. So wird 
behauptet, Armut wie Reichtum seien „gesell-
schaftliche Phänomene mit vielen Facetten“. 
Sind sie also vom Himmel gefallen, oder werden 
sie von Zauberhand willkürlich verteilt? Sind sie 
nicht eher Folge privatkapitalistischen Wirt-
schaftens – gewollt von den Herrschenden im 
Auftrag der besitzenden Klasse? Das Wort Phä-
nomen steht übrigens für Erscheinung, seltenes 
Ereignis oder Wunder. Das Leben in der BRD – 
alles Zauber? Wer Armut und Reichtum wirk-
lich sehen will, braucht sich nur einen Tag lang 
durch verschiedene Stadtbezirke von Berlin zu 
bewegen. Glanz und Elend geben sich hier ein 
Stelldichein, oft dicht an dicht. 
Weiter heißt es: „Langzeitarbeitslosigkeit ist 
eines der schwerwiegendsten Armutsrisiken 
und besonders häufig mit einer Verfestigung 
der Armut verbunden.“ Was für eine bahnbre-
chende Erkenntnis! Und welche Ursachen liegen 
ihr zugrunde? Warum stellt man nicht die Frage, 
ob eine kapitalistische Gesellschaftsordnung 

ohne Arbeitslosigkeit überhaupt lebensfähig 
ist? Oder fürchtet man, Arbeitern und Angestell-
ten damit eine Handhabe für ihren Kampf gegen 
Hartz IV zu geben? 
Zynisch wird es, wenn behauptet wird: „Nur 
wenige Kinder in Deutschland leiden jedoch 
unter erheblichen materiellen Entbehrungen.“ 
Wie bitte? Im Jahr 2015 lebten in der BRD etwa 
2,55 Millionen Mädchen und Jungen in Familien, 
denen so wenig Geld zur Verfügung steht, daß 
sie als arm oder armutsgefährdet gelten. Und 
das in der so reichen BRD! 
Freude herrscht über das deutsche Bildungs-
wesen. „Der Bildungsstand und die Bildungs-
beteiligung der Bevölkerung haben sich in den 
letzten Jahrzehnten kontinuierlich verbessert“, 
wird herausgehoben, was keine Kunst ist, wenn 
lediglich nur die Abschlüsse und nicht die Bil-
dungsinhalte zu bewerten sind. Ich bin am 
Rande eines „Kreativseminars“ einmal gefragt 
worden, ob ich nicht Bedenken hätte, dem Kon-
kurrenzdruck durch 15 oder 20 Jahre jüngere 
Mitarbeiter standhalten zu können. Meine Ant-
wort: „Nein, denn ich habe quer durch alle Fir-
men noch nie so viel Dummheit und Faulheit 
erlebt wie in dieser Altersklasse.“ Bild, Gala, 
Bunte, RTL, PRO7 und Konsorten haben ihren 
Anteil daran. 
Genugtuung herrscht, wenn man feststellen 
kann: „Die Leistungssysteme der Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende (SGB II) und der 

Sozialhilfe (SGB XII) bekämpfen Armut und 
Mangel.“ Wie wäre es, wenn sich die Mitglieder 
des 24köpfigen Gutachtergremiums – zumeist 
Professoren und Doktoren – dazu hinreißen lie-
ßen, ihre Konten sperren und sonstiges Vermö-
gen beschlagnahmen zu lassen. Dann könnten 
sie einmal – probehalber – unter der menschen-
unwürdigen Hartz-IV-Knute leben und deren 
Hiebe am eigenen Leib erfahren. Vielleicht 
würde dann ein solcher Satz, der Millionen 
Betroffene verhöhnt, im nächsten Armuts- und 
Reichtumsbericht fehlen. 

„Die Frage der individuellen Gesundheit kann 
in einem Zusammenhang mit den materiellen 
Möglichkeiten des jeweiligen Haushalts stehen.“ 
Nein, sie kann nicht, sondern steht mit ihnen in 
engstem Bezug. Spätestens bei der Beschaffung 
von Zahnersatz oder Brillen scheiden sich im 
Gesundheitssystem der BRD die Klassen. 
Zum Ende hin nimmt der Bericht sogar ein 
wenig poetische Züge an. „Ein Dach über dem 
Kopf, das Schutz, Wärme und Raum für eine 
gute Lebenssituation bietet, ist ein menschli-
ches Grundbedürfnis.“ Sieh an! Doch die Herr-
schenden scheinen nicht daran interessiert 
zu sein, allen dieses Grundbedürfnis zuzuge-
stehen. Eine Zahl von offiziell etwa 335 000 
Obdachlosen (darunter rund 29 000 Kinder!) 
ist beschämend für ein Land, das sich und sein 
kapitalistisches „Erfolgsmodell“ lobpreist. 

Rico Jalowietzki
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 Die letzten Wochen vor der Oktoberrevolution (3)
1. Juli 1917: „Brot, Frieden, Freiheit!“

Etwa 500 000 Menschen de monstrierten an 
diesem Tag durch die damalige russische 
Hauptstadt Petrograd. Die bür gerliche  Pro-
visorische Regie rung, die eine Demonstration 
von Lenins Partei, den Bolsche wiki, verboten 
hatte, rief selbst zur 1.-Juli-Demonstration 
auf. Ihr Hintergedanke war, damit die am sel-
ben Tag an der Front be gonnene Offensive zu 
begrüßen und zu unterstützen. Doch diese 
Absicht schlug fehl, immer mehr Menschen 
lehnten die Fortsetzung des Krieges ab. Die 
Teilnehmer der Demon stration legten auf dem 
Marsfeld Kränze an den Gräbern der Op fer der 
Februarrevolution nieder und führten Losun-
gen mit sich, die den Forderungen der Bolsche-
wiki entsprachen: „Alle Macht den Sowjets!“, 

„Nieder mit den zehn kapitalistischen Mini-
stern!“, „Brot, Frieden, Freiheit!“
Mit denselben Forderungen finden Demon-
strationen in Mos kau, Minsk, Iwanowo-Wos-
nessensk, Charkow, Twer und ande ren Städten 
statt. Die Demonstrationen zeigten, daß „eine 
Kri se von unerhörtem Ausmaß“ (Le nin) über 
Rußland hereingebrochen ist. Die ungenü-
gend vorbereitete, gegen den Willen breiter 
Teile des Volkes begonnene Offensive der rus-
sischen Armee an der Front scheiterte bereits 
nach zehn Tagen.
Zehntausende Soldaten waren eingesetzt 
worden. In zehn Ta gen, seit dem Beginn der 
Offen sive am 1. Juli, gab es an der Südwest-
front 60 000 Tote und Verwundete. Im Ver-
lauf des Rück zuges, der bis zum 15. Juli 
an dauerte, wurden große Gebiete verloren, 
die vor Beginn der Of fensive von russischen 
Truppen besetzt waren.
An der Front und im ganzen Lande verstärk-
ten sich die Antikriegsstimmung und der 
Haß ge gen die  Provisorische Regierung. Das 
widerspiegelte sich auch in Soldatenbrie-
fen von der Front. In einem solchen Brief 
aus die sen Tagen, der an Kerenski – zu die-
sem Zeitpunkt Kriegs- und Marineminister 
der  Provisorischen Regierung – gerichtet 
war, hieß es: „Jetzt bitten Sie darum, daß wir 
zugunsten der Kapitalisten, der Gutsbesitzer 
Englands und Frankreichs wie auch Rußlands 
angreifen. Nein, Herr Minister, Sie irren sich 
sehr: Jetzt verweigern wir die Offensive und 
wollen nicht für fremde Ziele bluten ... Sie sol-
len es wissen, daß wir nun kein Vertrauen zu 
Ihnen haben, well Sie zum Verräter am ganzen 
Volk geworden sind.“ Ganze Regimenter wei-
gerten sich, an der Fortsetzung des Krieges 
teilzunehmen. Eine Ver sammlung der Matro-
sen des Schlachtschiffes „Republika“ be schloß: 

„Wir betrachten die ge genwärtige Offensive 
nicht als eine strategische, sondern als eine 
politische, konterrevolutio näre Offensive, 
die ein Dolch stoß in den Rücken der gesam-
ten Demokratie gewesen ist.“
In Garnisonsstädten forderten Arbeiter und 
Soldaten auf ge meinsamen Meetings Frieden, 
die Übergabe der ganzen Macht an die Sowjets 
und die Demobi lisierung der Armee-Einheiten.

Die Krise spitzte sich weiter zu

Die politische Krise in Rußland spitzte sich 
im mer mehr zu. Ursache war die gescheiterte 

Offensive der russi schen Truppen an der 
Front. An gesichts der ungeheuren Opfer, des 
Hungers und Massenelends trieb die Stim-
mung der Arbeiter und Soldaten gegen die 
bürgerli che Provisorische Regierung dem 
Siedepunkt zu. Immer lau ter wurde die For-
derung, den So wjets die gesamte politische 
Macht zu übertragen.
Mittelpunkt der revolutionären Bewegung 
war die Hauptstadt Petrograd. Am Abend des 
16. Juli gingen dort mehrere Regi menter auf 
die Straße. Sie stan den unter dem Einfluß 
von An archisten und riefen zu bewaffne ten 
Aktionen auf. Die Arbeiter zahlreicher Fabri-
ken schlossen sich der Demonstration an und 
forderten „Nieder mit der Provisorischen 
Regierung!“, „Alle Macht den Sowjets der 
Arbeiter- und Soldatendeputierten!“ Die Bol-
schewiki unter der Führung Lenins standen 
vor ei ner komplizierten Aufgabe. Ei nerseits 
erkannten sie, daß ein Aufstand zu diesem 
Zeitpunkt zum Scheitern verurteilt gewe sen 
wäre, da die Arbeiter und Soldaten Petro-
grads keine aus reichende Unterstützung aus 
den übrigen Landesteilen erhalten hätten. 
Immer noch verfügten die kleinbürgerlichen 
Parteien der Menschewiki und Sozialrevo-
lutionäre über eine Mehrheit in den Sowjets. 
Andererseits zeigten aber die Ereignisse am 
16. Juli, daß die Aktionen in Pe trograd nicht 
mehr aufzuhalten waren. Darum beschlos-
sen die Bolschewiki, sich an die Spitze der 
Bewegung zu stellen, um be waffnete Aus-
einandersetzungen und damit eine blutige 
Niederla ge der Arbeiter und Soldaten zu ver-
hindern. Sie riefen darum für den folgen-
den Tag zu einer friedlichen Demonstration 
unter der Losung „Alle Macht den So wjets!“ 
auf. 500 000 Arbeiter und Soldaten zogen 
am 17. Juli unter dieser Losung durch Petro-
grad. In einer kurzen Ansprache mahnte sie 
Lenin zur Geduld. Anschließend marschier-
ten sie zum Taurischen Palast, wo zur selben 
Stunde die Führung der Sowjets gemeinsam 
mit Dele gierten aus den Betrieben und Trup-
penteilen der Stadt tagte. Die Arbeiterver-
treter forderten die menschewistischen und 
so zialrevolutionären Führer der So wjets auf, 
unverzüglich alles zu tun, um den Sowjets die 
ganze politische Macht zu übertragen.
Doch die beharrten auf ihrer Un terstützung 
der bürgerlichen Provisorischen Regierung 
und lehnten die Forderungen ab. Kurze Zeit 
später billigten sie den Einsatz regierungs-
treuer Truppen gegen die demonstrie renden 
Arbeiter und Soldaten. Damit hatten sie sich 
vollständig von der revolutionären Bewe-
gung getrennt und auf die Seite der Bour-
geoisie gestellt.
Reaktionäre Offiziersschüler und Kosaken 
eröffneten das Feuer auf die Demonstranten. 
56 Personen wurden getötet, 650 verletzt. 
Damit hatte die Bourgeoisie ihre Offensive 
gegen die revolutionäre Volksbewegung 
begonnen, um die Macht nun vollständig an 
sich zu reißen. In den folgenden Tagen wur-
den re gierungstreue Truppen von der Front 
nach Petrograd beordert, mit deren Hilfe die 
Arbeiter entwaffnet und revolutionäre Trup-
penteile aufgelöst wurden. Über die russische 

Hauptstadt wurde der Ausnahmezustand ver-
hängt.
Der besondere Haß der bür gerlichen Provi-
sorischen Regierung richtete sich gegen die 
Bolschewiki. Am 18. Juli überfielen sie die 
Druckerei und Redaktion der „Prawda“ und 
verwüsteten sie. Einen Tag später wurde ein 
Haftbefehl gegen Lenin erlassen, der somit 
gezwungen war, er neut in die Illegalität zu 
gehen.

Vorläufiger Sieg der Bourgeoisie

Die Bourgeoisie hielt die Zeit für reif, um eine 
Entscheidung zu ihren Gunsten herbeizufüh-
ren. Sie bediente sich dabei der Dienste der 
kleinbürgerlichen Menschewiki und Sozial-
revolutionäre. So trat der Sozialrevolu tionär 
Kerenski die Nachfolge des Ministerpräsi-
denten Lwow an und übernahm am 21. Juli 
1917 die Regierungsführung. Sein Programm 
bestand in der Fortsetzung des imperialisti-
schen Krieges und in der Be kämpfung der 
revolutionären Ar beiter und Soldaten.
Lenin, der trotz seiner Illegali tät den Kampf 
an der Spitze der Bolschewiki fortsetzte, zog 
aus den Juli-Ereignissen einschnei dende 
Schlußfolgerungen für die weitere Entwick-
lung der Revolu tion in Rußland. Er stellte 
in sei nen Thesen „Die politische Lage“ vom  
23. Juli fest, daß sich die Konterrevolution 
ganz der Staatsmacht bemäch tigt habe, weil 
die Menschewiki und So zialrevolutionäre 
dies zugelassen hat ten. Die Sowjets, in denen 
diese Kräfte noch immer die Mehrheit besa-
ßen, seien somit zum An hängsel der Provi-
sorischen Re gierung geworden. Aus diesem 
Grunde sei die Losung „Alle Macht den 
Sowjets!“ im gegebe nen Augenblick falsch, 
und er schlug vor, sie zurückzuziehen.
Damit war die Periode der Doppelherrschaft 
zwischen der Bour geoisie und den Sowjets 
been det. Die Juli-Ereignisse hatten die Lage 
vollständig verändert. Von einer friedlichen 
Entwick lung der Revolution konnte nicht 
mehr ausgegangen werden. Le nin formulierte 
es so: „Entweder voller Sieg der Militärdik-
tatur oder Sieg des bewaffneten Auf stands 
der Arbeiter, was nur möglich ist, wenn dieser 
Auf stand mit einer machtvollen Er hebung der 
Massen gegen die Regierung und gegen die 
Bour geoisie zusammenfällt.“ In der Entwick-
lung der Revolution war eine neue Etappe 
angebrochen. (Gestützt auf „UZ“)

Herzlichen Glückwunsch Genossen 

Hermann Haake 
aus Wernigerode, der am 17. Juli sei- 
nen 85. Geburtstag begeht. Unter 
seiner Leitung hat die Regionalgruppe 
Harz des RF-Fördervereins durch die 
Gewinnung von Mitgliedern und Abon-
nenten an Stärke und Ausstrahlung 
gewonnen. Wir bedanken uns bei Dir, 
lieber Hermann, für Deine politische 
Arbeit und wünschen Dir Gesundheit.



RotFuchs / Juli 2017 Seite 17

Warum die Revolution bis heute bekämpft wird

Im Zusammenhang mit dem 60. Jahres-
tag der Europäischen Union spielten auch 

historische Reminiszenzen eine Rolle. Da 
wurde zum Beispiel an den Streit zwischen 
Lenin und Trotzki erinnert. Lenin schrieb am 
23. August (5. September) 1915 im „Sozial-
demokrat“ Nr. 44: „Vom Standpunkt der öko-
nomischen Bedingungen des Imperialismus,  
d. h. des Kapitalexports und der Auftei-
lung der Welt durch die ,fortgeschritte-
nen‘ und ,zivilisierten‘ Kolonialmächte 
sind die Vereinigten Staaten von Europa 
unter kapitalistischen Verhältnissen ent-
weder unmöglich oder reaktionär.“ (LW 
21/343)  Lenin wies in diesem Artikel 
darauf hin, daß das Kapital internatio-
nal und monopolistisch geworden und 
die Welt aufgeteilt sei „unter ein Häuf-
lein von Großmächten, d. h. von Staaten, 
die in der großangelegten Ausplünde-
rung und Unterdrückung der Nationen die 
größten Erfolge zu verzeichnen haben.“  
(LW 21 s.o.) 
Es ist nun über einhundert Jahre her, als 
Lenin das schrieb. Doch leider scheint 
sich im Vergleich zu damals nicht viel 
verändert zu haben, denn der erste Ver-
such, eine sozial gerechte sozialistische 
Gesellschaft aufzubauen, ist ja leider geschei-
tert. Damals verfügten die europäischen 
Großmächte Europas (England, Frankreich, 
Rußland und Deutschland – die USA kamen 
erst später hinzu) mit einer Bevölkerung von 
250–300 Millionen und einem Territorium 
von zirka sieben Millionen Quadratkilome-
tern über Kolonien mit einer Bevölkerung von 
fast einer halben Milliarde und einem Territo-
rium von 64,6 Millionen Quadratkilometern. 
Lenin nahm noch die drei asiatischen Staaten 
China, die Türkei und Persien (Iran) hinzu. 
Damals waren das faktisch Halbkolonien, die, 
wie Lenin schrieb, von den im „Befreiungs-
kampf“ stehenden Räubern Japan, Rußland, 
England und Frankreich in Stücke gerissen 
wurden. Heute sind es Länder, die in der inter-
nationalen Politik ein gewichtiges Wort mit-
sprechen. An ihrer Stelle sind der Irak, Libyen 
und Syrien zu nennen, die „in Stücke gerissen 
werden“. Hauptverantwortlich für das dort 
angerichtete Chaos sind die USA, die zusam-
men mit ihren NATO-Verbündeten angeblich 
im Kampf um die Durchsetzung der Men-
schenrechte stehen.
Ferner – so Lenin weiter – hätten England, 
Frankreich und Deutschland im Ausland 

mindestens 70 Milliarden Rubel investiert. Um 
das „legitime“ Einkommen aus dieser Summe 

– eine Jahreseinnahme von über 3 Milliarden 
Rubel – zu bekommen, seien „die Millionärs-
ausschüsse da, Regierungen genannt“. Heute 
sind die Summen um ein Vielfaches größer.
Im Zeitalter der höchsten kapitalistischen 
Entwicklung sei die Ausräuberung von rund 

einer Milliarde Erdbewohnern durch ein Häuf-
lein von Großmächten organisiert. Die Erdbe-
völkerung ist inzwischen weiter gewachsen, 
die Ausplünderung der „Dritten Welt“ über-
schreitet jedes Maß. Lenin stellte fest, daß 
unter dem Kapitalismus jede andere Organisa-
tion unmöglich sei. Auf Kolonien, auf „Einfluß-
sphären“ und Kapitalexport verzichten? fragte 
er und antwortete: Daran zu denken, hieße, 

„auf das Niveau des Pfäffleins herabsteigen, 
das jeden Sonntag den Reichen die Erhaben-
heit des Christentums predigt und ihnen rät, 
den Armen zu geben … nun, wenn nicht ein 
paar Milliarden, so wenigstens ein paar hun-
dert Rubel im Jahr“. (LW 21/344) Die Verei-
nigten Staaten von Europa waren nach Lenin 
unter kapitalistischen Verhältnissen gleichbe-
deutend mit einem Übereinkommen über die 
Teilung der Kolonien. Unter kapitalistischen 
Verhältnissen sei jede andere Basis, jedes 
andere Prinzip als das der Teilung der Macht 
unmöglich. Zum Zeitpunkt der EG-Gründung 
verfügte Frankreich noch über Kolonien und 
mußte diese nicht mit den anderen Partnern 
teilen. An die Stelle des direkten Kolonialis-
mus ist heute der Neokolonialismus getreten, 
und die Ausplünderung von Ländern der soge-
nannten Dritten Welt wird noch stärker ver-
schleiert als früher.
Zeitweilige Abkommen zwischen den Kapitali-
sten und zwischen den Mächten sah Lenin als 
möglich an, aber nur als Übereinkommen der 
europäischen Kapitalisten darüber, wie man 
mit vereinten Kräften den Sozialismus in Eu-
ropa unterdrücken, die geraubten Kolonien 
gegen Japan und die USA verteidigen könnte, 
die durch die damalige Aufteilung benachtei-
ligt waren.
Um die tatsächliche Macht eines Staates zu 
prüfen, gebe es und könne es laut Lenin kein 
anderes Mittel geben als den Krieg. Der Krieg 
sei kein Widerspruch zu den Grundlagen 

des Kapitalismus, sondern das direkte und 
unvermeidliche Entwicklungsergebnis die-
ser Grundlagen. Nun haben zwischen Mit-
gliedsländern der EU keine Kriege mehr 
stattgefunden. Auseinandersetzungen zwi-
schen Deutschland und Frankreich erfolgten 
nicht mehr wie jahrhundertelang auf militä-
rischem Gebiet, aber Mitgliedsländer der EU 

wie Frankreich führten blutige Koloni-
alkriege.
Nach dem Zerfall der Sowjetunion konnte 
die NATO auch wieder in Europa Krieg 
führen und Jugoslawien zerschlagen. 
Deutschland beteiligte sich daran. Wäh-
rend die Sozialdemokraten 1914 „nur“ für 
die Kriegskredite stimmten, waren sie 
beim Überfall auf Jugoslawien zusam-
men mit den Grünen in der Regierungs-
verantwortung.
Lenin stellte fest, daß unter dem Kapi-
talismus das gleichmäßige Wachstum in 
der ökonomischen Entwicklung der ein-
zelnen Wirtschaften und in einzelnen 
Staaten unmöglich sei. Daraus zog er die 
Schlußfolgerung, daß der Sieg des Sozia-
lismus ursprünglich in wenigen kapita-
listischen Ländern oder sogar in einem 
einzeln genommenen Lande möglich sei. 

Das siegreiche Land würde sich nach Enteig-
nung der Kapitalisten und nach Organisierung 
der sozialistischen Produktion im eigenen 
Land der übrigen, der kapitalistischen Welt 
entgegenstellen und würde die unterdrück-
ten Klassen der anderen Länder auf seine 
Seite ziehen, in ihnen den Aufstand gegen die 
Kapitalisten entfachen und im Notfall sogar 
mit Waffengewalt gegen die Ausbeuterklas-
sen und ihre Staaten vorgehen. Die politische 
Form, in der das Proletariat siege, indem es 
die Bourgeoisie stürze, werde die demokra-
tische Republik sein.
Die sozialistische Revolution siegte zunächst 
in einem Land, und die Armeen von 14 impe-
rialistischen Staaten unterstützten die ein-
heimische russische Konterrevolution und 
trieben das Land in einen blutigen Bürger-
krieg, den Sowjetrußland damals siegreich 
beendete. Wenn man von der Mongolischen 
Volksrepublik absieht, blieb die Sowjet-
union bis 1945 allein und besiegte trotzdem 
das schlimmste Regime der Weltgeschichte, 
den deutschen Faschismus. Danach wurden 
gewaltige Aufbauleistungen vollbracht, und 
auf einigen Gebieten der Wissenschaft, wie 
der Weltraumtechnik, wurde sogar die Welt- 
spitze erreicht. Aber es gelang nicht, die kapi-
talistischen Länder bei der Arbeitsproduktivi-
tät zu überholen und die Herausforderungen 
der wissenschaftlich-technischen Revolution 
zu bewältigen. Die USA haben das Land außer-
dem ganz bewußt totgerüstet.
Obwohl heute nichts auf eine unmittelbar 
bevorstehende revolutionäre Situation hin-
deutet, haben die Kapitalisten große Angst, 
daß es noch einmal zu einer sozialistischen 
Revolution kommen könnte. Deshalb wird von 
ihren Ideologen und Lohnschreibern nichts 
ausgelassen, um die Oktoberrevolution in 
Rußland anläßlich ihres 100. Jahrestages zu 
verunglimpfen. Kurt Laser

Wir gratulieren Genossen 

Dieter Eckhardt 
aus Berlin, der am 24. Juli seinen 
80. Geburtstag begeht. Über viele 
Jahre schon unterstützt er mit seinen 
„Lesezeichen“ die politische Arbeit des 
„RotFuchs“. Wir bedanken uns bei Dir, 
lieber Dieter, für Dein unermüdliches 
Engagement und wünschen Dir von 
Herzen bestmögliche Gesundheit.

Der abgeschlagene und beschädigte Kopf Lenins 
(vom großen Lenin-Denkmal Nikolai Tomskis am 
heutigen Platz der Vereinten Nationen in Berlin) ist 
ein Mahnmal der Kulturbarbarei und des Antisowje-
tismus.
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Wolgograd – Heldenstadt, Festivalstadt (1977)
Wolgog rad. IV. Festival der Freund-

schaft zwi schen der Jugend der DDR 
und der UdSSR. Nach den Festen in Dresden, 
Leningrad und Halle treffen sich die Komso-
molzen und FDJler in der Stadt, die zu den 
kühnsten und tapfersten auf der Welt zählt. 
Hier wurde in den Jah ren 1942/43 das Schick-
sal der Völker mitentschieden. Hier versetzte 
das Sowjetvolk dem Hitlerfaschismus einen 
vernichten den Schlag, von dem er sich nicht 
mehr erholen konnte.
In das völlig zer störte Stalingrad führte 1947 
auch der Weg einer FDJ-Delegation unter Lei-
tung Erich Honeckers während der ersten 
Reise einer deutschen Jugenddelegation ins 
Ausland nach Beendigung des faschistischen 
Raubkrieges. Genau dreißig Jahre nach dem 
„Friedensflug nach Osten“, wie diese Mission 
genannt wurde, trifft sich die Jugend der bei-
den Staaten in der Heldenstadt an der Wolga.
Das IV. Freund schaftsfestival im 60. Jahr 
der Großen Sozialistischen Oktoberrevo-
lution, jenem Ereignis im Jahre 1917, mit  
dem – wie der Dichter Erich Weinert formu-
lierte – „Kapitel zwei der Weltgeschichte“ 
begann. Dieses Jubiläum drückt dem Jugend-
treffen deutlich seinen Stempel auf. Wolgo-
grad gibt den 1000 Jungen und Mädchen aus 
der DDR ausrei chend Gelegenheit, sich über 
die ruhm reiche Geschichte der Stadt zu infor-
mieren, die Leistungen und die Gastfreund-
schaft ihrer Bürger kennenzulernen. Ein 
neues Kapitel der Freundschaft zwischen 
den Völkern der Sowjet union und der DDR, 
zwischen dem Leninschen Komso mol und der 
Freien Deutschen Jugend – in Wolgograd, das 
früher Stalin grad hieß ... 
Sicher hat Wolodja schon viele Gäste auf den 
Mamai-Hügel begleitet. Wer in Wolgograd ist, 
der geht auf den Kurgan, auf den Hügel. Nicht 
schlecht hin als Tourist, der vielleicht aus rei-
nem Spaß an der Sache die Stufen der breiten 
Treppen hinauf zum Memorial zählt. Unwei-
gerlich denkt der Be sucher daran, selbst an 
dieser historischen Stätte zu sein, über die 
in unseren Ge schichtsbüchern zu lesen ist, 
daß hier die Wende des zwei ten Weltkrieges 
vollzogen wurde. Von der der sowje tische 
Schriftsteller Michail Scholochow sagt, daß 
hier der einfache Soldat ein Denkmal für 
nachfolgende Generatio nen gesetzt hat. Und 
von der aus ein amerikanischer Major beim 
Anblick Stalingrads meinte, man solle doch 
dieses Trümmerfeld als der Welt größtes 
Museum erhalten. Nun ist Wolodja Limanski 
ge nausowenig Museumsführer, wie die Stadt 
eine Trümmer wüste geblieben ist. Er ist Dol-
metscher, hat gerade diesen Beruf gewählt, 
weil es ihm Spaß macht, Leute kennenzu-
lernen, die in seine Stadt kom men. Ihnen 
das Neue zu zei gen, sie auch zum Nachden-
ken über Vergangenes anzu regen. Und gerade 
deshalb ist der Komsomolze Wolodja oft auf 
dem Mamai. Von der Steppe her fegt ein schar-
fer Wind über den Hügel. Oben, am Fuße der 
neunzig Meter hohen  „Mutter Heimat“ mit 
dem erhobenen Schwert mußten wir schüt-
zend unsere Mantelkragen hochschlagen. Die 
Stadt lag vor uns, wie auf einer Handfläche 
ausgebreitet. Sie schmiegt sich kilometer lang 

eng an die Wolga. Doch nichts vom Lärm der 
Großstadt drang bis hier hinauf in diese fast 
bedrückende Stille. Viele waren zu dieser 
Stunde unterwegs. Jung und alt. Die einen 
ziellos, wie einige Stu denten aus Taschkent, 

die Wolodja um eine Auskunft baten, oder 
die Reisegruppe aus Frankreich. Andere wie-
derum mit bestimmtem Schritt. Eine alte Frau 
fiel uns auf. Im marmornen Saal legte sie an 
der Ewigen Flamme den be scheidenen Blu-
menstrauß nie der; verweilte nachdenklich 
einen Moment und ging dann wieder hin-
aus, ohne die Men schen um sich herum zu 
be achten. Vielleicht galten ge rade diese Blu-
men einem der Tausenden gefallenen Kämp-
fer der Schlacht, deren Namen hier in den 
Stein gemeißelt sind. Wir begegneten einem 
Invaliden, der auf einer Bank ein bißchen ver-
schnaufte, bedächtig an seiner „Papirossa“ 
zog und die Vorübergehenden musterte. 
Unter seinem aufge schlagenen Mantel sahen 
wir sorgfältig angelegte Orden. Welches Ziel 
hatte er wohl auf dem Hügel?
Unten am Lenin-Prospekt empfing uns wie-
der der Krach der Hauptstraße. Im Hotel-
restaurant bestellten wir Wodka zum 
Aufwärmen und Mineralwasser aus Grusi-
nien. Was mich zur Frage veranlaßte, warum 
einfaches Mine ralwasser ausgerechnet aus 
dem fernen Grusinien an die Wolga käme. Und 
Wolodja fragte zurück, ob wir denn im mer 
nur Berliner Bier in Berlin zu kaufen bekä-
men. Dann sprachen wir wieder über den Kur-
gan. Nicht mit der Unbeschwertheit, mit der 
man über grusinisches Wasser oder Berliner 
Bier redet. Dazu war das Erlebnis, dagewe-
sen zu sein, viel zu ernst. Auch für einen jun-
gen Menschen, der das Wolgograd von heute 
sieht, das Stalingrad von gestern nur an Hand 
von Er zählungen, Büchern und Fil men nach-
vollziehen kann. Fünfunddreißig Jahre sind 
eine lange Zeit. Hat man da nicht schon einen 
zu großen Abstand zu diesen 200 Tagen und 
Nächten der Kämpfe um diese Stadt und des 
Krieges überhaupt? Über 40 000 Ruinen hin-
terließen die Faschisten. Heute ist Wolgo-
grad eine Stadt mit modernen Wohnvier teln. 
Ganze siebenhundert re gistrierte Einwoh-
ner hatte es hier Anfang 1943 gegeben; nicht 
mehr lange, und Wolgo grad gehört zu den 
Millionen städten der Sowjetunion. Was emp-
findet heute der Junge gegenüber dem Älte-
ren, der selbst im Schützengraben lag? Vor 
allem wohl ist es die Hochachtung vor den 
Taten des Vaters oder Großvaters, vor den 
Soldaten der Roten Armee.
Wolodja erzählte mir von einem Kriegsvete-
ranen, der ihm einmal folgendes gesagt hatte: 
„Es war eine furchtbare Zeit. Viele opferten 
die besten Jahre ihrer Jugend, viele sogar star-
ben, ohne sie je erlebt zu haben. Doch vergöt-
tern soll uns deshalb keiner. Mut und Treue 
zur Heimat werden zu jeder Zeit verlangt. 
Und deshalb ziehen wir Alten vor euch Jun-
gen heute den Hut. Eure Leistungen sehen 
wir im neuen Traktorenwerk, in den Institu-
ten unserer Stadt und auf den vielen Baustel- 
len ...“ Tage später erst sagte mir Wolodja, 
daß jener Veteran des Krieges Georgi Denis-
sowitsch Limanski sei, sein Vater. Er habe das 
Traktorenwerk in den dreißiger Jahren mit 
auf gebaut und es zehn Jahre später gegen die 
Faschisten mit verteidigt.

Peter Böttcher  
(Aus „Jugend“, 6/1977)In Wolgograd, 1977
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Gespräch mit dem Filmregisseur Wladimir W. Menschow

„Bei uns herrscht die Zensur des Rubels“ 
Olga Schablinskaja: Wladimir Walentino-
witsch, wenn man den Blick nicht nur auf den 
„Feind vor den Toren“ richtet, sondern die 
Situation von innen heraus betrachtet: Was 
oder wer hindert uns Ihrer Meinung nach, uns 
zu entwickeln?“
Wladimir Menschow: Alles hat mit der Pere-
stroika begonnen, als wir uns vom Sozialis-
mus losgesagt haben. Und es endete damit, 
daß viele bei uns den Kapitalismus wollten 
und losstürzten, um ihn aufzubauen. Mag 
sein, daß sie sich von den besten Absichten 
haben leiten lassen – obgleich ich den star-
ken Verdacht habe, eher nicht. Das Wichtig-
ste war doch, das „totalitäre Monster“ mit der 
Bezeichnung Sowjetunion zu vernichten, den 
KGB, die Miliz, die Armee zu vernichten … und 
danach auch die Industrie – auch sie war „nicht 
richtig organisiert“!
Es wurden nicht einfach nur irgendwelche ein-
zelne Fabriken zerstört, nein! Ganze Industrie-
zweige sind unters Messer gekommen. Die 
Statistik zeigt, daß wir dabei fast mehr ver-
loren haben als im Großen Vaterländischen 
Krieg! Erst jetzt beginnen sich die Verteidi-
gungsindustrie, der Schiffsbau und der Flug-
zeugbau wieder aufzurappeln. Und die Leute, 
die diese schrecklichen Verbrechen begangen 
haben, bestimmen nach wie vor unsere Wirt-
schaftspolitik. Sie müßten sich dafür verant-
worten.

Vor Gericht?
Mir geht es gar nicht um Gerichtsverfahren, 
aber sie sollten wenigstens keine verant-
wortlichen Posten mehr einnehmen. Doch wir 

sehen sie fortlaufend auf den Regierungssit-
zungen und den Fernsehschirmen. Wobei ich 
persönlich bis heute die Vorteile von Privat-
eigentum gegenüber dem staatlichen nicht 
sehen kann. Sie werden mich nie davon über-
zeugen, daß das verglichen mit dem Sozialis-
mus eine gerechtere Gesellschaftsordnung 
und das wirtschaftlich richtigere System ist. 
Ich verstehe nicht, weshalb wir reiche Bon-
zen brauchen, die von ihrer herrschaftlichen 
Tafel mal dem Sport, mal der Kunst ein paar 
Brosamen zuwerfen.
Die Volkskommissare der Stalinzeit sind 
vor Überarbeitung an ihren Schreibtischen 
zusammengebrochen. Doch gerade sie waren 
es, die das geschaffen haben, was sich diese 
verfluchten Oligarchen heute zunutze machen! 
Das sibirische Öl und das Gas haben wir dank 
der Menschen, die normale Löhne, im besten 
Falle eine Dreizimmerwohnung und eine Dat-
sche auf einem 600-qm-Grundstück hatten. 
Ohne irgendwelche Oligarchen vollbrachten 
sie unter schwersten Bedingungen die phan-
tastische Erschließung Sibiriens. Und das Gas 
von der Jamal-Halbinsel? Alles wurde in der 
Tundra von null aus errichtet!
Als die Aufregungen um Glasnost und Pere-
stroika, die um die Ereignisse des Jahres 1917 
eine hysterische Welle geschlagen hatten, vor-
bei waren, trat die Wahrheit unverhüllt zutage. 
Im Jahr des 100. Jahrestags der Revolution 
wird für mich immer klarer, daß die Revolu-
tion unsere nationale Errungenschaft ist, auf 
die wir stolz sein sollten. Im Oktober 1917 war 
das eine große Option für das Land und mei-
ner Meinung nach die schöpferischste Peri-
ode in der Geschichte Rußlands. Man sollte 
nicht die heutigen Geschichtslehrbücher lesen, 
sondern die Zeitschriften der 20er Jahre des 
20. Jahrhunderts zur Hand nehmen. Was für 
ein überbordender Optimismus! Die gesamte 
Gesellschaft befand sich in Aufruhr. In die ent-
ferntesten Dörfer drangen die Appelle der 
Sowjetmacht an die Menschen: „Werdet bes-
ser, wachst! Lernt unentwegt! Legt an Bildung 
zu, an handwerklicher Meisterschaft!“

Sie wiederholen die Worte meines Vaters: „Nur 
in der Sowjetunion konnte der Sohn einer armen 
Melkerin Militärjournalist werden und an den 
besten Hochschulen studieren.“
Natürlich! Irgendwoher mußten doch unsere 
großen Schriftsteller, Mathematiker oder Phy-
siker kommen. Wenn man für irgend etwas 
eine Begabung hatte, konnte man nicht mehr 
verlorengehen – man wurde mit Sicherheit 
entdeckt. Das da ist ein guter Kerl – der ver-
steht was von Chemie, fördern wir ihn! Man 
wählte die Besten der Besten. Und heutzu-
tage … Was soll ein talentierter junger Mann 
tun, wenn seine Eltern kein Geld für die Aus-
bildung haben?
Mich begeistert in der Tat das System, das in 
der Sowjetunion in kürzester Zeit geschaf-
fen wurde. Lesen Sie die Belletristik: „Zwei 
Kapitäne“ (von Weniamin Kawerin) oder „Die 
Republik der Strolche“ (von Leonid Pantele-
jew und Grigori Bjelych) – wie interessant das 

Leben eingerichtet war, wie man die Menschen 
auf ein höheres Niveau gezogen hat! Du kannst 
besser sein, als du jetzt bist! 
20 Jahre nach dem Bürgerkrieg kam dann 
der „zivilisierte“ Westen mit einem weiteren 
Kreuzzug zu uns, bis an die Zähne bewaffnet.
Das 20. Jahrhundert ist das Jahrhundert Ruß-
lands. 70 Jahre lang waren wir die Fackel und 
der Leuchtturm für drei Viertel der Mensch-
heit. Man ahmte uns nach. Die Welle der 
Befreiung vom Kolonialismus ist zweifelsohne 
unserem Einfluß geschuldet. Um so trauriger 
ist es zu sehen, daß wir diesem großartigen 
Erbe abschwören …

Mich würde Ihre Ansicht über eine andere 
aktuelle Frage interessieren – die Meinungs-
freiheit.
Für viele erwies sich diese Freiheit als Frei-
fahrtschein: He, ich laß alles raus. Man hat 
zwar nichts zu sagen, hat wenig Kultur, aber 
der Wunsch, über jeden und alles Dreck zu ver-
breiten, ist unendlich. Die ältere Generation 
hat von sich aus gelernt, sich zu beschränken.

Ist das denn etwa gut für einen Künstler?
Freiheit – das ist Beschränkung. Deine Freiheit 
endet dort, wo die Freiheit eines anderen Men-
schen beginnt. Du sollst einen anderen nicht 
beleidigen oder provozieren. 
Heute gibt es keinerlei Freiheit, heute herrscht 
die Institution der Producer und Manager, die 
sich rücksichtsloser benehmen als die Kultu-
rabteilung des ZK der KPdSU. Die Manager 
mischen sich in alle Vorhaben ein. Ich arbeite 
viel als Schauspieler und sehe, wie die Regis-
seure bei der Arbeit skrupellos kaltgestellt 
werden … Strenggenommen ist die Zen-
sur zurückgekehrt, nur trägt sie jetzt einen 
unanfechtbaren Charakter. Wenn man uns 
damals unter Druck gesetzt hatte, beschwerte 
ich mich beim Direktor von Mosfilm und bei 
Goskino oder ging bis zum Zentralkomitee der 
KPdSU. Und mitunter kam von dort das Signal: 
Was schikaniert ihr den Künstler? Gebt ihm 
die Möglichkeit, seine Meinung zu äußern … 
Jetzt gibt es solche Möglichkeiten nicht mehr. 
Es ist niemand da, bei dem man sich beschwe-
ren könnte! Der Manager hat gesprochen – 
entweder man erfüllt seine Anweisungen, 
oder man kann gehen. Mit einem Wort: Wir 
haben heute keine staatliche Zensur, sondern 
die Zensur des Rubels …“

Aus „Argumenty i fakty“ Nr. 8/2017

Übersetzung: Tatjana Mahlow; redaktionell 
bearbeitet

Wladimir Walentinowitsch Menschow (gebo-
ren am 17. September 1939 in Baku) ist ein rus-
sischer Schauspieler und Regisseur, bekannt 
u. a. für „Ein Schabernack“ (1977), „Moskau 
glaubt den Tränen nicht“ (1979) und „Liebe 
und Tauben“ (1984). Auszeichnungen u. a.: 
Oscar für „Moskau glaubt den Tränen nicht“ 
(1981), Verdienter Künstler der RSFSR (1984), 
Orden „Für Verdienste für das Vaterland –  
2. Klasse“ (2017)

Trauer um Kurt Gossweiler 
Unser Freund und Genosse Dr. Kurt 
Gossweiler ist tot. Der Historiker starb 
er am 15. Mai im Alter von 99 Jahren 
in Berlin. Gossweiler wurde 1917 in 
Stuttgart geboren und wuchs in einer 
kommunistischen Familie auf. Er 
kämpfte in Berlin im Kommunistischen 
Jugendverband Deutschlands (KJVD) 
gegen den Faschismus und desertierte 
1943 von der Wehrmacht zur Roten 
Armee. Seine Bücher „Großbanken, 
Industriemonopole, Staat. Ökonomie 
und Politik des staatsmonopolisti-
schen Kapitalismus in Deutschland 
1914–1932“ (1971) sowie „Kapital, 
Reichswehr und NSDAP“ (1982 und 
2011) gelten als klassische Analysen 
der Vorgeschichte der faschistischen 
Diktatur in Deutschland. Nach 1990 
widmete er sich der Untersuchung des 
Niedergangs der Sowjetunion und der 
sozialistischen Länder. 
Schon früh fand er zum „RotFuchs“, den 
er durch eigene Beiträge bereicherte. 
Seiner Kampfgefährtin, Mitarbeiterin 
und Ehefrau Edith gilt unsere Anteil-
nahme.
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WISSENSCHAFTLICHE WELTANSCHAUUNG

Lebendiges Erbe – Zur Lenin-Vortragsreihe
„Wenn ich so zurückdenke“, bekannte Hermann Duncker einmal, „dann muß ich euch sagen: der Marxismus ist das Bleibende in der Entwicklung, aber 
man lernt ihn nie aus ...“ Seit Anfang Januar 1974 hatte „Stimme der DDR“ in der Sendereihe „Wissenschaft liche Weltanschauung“ einen neuen Vor-
tragszyklus im Programm. Er machte die Hörer mit Werken W. I. Lenins bekannt, die sich vor allem mit Fragen des wissenschaftlichen Kommu nismus 
befassen. Inge Knoth, Redakteurin der Sendereihe, berichtete in einem Beitrag für die Zeitschrift „FFdabei“ über erste Erfahrungen und Aufgaben die-
ses Zyklus.  RF

Der Reichtum des Marxismus-Leninismus 
ist schier unerschöpflich als Theorie und 

Anlei tung zum Handeln. Das beweist der All-
tag unserer Republik, das spiegelt sich wider 
bei der Durchsetzung der Leninschen Prinzi-
pien einer Politik der friedlichen Koexistenz.
Das Leben, der sozialistische Aufbau, die 
Zusammenarbeit der sozia listischen Länder, 
der revolutionäre Weltprozeß stellen immer 
wieder neue, kompliziertere Aufgaben, deren 
Lösung ständiges Lernen, fortdauernde Wei-
terbildung verlangt. Es schließt notwendig 
die Fähigkeit ein, sich offensiv und kompro-
mißlos mit allen Spiel arten der bürgerlichen 
Ideologie auseinanderzusetzen. Erinnert sei 
an das Lenin-Wort aus „Was tun?“: „... bürger-
liche oder soziali stische Ideologie. Ein Mit-
telding gibt es hier nicht ... Darum bedeutet 
jede Herabminde rung der sozialistischen 
Ideologie, jedes Ab schwenken von ihr zugleich 
eine Stärkung der bürgerlichen Ideologie, ...“ 
(LW, 5/364)
Alle geschichtliche Erfahrung beweist: Der 
Pro zeß sozialistischer Bewußtseinsbildung 
ver läuft weder spontan noch automatisch. 
Inten sive Arbeit ist nötig, Fleiß, Ausdauer. 
Der Marxismus ist eine Wissenschaft und er 
muß, um wirksam zu überzeugen, „wie eine 
Wis senschaft betrieben, das heißt studiert 
wer den“ (Friedrich Engels). Die Massen-
medien lassen sich dabei auf eine vielfäl-
tige Art und Weise nutzen. Natürlich gibt es 
gewisse Gren zen. Rundfunksendungen sind 
kein Ersatz für das Studium der Klassiker-
texte und der Lehr bücher. Wohl aber kön-
nen sie den aufmerk samen Hörer (und nun 
auch Leser) befähigen, vorhandenes Studien-
material produktiv für die aktuelle politi-
sche Arbeit umzusetzen. 
Praxisverbundenheit, Lebensnähe bei der 
Darlegung auch schwieri ger Probleme unse-
rer Weltanschauung sind Voraussetzung 
dafür, daß sich beim Zuhörer die Gewißheit 
festigt: Hier wird mir geholfen, die Fragen 
der Zeit besser zu verstehen, hier lerne ich 
zu argumentieren. Tausende Hörer haben 
uns im Laufe der letzten Jahre geschrie-
ben. Das hat die Redaktion natürlich in 
ihrer Arbeit bestätigt. Zugleich sind solche 
Briefe Ansporn, die Reihe ständig zu ver-
bessern, größere Anforderungen an uns 
selbst zu stel len und auch an die Autoren, 
mit denen die Sendungen gestaltet werden. 
Daß die Sende reihe „Wissenschaftliche Welt-
anschauung“ bei vielen Hörern „ankommt“, 
beweist nicht zu letzt das rege Interesse am 
„Kundendienst“: Seit Bestehen des Senders 
„Stimme der DDR“ wurden mehr als 120 000 
vervielfältigte Manu skripte verschickt. Der 
Adressat verfügt freilich damit schwarz auf 
weiß nur über 50 Prozent der jeweiligen Sen-
dung; die Informationen der zweiten Hälfte 

kommen „nur“ übers Radio ins Haus. Auf-
merksam zuhören muß man nach wie vor. 
Zahlreiche Briefschreiber verbinden ihr 
freund schaftliches „Dankeschön“ für zuge-
sandtes Material mit Fragen, Meinungen oder 
Hin weisen für die künftige Arbeit der Redak-
tion. Von solchen Briefen – dies nur nebenbei 
– können wir nie genug haben! Unser jüng-
stes Vorhaben, der Anfang Januar begon-
nene Vortragszyklus „Lebendiges Erbe“ 
berücksichtigt eine Reihe von Anre gungen 
aus Hörerkorrespondenzen. „Kann uns der 
Rundfunk nicht stärker unterstützen beim 
Studium von Klassikertexten? Gebt doch 
bitte Einführungen in die wichtigsten Arbei-
ten Lenins!“ – so oder ähnlich lauteten die 
An fragen.
Wir haben in der Redaktion eine ganze Weile 
darüber diskutiert. Natürlich kann man 
das theoretische Erbe Lenins nicht unter-
teilen in „wichtige“ und „weniger wichtige“ 
Schriften. Jede seiner Arbeiten wurde in 
einer jeweils konkreten Klassenkampfsitua-
tion verfaßt und enthält dennoch Hinweise 
und Verallgemeine rungen, die bedeutsam 
geblieben sind bis in die Gegenwart. Bei 
der Erarbeitung der Kon zeption des Zyklus 
„Lebendiges Erbe“ ent schloß sich die Redak-
tion, hier eine Reihe von Schriften und Arti-
keln vorzustellen, die W. I. Lenin nach der 
Großen Sozialistischen Okto berrevolution 
verfaßte und in denen er Pro bleme des wis-
senschaftlichen Aufbaus, die Rolle der Partei 
oder Fragen der sozialistischen Demokra-
tie darstellte. In unserer Auswahl be finden 
sich auch Schriften, in denen sich Lenin in 
den ersten Jahren der jungen Sowjetmacht 
mit Gegnern im Innern des Landes und in 
der internationalen Arbeiterbewegung 
auseinan dersetzen mußte. Zu nennen sind 
hier „Die pro letarische Revolution und der 
Renegat Kautsky“ oder „Der linke Radika-
lismus“, Lenins Auseinandersetzungen mit 
Trotzki und Bucharin in der Gewerkschafts-
frage.
Wir beginnen mit Lenins Schriften „Wie soll 
man den Wettbewerb organisieren?“ Es folgt 
„Die nächsten Aufgaben der Sowjetmacht“ 
(verfaßt im März/April 1918). Diese Arbeit 
Lenins besitzt eine außerordent lich große 
historische Bedeutung. Sie orien tierte die 
Partei auf die Lösung sehr konkre ter Auf-
gaben der sozialistischen Revolution. Lenin 
entwickelte in dieser Schrift einen wis-
senschaftlich begründeten, detaillierten 
Plan für die Reorganisierung der ökono-
mischen Struktur des Landes. Er legte hier 
die Grund prinzipien für die Wirtschaftspo-
litik der Über gangsperiode vom Kapitalis-
mus zum Sozialis mus dar. Seine Bilanz aus 
der bisherigen Tätigkeit der Kommunisti-
schen Partei lautete: „Wir, die Partei der 

Bolschewiki, haben Ruß land überzeugt. 
Wir haben Rußland den Rei chen, den Aus-
beutern, abgerungen zugunsten der Armen, 
der Werktätigen. Wir müssen jetzt Rußland 
verwalten. Und die ganze Eigenart der gegen-
wärtigen Situation, die ganze Schwierigkeit 
besteht darin, die Besonderheit des Über-
gangs von der Hauptaufgabe, das Volk zu 
überzeugen und die Ausbeuter mit Waffen-
gewalt niederzuhalten, zu der Haupt aufgabe 
des Verwaltens zu begreifen.“ Lenin begrün-
dete, daß die Staatsform dieser Periode nur 
die Diktatur des Proletariats sein kann, und 
rief dazu auf, den neuen Staat zu festi gen und 
allseitig zu entwickeln. Er widmete sich in 
dieser Schrift so wichtigen Problemen wie 
der Erhöhung der Arbeitsproduktivität und 
dem Prinzip des demokratischen Zentralis-
mus bei der Organisation der Wirtschafts-
führung.
Besonderes Augenmerk konzentrierte Lenin 
auf die Herausbildung einer neuen, bewuß-
ten, kameradschaftlichen Disziplin unter 
den Arbeitern, auf die Erhöhung ihrer Akti-
vität und ihres Verantwortungsbewußt-
seins. Er war sich darüber im klaren, daß 
dies beharrliche und langwierige Arbeit 
erfordert: Umerzie hung der Menschen zu 
bewußten Bürgern des ersten sozialisti-
schen Staates in der Welt. Diese knappe 
Skizzierung wesentlicher Aspekte der Le-
ninschen Arbeit „Die nächsten Aufgaben der 
Sowjetmacht“, mit der sich die „Stimme der 
DDR“ in der Reihe „Wissen schaftliche Welt-
anschauung“ beschäftigt, soll verdeutlichen: 
Lenin hat in genialer Weise vermocht, durch 
konkrete Analyse der konkreten Situation 
die Aufgaben der Zeit mit den Gesetzmäßig-
keiten einer ganzen Epoche zu verbinden, 
die Erkenntnisse von Marx und Engels wei-
terzuführen, zu be reichern durch die neuen 
Erfahrungen des Klassenkampfes und der 
proletarischen Revo lution. Eine solche 
Arbeitsweise kann und muß für jeden von 
uns Richtschnur seines Handelns werden. 
Nur so sind die weltver ändernden Prozesse 
zu begreifen, die Zusam menhänge der Ent-
wicklung zu verstehen. So manchem jungen 
Hörer, der die schwere Zeit des Beginns nur 
vom Geschichtsbuch oder von Erzählungen 
der Eltern her kennt, wird dadurch die große 
Bedeutung des Wortes „Von der Sowjetunion 
lernen, heißt siegen lernen!“ bewußter wer-
den.
„Stimme der DDR“ wird auch mit dem Lenin-
Zyklus bemüht sein, dem ver pf lichtenden 
Namen dieser Sendereihe ge recht zu wer-
den. Die ersten Hörerzuschriften jedenfalls 
stimmen sehr zuversichtlich.

(Aus „FFdabei“, 5/1974)
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Kann man heute noch Marxist sein?

Karl Marx hat „Das Kapital“ vor 150 Jahren 
publiziert. Dort formuliert er das von ihm 

entdeckte, tagtäglich sich bestätigende Grund-
gesetz: „Die Akkumulation von Reichtum auf 
dem einen Pol ist also zugleich Akkumulation 
von Elend, Arbeitsqual, Sklaverei, Unwissen-
heit, Brutalisierung und moralischer Degra-
dation auf dem Gegenpol.“ (MEW 23/675) 
Dagegen behaupten die globalen Eliten durch 
ihre an den Herrschaftsstrukturen teilhaben-
den, korrupten politischen und ideologischen 
Bediensteten, erst der Reichtum treibe die 
Menschheitsgeschichte voran, was der welt-
weit sich ausbreitende Wohlstand beweise.
Der Abgrund zwischen reichen und armen Völ-
kern bleibt gigantisch. Aber wie leicht lassen 
sich Menschen täuschen! „Wissenschaftliche 
Wahrheit ist immer paradox vom Standpunkt 
der alltäglichen Erfahrung, die nur den täu-
schenden Schein der Dinge wahrnimmt“, 
resümiert Marx (MEW 16/129). Selbst Sahra 
Wagenknecht begründet die Fähigkeit des 
Kapitalismus, sich zu verändern, unter ande-
rem damit, daß es in Deutschland keine Kinder-
arbeit mehr gebe. Das Wissen, daß „Wohlstand“ 
direkt von der brutalen Versklavung von Mil-
lionen Kindern profitiert, verschwindet. In 
der früheren Sowjetrepublik Usbekistan in 
Zentralasien werden massenhaft Kinder auf 
die Baumwollfelder zum Pflücken getrieben. 
In Indien oder Bangladesch sind es die Textil- 
und Kleiderfabriken, in denen unzählige Kin-
der für das Kaufangebot der Warenhäuser des 
Westens angebunden werden.
Eine Säule des Wohlstands sind die Waffen-
exporte. Die auch mit Waffen aus deutscher 
Produktion getöteten, verwundeten und 
traumatisierten Kinder werden von der all-
täglichen Erfahrung ausgeblendet. Im Kongo 
schürfen Kinder unter blutigen Bedingungen 
Seltene Erden als Rohstoff für die globalen Her-
steller von Smartphones. Eine der politischen 
Voraussetzungen für diese Barbarei haben 

im Kongo die Monopole der kapitalistischen 
Weltmächte schon 1961 geschaffen, indem sie 
dessen ersten gewählten Ministerpräsiden-
ten, Patrice Lumumba, der für die Beseitigung 
des Kolonialismus eingetreten war, ermorden 
ließen. Solche Morde wurden vom US-Impe-
rium für Lateinamerika systematisiert und auf 
Christen ausgedehnt, die das Herrschaftssy-
stem mit seiner Dialektik von Reichtum und 
Armut praktisch in Frage gestellt haben. Im 
November 1989 wurden sechs Jesuitenpatres 
in El Salvador im Auftrag der USA ermordet, 
um ihrer im Volk sich ausbreitenden Partei-
nahme für eine Umkehrung der Geschichte ein 
Ende zu bereiten. Wenige Wochen nach diesen 
Morden und nach der illegalen Militärinterven-
tion der USA in Panama dankte Václav Havel 
im Kongreß den USA für deren weltweiten Ein-
satz „im Interesse der Freiheit“.
Heinz Fischer (bis 8. Juli 2016 Bundespräsident 
Österreichs), von bürgerlichen Leitmedien 
zur Symbolfigur „unserer Werte“ hochsti-
lisiert (siehe RF 224, S. 19), hat nach eigener 
Aussage Marx angelesen, nicht ohne hinter-
hältig zu versichern, eigentlich sei es ja Marx 
gewesen, der Josef Stalin das geistige Instru-
mentarium in die Hand gegeben habe. Lieber 
demonstriert Fischer seine Werte mit seiner 
öffentlich bekundeten und betonten Freund-
schaft zu Henry Kissinger, der für den Völker-
mord in Indochina mitverantwortlich ist, oder 
zu Schimon Peres, der für Israel die Unterdrük-
kung des palästinensischen Volkes mit offe-
ner Gewalt und verdeckter Diplomatie als Ziel 
verfolgt hat.
Die NATO-Propaganda, daß der Angriff auf Ser-
bien 1999 ein „humanitärer Krieg“ gewesen sei, 
könnte direkt aus einer Ansprache von Nazi-
Propagandaminister Joseph Goebbels stam-
men. Nach 2001 orientierte sich Deutschland, 
als es sich an der Militärintervention in Afgha-
nistan beteiligte, das zweite Mal auf Krieg. 
Seither sind deutscher Kriegseinsatz und deut-

sche Rüstung eine 
selbstverständli-
che Option der Füh-
rungskräf te des 
friedlichen Europa. 
Wie der 1973 aus-
gezeichnete Kissin- 
ger ist Barack Oba- 
ma Friedensnobel- 
preisträger.  
Unmit telbar vor 
der  Ver le i hu n g 
(2009) befahl Oba-
ma nach Drohnen-
aufklärung einen 
Angriff mit Rake-
ten und Streubom-
ben auf al-Majalah 
im Jemen. 2011 ließ 
er die US-Luftwaffe 
bei der NATO-Bom-
bardierung Liby-
ens mit machen. 
Iraks Erdölressour-
cen waren für die 
Kriegsverbrecher 
George Bush und 

Tony Blair die Motivation, 2003 den Angriffs-
befehl auf den Irak zu geben.
Angela Merkel hat Deutschland den Aggresso-
ren USA, Großbritannien, Türkei, Saudi-Ara-
bien und Katar zugeführt, wobei sie zugleich 
behauptet, es müßten die Ursachen von Flucht 
und Migration bekämpft werden. Österreichs 
Außenminister Sebastian Kurz sekundiert in 
der ihm angemessenen Erbärmlichkeit an der 
EU-Mauer am Mittelmeer. Alle diese illega-
len Kriege werden uns von den bürgerlichen 
Medien als „gerechte Kriege“ angepriesen. 
Feststellungen über die Kriegsorientierung 
des Reichtums sind weder antideutsch noch 
antiamerikanisch – sie sind antikapitalistisch.
Es ist falsch, den Marxismus allein auf seine 
ökonomischen Analysen zu reduzieren. 1848 
erhoffen Karl Marx und Friedrich Engels im 

„Manifest der Kommunistischen Partei“ die 
Ablösung der sich aus den Eigentums- und 
Machtverhältnissen ergebenden Klassenge-
gensätze durch „eine Assoziation, worin die 
freie Entwicklung eines jeden die Bedingung 
für die freie Entwicklung aller ist“ (MEW 
4/482). Mit dem wirklichen Glück des Men-
schen erübrige sich dann für den Menschen 
auch die Religion als illusorisches Glück.
Der im Auftrag des amerikanischen Imperi-
ums ermordete Befreiungstheologe Ignacio 
Ellacuría SJ dachte, daß die „Kreuzigungssi-
tuation“ der großen Mehrheit der Menschheit 
einer sozialen Ordnung entspringe, „die von 
einer Minderheit gefördert und aufrechterhal-
ten wird. Diese Minderheit übt ihre Herrschaft 
durch ein Ensemble von Faktoren aus, die als 
solches Ensemble und in ihrer konkreten histo-
rischen Wirklichkeit als Sünde betrachtet wer-
den müssen.“
Ellacuría läßt es nicht bei einem mitleidigen 
Blick bewenden, denn die „Tatsache der Kreu-
zigung und des Todes allein ist keine Erlösung“. 
Nur die Volksmassen selbst können sich aus 
den Ketten befreien und „durch die völlige 
Wiedergewinnung des Menschen“ ihren Bei-
trag zur Schaffung des neuen Menschen und 
der neuen Erde leisten.
Mit der Großen Sozialistischen Oktoberrevolu-
tion von 1917 in Rußland wurde zwar das Ziel 
einer solchen Befreiung des Menschen nicht 
erreicht, aber die Möglichkeiten des Menschen 
sind damals global offenkundig geworden.
Was tun? Lenin hat formuliert: „Ohne revolu-
tionäre Theorie kann es auch keine revolutio-
näre Bewegung geben.“ (LW 5/379) Rezepte 
dafür gibt es keine. „Die Widersprüche sind 
die Hoffnungen“ – mit dem großen Marxisten 
Bertolt Brecht kann der Marxist so weiter den-
ken und handeln!

Prof. Gerhard Oberkofler

Univ.-Prof. i. R. Gerhard Oberkofler (Innsbruck) 
studierte Geschichte und Kunstgeschichte, ist 
Wissenschaftshistoriker und leitete 19 Jahre 
lang bis zu seiner Pensionierung das Inns- 
brucker Uniarchiv. Zahlreiche Publikationen, 
zuletzt ein Buch über den Schweizer Marxisten 
Konrad Farner sowie Fragmente zum Geden-
ken an den Friedenskämpfer Daniel Berri- 
gan SJ (siehe RF 224, S. 12). 

Karl Marx ab 2018 wieder in Trier
Die Stadt Trier wird zum 200. 
Geburtstag von Karl Marx 2018 
eine Statue errichten lassen. Das 
hat der Stadtrat Mitte März mehr-
heitlich entschieden. 42 Mitglieder 
stimmten dafür, das Geschenk 
der Volksrepublik China anzuneh-
men, sieben waren dagegen, vier 
enthielten sich. Nach dem Entwurf 
des chinesischen Künstlers Wu 
Weishan soll die Marx-Statue auf 
dem Simeonstiftplatz in der Nähe 
der Porta Nigra aufgestellt werden.
In Wuppertal steht bereits seit 
2014 eine vier Meter hohe Statue 
des dort geborenen Friedrich 
Engels – ebenfalls ein Geschenk 
der Volksrepublik China. 
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 GEDANKEN ZUR ZEIT

Nach bestem Wissen und Gewissen

Während meiner Gymnasialzeit – es war 
in der Adenauer-Ära – entbrannte in der 

Bundesrepublik Deutschland die Debatte um 
die Wiedereinführung der allgemeinen Wehr-
pflicht. Das Thema wurde in der Öffentlich-
keit wie in den Familien, aber auch in den 
Schulen heiß und kontrovers diskutiert, und 
so kam unser Deutschlehrer auf die Idee, uns 
als Hausaufsatz einen „Besinnungsaufsatz“ 
über das Thema „Allgemeine Wehrpflicht – 
ja oder nein?“ schreiben zu lassen, wobei uns 
das Ergebnis unserer Überlegungen freige-
stellt war.
Ich war zu der Zeit Mitglied der katholischen 
Jugendorganisation Neudeutschland, deren 
Düsseldorfer Ortsverband unser Religionsleh-
rer (ein Priester) leitete, der uns jede Woche 
einmal in seinem Haus versammelte und uns 
dabei die jeweils aktuellen politischen und 
weltanschaulichen Direktiven erteilte. Auf 
die Frage, wie wir uns angesichts der Wehr-
pflicht entscheiden sollten, zitierte er den 
damaligen Papst (Pius XII.), der dazu gesagt 
habe, es sei „Gewissenspflicht des gläubigen 
Katholiken, das Abendland notfalls mit der 
Waffe in der Hand zu verteidigen“. Vielleicht 
hatte der Papst Oswald Spenglers „Unter-
gang des Abendlandes“ gelesen und fürch-
tete weniger die gelbe als vielmehr die rote 
Gefahr – eine Furcht, die ihn als Apostolischen 
Nuntius dazu motiviert hatte, das Konkordat 
(Lat. concordia = Einklang der Herzen, herzli-
ches Einvernehmen) mit Hitler zu schließen. 
Jetzt hatte er zwar nicht ex cathedra gespro-
chen, d. h. keine (vermeintlich unfehlbare) 
Entscheidung zu Fragen der Glaubens- und 
Sittenlehre verkündet, die für die gesamte 
katholische Christenheit gültig war, aber er 
hatte doch die Autorität seines Amtes – und 
als gläubiger Katholik, der ich damals noch 
war, fühlte ich mich durchaus angesprochen. 
Zudem: Meine Eltern waren CDU-Wähler – ich 
wußte also, was von mir erwartet wurde, und 
schrieb einen 36 Seiten langen Aufsatz, in 
dem ich mich  für  die Wiedereinführung der 
Wehrpflicht entschied und der – vermutlich 
nicht wegen seines inhaltlichen Fazits, son-
dern wegen seiner formalen Qualitäten – mit 
„sehr gut“ benotet wurde. Wir sollten einfach 
„nach bestem Wissen und Gewissen“ entschei-
den, hatte der Religionslehrer noch gesagt. 
Das Gewissen (als die „Stimme Gottes“) sei 
für jeden einzelnen die höchste Instanz, der 
allein er verpflichtet sei. Da es allerdings auch 
ein „irrendes Gewissen“ gebe, müsse man sich 
jedoch auch in Gewissensfragen an „objekti-
ven Normen“ orientieren, und dies seien die 
sittlichen Normen, die das Lehramt der Kir-
che verkünde.
So ließ ich mich rhetorisch auf den Leim 
führen, anstatt zu fragen, ob die Stimme 
Gottes womöglich die Stimme eines Irren, 
eines Schizophrenen, sei, der den Franzo-
sen gebiete, gegen die Deutschen zu kämp-
fen, und gleichzeitig den Deutschen gebiete, 
gegen die Franzosen zu kämpfen, und wie 
ich denn „Gewißheit“ und sicheres „Wissen“ 

(beides stecke ja in dem Wort „Gewissen“) 
erlangen könne angesichts des Wirrwarrs 
von höchst widersprüchlichen Informatio-
nen von seiten aller möglichen Autoritäten 
oder Pseudo-Autoritäten, zerstrittener Par-
teien und mitunter auf hohem Niveau kon-
kurrierender moraltheologischer Lehren 
und Irrlehren.
Denn das gerade ist ja das Problem! Wissen 
kann nur dann als gut, besser oder bestens 
bezeichnet werden, im Maße es gleichbedeu-
tend ist mit Kenntnis und Erkenntnis des 
wahren Sachverhalts. Alles andere ist blo-
ßes Für-wahr-Halten, Vermuten oder Glauben 
ohne Einblick in den Sachverhalt aufgrund 
einer Autorität, die ihrerseits lediglich ange-
maßt, verlogen oder im Irrtum befangen sein 
kann. Und was die „Stimme Gottes“ betrifft, 
so halte ich – aus meiner heutigen Sicht – 
dagegen, daß das Gewissen des einzelnen ein 
Sozialprodukt ist, nämlich das Ergebnis eines 
lebenslang andauernden Sozialisierungspro-
zesses, an dem Elternhaus, Kirche, Schule und 
alle nur denkbaren sozialen Kräfte beteiligt 
sind, mit denen der Mensch jemals in Berüh-
rung kommt. Die Crux meines Daseins in der 
Welt, die mich gerade in schwierigen Ent-
scheidungssituationen bedrückt, ist dabei 
gerade mein unzureichendes Faktenwissen, 
meine Unwissenheit, meine Befangenheit 
und Borniertheit aufgrund nur kümmerli-
cher Providenz (Voraussicht), Verführbarkeit 
und schier unüberschaubarer Manipulierbar-
keit. Die Qualität meines Wissens hängt stets 
ab von der Qualität (dem Wahrheitsgehalt) 
der auf mich einprasseln-
den Informationen, die 
im einzelnen zu über-
pr ü fen mei ne K r ä f t e 
maßlos übersteigt. Alle 
Staaten haben ein Propa-
gandaministerium; das 
der Bundesrepublik hat 
den Namen „Presse- und 
Informationsamt der Bun-
desregierung“. Während 
des Faschismus war es 
das von Goebbels gelei-
tete Reichspropaganda-
ministerium. Aufgabe 
dieser Ministerien ist 
stets Beeinf lussung der 
öffentlichen (und priva-
ten) Meinungen, Indoktri-
nation und dirigistische 
Lenkung, hinter der nicht 
immer die edelsten, son-
dern oftmals niedere, mit-
unter gar verbrecherische 
Interessen stehen.
Immer w ieder stoßen 
wir auf das Dilemma der 
Fr ag w ü rd ig keit  a l les 
sogenannten Für-wahr-
Haltens, Glaubens oder 
Wissens. Und nicht anders 
und nicht besser ist es 

um das „Gewissen“ bestellt als dem Hort der 
innersten Wertvorstellungen des Menschen. 
Es ist knetbar wie Plastilin. Hat die Gesell-
schaft ihm als höchsten Wert das Vaterland 
vermittelt, wird der Betroffene sagen: „Right 
or wrong – my country!“ Hat man ihn Liebe 
gelehrt, so kann er ein Menschenfreund wer-
den wie Heinrich Pestalozzi.
So bleibt mir (und andern) als brauchbare 
Direktive für die Lebenspraxis in heiklen 
Entscheidungssituationen, zumal in tragi-
schen Situationen, in denen nicht Wert gegen 
Unwert, sondern Wert gegen Wert steht, wohl 
nur die Möglichkeit der Entscheidung für jene 
Handlungsweise (im Tun wie im Unterlas-
sen), die die größere Wert- und Sinnfülle ver-
spricht, mit der Konsequenz, die sich daraus 
ergebenden Opfer tapfer in Kauf zu nehmen.
Wer sich also trotz der oben beschriebenen 
Schwierigkeiten der Wahrheitsfindung nach 
sorgfältiger Prüfung aller ihm zugänglichen 
Informationen und ohne seine innerste Über-
zeugung zu verraten zu einer verantwortba-
ren Entscheidung durchringt und danach 
handelt, der darf sagen: „Ich entscheide und 
handle nach bestem Wissen und Gewissen“ 
und wird gleichzeitig so ehrlich sein, keine 
Unfehlbarkeit zu beanspruchen, und beschei-
den hinzufügen: „Irrtum vorbehalten.“
Dies ist die unaufhebbare Crux unserer Exi-
stenz in einer tragisch strukturierten Welt, in 
der wir alle leben und mehr oder weniger gut 
zurechtkommen müssen, da eine andere und 
bessere uns vorerst nicht gegeben ist.

Theodor Weißenborn
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Zum 160. Geburtstag von Clara Zetkin am 5. Juli

„Da kämpfen, wo das Leben ist“
Es ist viel über sie geschrieben worden. 

Lenin nannte sie eine „leidenschaftli-
che Revolutionärin“. Voller Bewunderung 
für diese „Frau der neuen Zeit mit den Rie-
senaugen des ganzen Arbeiter-Deutschlands“, 
schrieb der franzö sische Poet Aragon: „Clara 
Zetkin spricht wie eine Frau, deren Den-
ken sich in der Unterdrückung, mitten in der 
unterdrückten Klasse gebildet hat. Sie ist 
keine Ausnah meerscheinung. Was sie sagt, 
gilt, weil Tausende und Millionen von Frauen 
mit ihr dasselbe sagen. Sie hat ihre Bildung 
empfangen wie jene: nicht in der gesicherten 
Ruhe des Studiums und des Reichtums, son-
dern im Kampf gegen Elend und Ausbeutung. 
Sie ist einfach die in hohem Grade vollendete 
Er scheinung der neuen Frau.“ Ande re wollen 
in ihr eine Dogmatikerin sehen, die sich nur 
für die ökono mischen Seiten der Emanzipa-
tion der Frau eingesetzt hätte.
Wer war diese außerordentliche Frau, die ein 
halbes Jahrhundert lang die proletarische 
Frauenbewe gung und die Arbeiterbewegung 
entscheidend mitprägte?
Clara Zetkin stammt aus einer christlichen 
Familie, die den Idea len der Französischen 
Revolution nach Freiheit, Gleichheit und Brü-
derlichkeit verbunden war. Der Vater, Lehrer 
von Beruf, sympathisierte mit der deutschen 
Revo lution von 1848; die Mutter, franzö-
sisch-italienischer Herkunft, war aktiv in 
der bürgerlichen Frauen bewegung von Lou-
ise Otto-Peters und Auguste Schmidt. Clara 
hatte zwar die – damals für Frauen sel tene – 
Chance, eine gute Lehrer ausbildung zu erhal-
ten, lernte aber sehr früh soziale Not kennen. 
Sie sah das Elend der Bäuerinnen und Heimar-
beiterinnen ihres Dorfes Wiederau und schrieb 
später mit Pathos über deren Kämpfe (so über 
den ersten großen Streik der 10 000 Crimmit-
schauer Textilarbei ter und -arbeiterinnen für 
Lohn erhöhung und Arbeitszeitverkür zung). 
Selbst trat sie „in einer Sturmzeit“ in die Rei-
hen der Ar beiterbewegung ein. Es ist die Zeit 
des Sozialistengesetzes, der Ver folgung enga-
gierter Sozialisten. Für ihre Umgebung ist 
das ein Skandal. Die Leiterin des Lehrerin-
nenseminars, Auguste Schmidt, muß wohl 
entsetzt gewesen sein, als  sie  von  dem  Ent-
schluß  ihrer besten Schülerin erfuhr. In einem 
Gespräch mit Auguste Schmidt fragte Louise 
Otto-Peters: „Und was ist nun Schreckliches 
mit ihr passiert? Bekommt sie ein Kind? Hei-
ratet sie? Will sie nicht mehr Lehrerin werden? 
Was ist gesche hen?“ „Sie ist Sozialdemokratin 
geworden“, sagte Auguste Schmidt. „Es bedeu-
tet nicht mehr und nicht weniger als: Sie ist 
für die Welt verloren.“ Auch ihre eigene Mut-
ter ist über diesen Weg entsetzt und darüber, 
daß Clara auf ihrem Recht besteht, einen Tisch-
ler zu lieben. Sie verlangt, daß Clara sich von 
den Sozialdemokraten trennt: „Ich will nicht, 
daß du Sozialdemokra tin bist. Ich will nicht, 
daß du ir gendeinen russischen Tischlerge-
sellen, der nichts hat und nichts ist, heiratest. 
Ich will nicht, daß du dich aus dem Kreis dei-
ner Familie hinausbegibst. Du mußt dich ent-
scheiden.“ Clara entschied sich. Im Pariser Exil 

lernt sie, früh Witwe mit zwei kleinen Kindern, 
das schwere Leben der Emigranten kennen.
Nach dem Fall des Sozialisten gesetzes über-
nimmt Clara Zetkin die Redaktion des Organs 
der jungen sozialistischen Frauenbewe gung 

„Die Gleichheit“ (Auflage 1892: 2000, 1914:  
125 000) und setzt sich dort mit den brennen-
den so zialen Fragen ihrer Zeit auseinan der. 
Hier stellt sie sich an die Spit ze des Kampfes 
gegen Militarismus und Krieg, für Frieden. 
Hier weist sie nach, daß die Verwirklichung der 
Gleichberechtigung der Frau und ihrer Befrei-
ung nur im Frieden möglich ist, und erklärt, 
daß die Frauenfrage keine isolierte Frage ist, 
sondern eine brisante politische, die nicht von 
den sozia len Problemen zu trennen ist. Bril lant 
zeigt sie das in den Auseinan dersetzungen um 
die Erwerbstätig keit der Frauen (sie kämpft 
inner halb der Arbeiterbewegung für die Aner-
kennung des Rechts auf Ar beit für Frauen), um 
das Wahl recht (wofür sie sich in ihren Re den 
zum Internationalen Frauen tag besonders 
einsetzt), um die ge werkschaftliche Organi-
sierung der Frauen und nicht zuletzt in den 
Auseinandersetzungen um Krieg und Frieden.
Die Initiatorin des Internationa len Frauentags 
am 8. März setzt sich in der Sozialdemokra-
tischen Partei mit den reformistischen Ten-
denzen auseinander, bis es nach dem ersten 
Weltkrieg zum Bruch kommt und Clara sich 
ent scheidet, „dort zu kämpfen, wo das Leben 
ist“. Sie arbeitet in der kommunistischen Bewe-
gung, wird KPD-Abgeordnete im Reichstag, 
Vorsitzende der Internationalen Roten Hilfe, 
Ehrenvorsitzende des Roten Frauen- und 
Mädchenbun des. Dort streitet sie mit Vehe-
menz für die Schaffung einer eigenstän-
digen Frauenbewegung, gegen Auffassungen, 

„Sondervereinigun gen von Frauen“ seien 

abzulehnen, weil dies zum „Frauenseparatis-
mus“ führe.
Kurz vor ihrem Tod ruft die 76jährige Clara 
Zetkin die Frauen zum Kampf gegen den Hit-
lerfaschismus auf, warnt vor den ver heerenden 
Folgen einer NS-Frauen- und Familienpolitik.
Clara Zetkin war nicht nur eine faszinierende 
Vertreterin der pro letarischen Frauenbewe-
gung; sie war eine Führerin der deutschen 
Arbeiterbewegung – mit Bebel, Liebknecht 
und mit Rosa Luxemburg, mit der sie eine 
tiefe Freund schaft verband –, eine erstaunlich 
vielseitige Persönlichkeit, zugleich Pädagogin, 
Literatur- und Kunst historikerin, Schriftstel-
lerin, Jour nalistin und nicht zuletzt leiden-
schaftliche Rednerin.
So, wie sie sich für die Befreiung der Frau, für 
ein eigenständiges Leben und für die Verände-
rung der gesellschaftlichen Verhältnisse ein-
setzte, so lebte sie ihr Leben.

Florence Hervé  
(Gekürzt aus DVZ, 1. 7. 1982)

LITER ATURHINWEISE:
• Clara Zetkin. Ausgewählte Reden und 

Schriften. 3 Bände. Dietz-Verlag, Berlin 
1957–1960

• Clara Zetkin: Zur Geschichte der proleta-
rischen Frauenbewegung Deutschlands. 
Dietz-Verlag, Berlin 1958

• Luise Dornemann:. Clara Zetkin. Leben 
und Wirken. Dietz-Verlag, Berlin 1974

• Clara Zetkin – Bilder und Dokumente. 
Ver lag für die Frau, Leipzig 1982

• Lilo Hardel: Das Mädchen aus Wiederau. 
Kinderbuchverlag, Berlin 1964       

• Marianne Bruns: Uns hebt die Flut. Mit-
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Ich leb noch dort
Ich leb noch dort, wo ich geboren,
wo ich als Kind geweint hab und gelacht,
wo ich in Liebe und rechtschaffener Arbeit
mit Freunden die besten Jahre verbracht.
Und dennoch,
ich hab meine Heimat verloren,
in glücklosen Jahren zum Fremden gemacht.

Wir haben keinen Gott, wir können ihn nicht 
rufen,

ach, Bruder Mensch, was hast du dir dabei 
gedacht,

du hast dir schon wieder die falschen  
Freunde genommen,

sie sind es doch, schon einmal verjagt,
die der Frau den Mann 
und dem Kind die Mutter genommen,
die Juden vergast und die Roten erschlagen,
die willst du nach deiner Zukunft fragen?

Du hast dir deinen Glauben nehmen lassen,
warum nur?, frag ich dich, du merkst doch,
sie haben dir Marx und Lenin verargt,

du sollst nicht nach vorne schauen,
sie wollen, daß du im Gestern verharrst.
Ach, Bruder, glaub ihnen nicht,
sie haben sich nicht gewandelt,
sie führen schon wieder ihren Krieg
mit frömmelndem Blick, die Hände gefaltet,
zieh’n sie die Welt ins Gestern zurück.

Und du schaust zu, du gehst zur Arbeit,  
wenn du noch welche hast, 

und gehst zu Karstadt 
und in andere Warenhallen, 
du kaufst dir dies und kaufst dir das 
und läßt ganz fern die Bomben fallen. 
Du hörst ja nicht das Krachen und Schrei’n, 
du siehst auch nicht, wie die Fetzen fliegen, 
du machst es dir gemütlich  

und machst dir’s fein, 
und meinst, du hast gefunden dein Glück. 
Doch glaub mir, so wird es nicht bleiben, 
wenn du dich nicht wehrst
und kämpfst um dein Glück,  

dann kommt der Krieg, des sei gewiß, 
zu dir und deinen Kindern zurück.

Ulrich Breinlinger
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Erinnerung an Käthe Kollwitz (1867–1945)

Von den deutschen bildenden Künstlern 
des 19. und 20. Jahrhunderts haben nur 

wenige Weltgeltung erlangt, kein zweiter jedoch 
in dem Umfang und mit der Tiefe wie Käthe Koll-
witz. Und dabei erwirbt sich ihr Werk von Jahr 
zu Jahr noch immer neue Bewunderer, Nachei-
ferer, Sammler und Deuter. 
Die Menschen, zu denen Käthe Kollwitz vor-
nehmlich spricht, sind heute überall auf dem 
Erdball stärker denn je zuvor und melden ihre 
kulturellen Forderungen unabweisbar an. Je 
mehr die Macht des Friedens und des Fort-
schritts wächst, desto größer werden der Ruf 
und der Einfluß dieser von Kaiser Wilhelm und 
den Faschisten gehaßten Künstlerin. Im deut-
schen Arbeiter-und-Bauern-Staat wird sie als 
Vorbild und Wegbereiterin verehrt, und auch 
in der Sowjetunion haben viele Grafiker von ihr 
gelernt. Die italienischen und die französischen 
Realisten wenden sich ihr zu. In Asien hat sie bei 
den für soziale und nationale Befreiung Enga-
gierten Schule gemacht, desgleichen in Kuba, 
Mexiko und Argentinien.  
Für diese außerordentliche Wirkung sollte es 
eine außerordentliche Ursache geben. Damit, 
daß Käthe Kollwitz die selbstgewählte Ver-
pflichtung, „Anwalt zu sein“ und „das Leid der 
Menschen“ auszudrücken, erfüllt hat, scheint 
noch nicht alles erklärt zu sein. Auch das so oft 
mißbrauchte Wort „Genialität“ besagt nicht viel. 
Andere geniale Künstler der Epoche, vor allem 
in Rußland, Frankreich und Belgien, schufen in 
gleichem Geist und erreichten doch nicht die-
sen Grad der Popularität, nicht diese Dauer und 
Reichweite der Ausstrahlungskraft. Man darf 
also vermuten, daß Käthe Kollwitz den mei-
sten zeitgenössischen Künstlern etwas voraus 

hatte. Romain Rolland erfaßte dieses „Etwas“ 
intuitiv, indem er in ihr, der Frau und Mutter, ein 

„männliches Herz“ entdeckte. Sie besaß es von 
Jugend an, und es bewahrte sie davor, in natu-
ralistischer Elendsmalerei und pseudosoziali-
stischen Sentimentalitäten steckenzubleiben. In 
ihren Lehrjahren zog sie, wie es in ihrem „Rück-
blick“ heißt, „in sehr geringem Maße Mitleid, Mit- 
empfinden zur Darstellung des proletarischen 
Lebens“. Sie zeichnete in ihrer Vaterstadt die 
Ausgebeuteten, die Königsberger Lastenträger 
und polnischen Schiffer, weil sie sie „einfach als 
schön“ empfand. „Ohne jeden Reiz“ war ihr die 
bürgerliche Gesellschaft. „Dagegen einen gro-
ßen Wurf hatte das Proletariat.“ 
Die ästhetische Wahrnehmung dieses „großen 
Wurfes“ stellt Käthe Kollwitz über die schätz-
barsten Beispiele des kritischen Realismus. 
Ihr „männliches Herz“ ergriff auf einer höhe-
ren Ebene Partei als alle diejenigen, die sich dar-
auf beschränkten, die Armut zu schildern und 
zu beklagen. Von Zolas „Das Schöne ist das Häß-
liche“ ausgehend und es überwindend, erblickte 
sie ein neues, ein aus dem Seelen- und Bewußt-
seinsgrund der Arbeiterklasse emporgehobenes 

Schönheitsideal und rang um eine Ausprägung. 
Es war – die Verhältnisse ließen nichts anderes 
zu – ein tragisches, bisweilen düsteres Schön-
heitsideal. Manche Kollwitz-Zeichnungen erin-
nern an Frauen der griechischen Tragödie, an 
die Troerinnen des Euripides, an die Antigone 
des Demokraten Sophokles. 
Selbstverständlich war Käthe Kollwitz’ bestim-
mendes Anliegen die Gestaltung der ihr vertrau-
ten Menschen, an deren Not sie innig Anteil 
nahm. Aber sie setzte ihr Menschenbild in den 
nicht abreißenden Strom der Menschheitstradi-
tion. Immer, in ihren Zyklen aus der Geschichte 
der Klassenkämpfe und ihren Gegenwartsblät-
tern, werden wir als den letztendlichen Antrieb 
ihres Schaffens den realen Humanismus erken-
nen, der als ein dialektisches Kontinuum von 
Sehnsucht und Verwirklichung aus den älte-
sten Zeiten auf uns gekommen ist. Und eben 
darin verbirgt sich das Geheimnis der unauf-
hörlichen Modernität der Künstlerin. Die Grab-
schrift eines Dichters abwandelnd, könnte man 
auf ihren Denkmalssockel schreiben: Sie suchte 
Aktualität und fand Unsterblichkeit. 
Von Käthe Kollwitz’ 60. Geburtstag berichtete 
das liberale „Berliner Tageblatt“, es sei ihr „eine 
Ehrung eigener Art“ gewesen, daß sie an diesem 
Tage aus den Kreisen der arbeitenden Jugend 
viele Briefe empfing, die sich spontan zu ihrem 
Werk bekannten. Heute werden es Millionen in 
Dutzenden von Ländern sein, die der Schöpfe-
rin und Kämpferin gedenken, deren Wesen eine 
wundervolle Synthese aus Weichheit und Härte, 
aus Mütterlichkeit und Kühnheit, aus Genie und 
praktischer Tatbereitschaft war. 

Heinz Lüdecke  
(Aus: „Sonntag“)

Otto Nagel zum Gedenken 

Das Werk Otto Nagels (27. 9. 1891 bis 12. 7. 
1967) habe ich erst verhältnismäßig spät 

bewußt kennengelernt. Es war in den ersten 
Jahren nach dem Kriege – ich glaube 1947 –, 
in einer alten zweistöckigen Weißenseer Vor-
ortschule in der Boelckestraße. Dort räum-
ten wir einige Schulklassen aus und hängten 
die Bilder an die niedrigen Wände. Es war für 
mich ein ganz starker Eindruck. Es war Ber-
lin – es war das Berlin meiner Kindheit. Der 
das alles gemalt hatte, war ein Berliner, der in 
denselben Arbeitergegenden geboren und auf-
gewachsen war, die mir so vertraut waren. Er 
kannte die Menschen, die ich kannte, er kannte 
die Häuser, in denen ich wohnte, und er kannte 
die Stimmungen unserer Straßen, wie auch ich 
sie erlebt hatte. Er war einer von uns. 
Und alle, die hier wohnten, die Alten und die 
Kinder, die Arbeiter und Handwerker, ver-
standen, was er sagte. Sie mußten nicht in die 
Museen fahren, um seine Bilder zu sehen – er 
kam zu ihnen in diese Räume, wo ihre Kinder, 
dürftig genug, unterrichtet wurden. 
Er war gewiß der bedeutendste proletarische 
Maler der deutschen Kunst des XX. Jahrhun-
derts. Er war kein Bürger, und er war kein 

Kleinbürger, wie viele, die sich der arbeiten-
den Klasse und ihren Problemen mit ihrer 
Kunst zuwandten. 
Er bediente sich, und das ist interessant, 
nicht primitiver Gestaltungsmittel, um sei-
ner Zugehörigkeit zur Arbeiterklasse Aus-
druck zu geben. Seine Form war geschult an 
der vornehmen Malerei Liebermanns, seine 
Zeichnung an der Zeichenkunst Zilles. Seine 
Formensprache war still und verhalten, von 
einer beinahe unterkühlten Stille. Sein Grau 
war herb und poetisch zugleich, und mit der 

Zeichenkohle – von anderen schon beinahe 
vergessen –, wußte er umzugehen wie sel-
ten einer. 
Das Schönste für mich aber sind seine Pastelle. 
Da war noch mal einer, der etwas von dieser 
subtilen, feinen alten Kunst verstand, die eine 
leichte Hand und zarte Nerven erfordert. Er 
wußte Bescheid über die farbigen Tonpapiere 
und wie man sie einzusetzen hatte – er wußte 
Bescheid, wie man aus farbigem Staub und 
einem Stück Papier etwas unvergleichbar 
Kostbares macht. 
So sind seine Berliner Straßen, seine Koh-
lenplätze, seine Obdachlosen unvergäng-
lich geworden, weil sie ein großer Künstler 
erlebt und aufgezeichnet hat. Und so ist etwas, 
was als Berliner Kunst begann, große, allge-
meingültige Kunst geworden. Und nur darauf 
kommt es ja wohl letzten Endes an. 
Am Ende seines Lebens hat er ein erschüttern-
des Selbstbildnis gemalt: Der alte Maler. Ich 
kenne kein besseres in der deutschen Male-
rei der letzten Jahrzehnte. 
Er wird uns sehr fehlen.  

Werner Klemke   
(Aus: „Sonntag“, Nr. 30/1967)
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Günther Weisenborn zum 115. Geburtstag

Der Schriftsteller und Dra matiker Gün-
ther Weisenborn ist am 10. Juli 1902 

in Velbert geboren und am 26. März 1969 
in Berlin gestorben. Weisenborn, der 1928 
mit dem Antikriegsstück „U-Boot S4“ seinen 
ersten großen Erfolg hatte, später mit Bertolt 
Brecht zusammenarbeite te, emigrierte nach 
dem Machtantritt der Nazis in die USA. 1937 
nach Berlin zurück gekehrt, schloß er sich der 
Widerstandsgruppe Schulze-Boysen/Harnack 
an, wurde verhaftet und von den Nazis meh-
rere Jahre ins Zuchthaus gesteckt.
In den Jahren nach Faschis mus und Krieg 
widmete er ei nen großen Teil seines Schaf-
fens dem Andenken der anti faschistischen 
Widerstands kämpfer. Im Vorwort zu sei nem 
Drama „Die Illegalen“ (1945) schrieb er: „Wir 
haben die Verpflichtung, ihre Taten unserem 
deutschen Volk und besonders seiner Jugend 
be kanntzumachen.“ In seinem tagebuchähnli-
chen „Memorial“ werden die Leiden der Haft-
zeit den Erinnerungen aus friedlicher Zeit 
gegenüberge stellt, denn – so Weisenborn – 
jene Hunderttausende, die „kämpfend an der 
Schafott-Front gefallen sind“, dürften von uns 
nie vergessen werden.
1953 erregte sein Bericht „Der lautlose Auf-
stand“ über die deutsche Widerstandsbe-
wegung von 1933 bis 1945 Aufse hen. Er 
wurde vielfach neu aufgelegt und gehört 
heute noch zu den Standardwerken über den 
deutschen Widerstand. Auf Vorwürfe von 
Reaktionären und Militaristen, die Wider-
standskämpfer seien Vaterlandsverräter 
gewesen, erwiderte Weisenborn: „Heute, 
nachdem die Geschichte gesprochen hat 
und die eiserne Summe gezogen worden ist, 

sollte klar sein, auf welcher Seite Landesver-
rat begangen wurde. Wer sein Volk soldatisch 
in das schrecklichste Unheil seiner Geschichte 
schickte und belog, beging Landesverrat. Wer 
die ehrlichen und betrogenen Männer unse-
res Volkes in Uniformen steckte und sie über 
Grenzen jagte, um andere Völker mit Krieg zu 
überwinden, der beging Verrat an unserem 
Volk. Wer sein Volk gegen diesen Wahnsinn 
zu verteidigen suchte, kämpfte gegen die Lan-
desverräter. Und Hitler war ein Landesverrä-
ter. Nur die beschränktesten Köpfe plappern 
heute noch, nachdem die Ergebnisse vorlie-
gen, seine Phrasen nach.“
Weisenborns „Göttinger Kantate“ wurde im 
Mai 1958 mit großem Beifall uraufgeführt. In 
dem Stück ging es um die Kritik von 18 Atom-
wissenschaftlern (Göttinger Appell vom April 

1957; siehe RF 231, S. 4) an der Atomrüstungs-
politik der Bundesregierung.
1960 mahnte er: „Es fehlt ein Aufruf zum 
öffentlichen Boykott antisemitischer Litera-
tur. Es fehlt eine sofortige und scharfe Anwen-
dung von Strafen für unbelehrbare Nazis. … 
Das, was man heute die ,unbewältigte Vergan-
genheit‘ nennt, muß endlich bewältigt werden, 
sonst bewältigt sie uns wieder!“ 
Auch der Roman „Der Verfolger“ (1961) gehört 
zu den Bemühungen des Autors – entgegen 
dem offiziellen, restaurativen Kurs in der 
Nach kriegszeit und der Zeit des kalten Krie-
ges – die Bedeu tung des antifaschistischen 
Widerstands in seiner ganzen Breite bewußt-
zumachen. Einer seiner Leitsätze war: „Dich-
ter sein heißt, die Menschen be wegen, ihr 
Leben zu ändern.“

(Gestützt auf „UZ“)

Hans Brandt – Mit 30 Zeilen durch MV

Nein, abwarten wollte der langjährige 
Chefredakteur der Schweriner Volkszei-

tung nicht, daß man ihm zu „Wendezeiten“ 
den Stuhl vor die Tür setzt, er nahm selbst 
seinen Hut; mit einundsechzig Jahren begann 
sein Unruhestand. Für einen Kommunisten 
wie ihn verhießen die Umbrüche, die nach 
Einverleibung der DDR das Land verän-
derten, nichts Gutes. Doch er gab nicht auf, 
suchte nach sinnvoller Betätigung und hatte 
Glück.
Hans Brandt – von ihm ist hier die Rede –, 
gewöhnt, genau zu beobachten, bot seine 
Betrachtungen einer regionalen Zeitung an. 
Man vereinbarte eine wöchentliche Kolumne 
von 30 Zeilen. Es entstanden kleine, feine 
Reportagen und Anekdoten – Episoden aus 
dem ostdeutschen Alltag in Mecklenburg –  
Zeugnisse gutsherrlicher Beamtenmacht 
zugereister drittklassiger Westdeutscher 
einerseits, wachsende Enteignung, Verar-
mung und Verlust des Arbeitsplatzes ande-
rerseits.
Fast fünf Jahre (von 1994 bis 1999) schrieb 
Hans Brandt seine Kolumnen, geschliffen, 
unaufgeregt, überlegen, frei jeder Pöbelei. 

Aber irgendwann fiel es dem übergeordne-
ten Establishment doch auf: Was da in die 
Zeitung kam, richtete sich so gar nicht nach 
des ehemaligen Außenministers Klaus Kin-
kel verkündete Anweisung, die DDR zu dele-
gitimieren, wo immer man ihr im Kopf, auf 
dem Papier oder mit eigenen Augen begeg-
nete. Das Resultat können wir uns denken: 
Dem Schreiber wurde gekündigt.
Heute, zwanzig Jahre danach, befanden 
Hans Brandt und der Wieden-Verlag: Wich-
tige Zeitgeschichte ist entstanden. Wovor 
der Autor einst warnte, ist längst Realität; 
von wegen blühende Landschaften! Die Men-
schen zwischen Ost und West entfremden 
sich weiter. Von „Zusammenwachsen“ keine 
Spur. 
Ein Buch faßt nun die Geschichten zusam-
men. Ein Leser meinte kürzlich: „Genauso 
war es, ich hatte es fast schon vergessen – 
bei allen Sorgen, die einen umtreiben. Es hat 
sich alles bewahrheitet.“
Die dem Kapitalismus eigenen Verwerfungen 
spiegeln in Peter Pagels Kolumnen – unter 
diesem Pseudonym wurden sie veröffentlicht 

– den rachsüchtigen Geist der Heimzahlenden. 

Doch Hans Brandt, der vorerst Unterlegene, 
zahlt zurück mit in elegante Worte geklei-
dete Fakten und weist nach vorn mit seinem 
unbeugsamen historischen Optimismus. Wer 
weiß, vielleicht finden unsere Enkel eines 
Tags eine Episode von Peter Pagel in ihrem 
Schulbuch – in einer Zeit, für die es sich zu 
kämpfen lohnt.

Rainer Stankiewitz, Crivitz

Hans Brandt: Mit 
30 Zeilen durch 
MV. Peter Pagel im 
„Schweriner Sonn-
tagsblitz“ von 1994 
bis 1999. Wieden-
Ve r la g ,  C r i v i t z 
2016, 174 S., 13 €
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Anti-DDR-Hetze „im Namen des Volkes“

Die vollendeten, aber auch die nicht gelun-
genen Versuche von westlicher Seite, die 

Deutsche Demokratische Republik auf dem 
Gebiet der Wirtschaft und Kultur zu schädi-
gen, waren in den ersten Jahren nach ihrer 
Gründung besonders zahlreich. Dadurch 
entstand ein nicht unerheblicher volkswirt-
schaftlicher Schaden und wurde Unruhe und 
Unsicherheit bei der Bevölkerung erzeugt. Mit 
jedem Jahr der Existenz der DDR gab es weni-
ger solche Handlungen. Wer jedoch annimmt, 
nach Abschluß des Grundlagenvertrages 
hätte es solche Ereignisse nicht mehr gege-
ben, der irrt. 
Markantes Beispiel dafür ist der Diebstahl 
von wertvollen Bildern alter Meister, unter 
anderem von Tintoretto, die sich im Museum 
der Staatlichen Schlösser und Gärten Pots-
dam-Sanssouci befanden. Sie stammten aus 
einer Gemäldesammlung Friedrich II. Am  
29. Januar 1977 drangen zunächst unbe-
kannte Täter in das Museum ein und ent-
wendeten insgesamt zehn Bilder. Weitere drei 
wurden beschädigt, darunter eines von Peter 
Paul Rubens. Der Gesamtwert der gestohle-
nen Bilder wurde mit einer Million Mark 
angenommen. Bereits frühzeitig deutete die 
Spurenlage darauf hin, daß die Täter aus der 
BRD gekommen sein mußten und sich wohl 
auch nach dorthin wieder abgesetzt hatten. 
Das erschwerte die Aufklärung beträchtlich. 
Erst als sich knapp zwei Monate später ein 
Mann aus dem Raum München beim Bunde-
skriminalamt meldete, um mitzuteilen, daß 
ihm ein namentlich Bekannter die Gemälde 
zum Kauf anbot, kam Bewegung in die Sache. 
Im Rahmen einer Observationsmaßnahme 
wurden durch die Polizei zwei Personen fest-
genommen, in deren Pkw sich vier der gestoh-
lenen Bilder befanden. Die sechs weiteren 
tauchten in einem anderen Pkw auf, als ein 
Tatverdächtiger in Untersuchungshaft sich 
offenbarte. Insgesamt waren fünf Personen 
verdächtig, an dem Diebstahl beteiligt gewe-
sen zu sein. Darunter auch ein gewisser Bernd 
W., der bis 1961 in der BRD lebte und dann zu 
seinen Großeltern in die DDR zurückkehrte. 
1969 wurde er hier straffällig und durch das 
Bezirksgericht Erfurt zu einer Freiheitsstrafe 
von einem Jahr und acht Monaten verurteilt, 
später erneut 1974 zu drei Jahren Freiheits-
strafe. Nach seiner Entlassung siedelte er in 
die BRD über. 
Im Zuge der weiteren Ermittlungen räum-
ten zwei weitere der Tatverdächtigen ihre 
Beteiligung ein, wobei darauf hingewiesen 
wurde, daß man mit dem eigentlichen Ein-
bruch und dem Verbringen der Gemälde in 
die BRD nichts zu tun habe. Hierfür hätte der 
bereits genannte W. zwei Türken beauftragt, 
welche ihrerseits die Gemälde an eine andere 
namentlich bekannte Person noch auf dem 
Territorium der DDR übergeben hatten, die sie 
nunmehr heimlich in die BRD schafften. Auch 
diese drei Personen konnten festgenommen 
werden. Einer der beiden angeheuerten Tür-
ken sagte dann aus, daß er von W. angespro-
chen worden war, der ihnen sagte, worum 
es ging und wie sie bei dem Einbruch vorge-
hen sollten. Dabei konnte W. auf Kenntnisse 

zurückgreifen, die er als Architekt in der DDR 
mit dem Schloß Sanssouci gewonnen hatte. 
Über den Grenzübergang Helmstedt gelang-
ten die Bilder schließlich in die BRD. Letzt-
lich gestanden alle an der Tat Beteiligten bis 
auf W. ihre Mitwirkung ein. Die zuständigen 
Organe der DDR wurden über die Sicherstel-
lung der Bilder und die Ergreifung der Täter 
nicht informiert und erhielten erst Kenntnis 
aus der West-Presse. Daraufhin bevollmäch-
tigte der Generaldirektor der Schlösser und 
Gärten Sanssouci  Rechtsanwalt Prof. Dr. Kaul, 
sich um die Rückführung der Gemälde in die 
DDR zu kümmern. 
Dieser setzte sich mit der Staatsanwaltschaft 
Frankfurt/Main in Verbindung und sprach 
mit der zuständigen Oberstaatsanwältin. Bis 
zur Anklageerhebung mußten sie noch im 
Westen verbleiben. Man hatte sie in einem 
Museum in Wiesbaden eingelagert. Dort wur-
den sie von Professor Kaul und einem Restau-
rator der Potsdamer Schlösser und Gärten in 
Augenschein genommen. Späterhin mußten 
beide wiederum aus der BRD-Presse entneh-
men, daß die Hauptverhandlung gegen die 
Tatbeteiligten für den 25. April 1977 vor dem 
Amtsgericht Frankfurt/Main anberaumt wor-
den war. So kam es, daß auch Rechtsanwalt 
Kaul zu diesem Zeitpunkt sich im Gerichts-
saal befand. Er erlebte den Ablauf der Ver-
handlung mit, die damit begann, daß einer 
der Anwälte die DDR als einen „Unrechts- und 
Verbrecherstaat“  bezeichnete und sich alle 
anderen anwesenden Verteidiger diesen Hetz-
tiraden anschlossen. Selbst die zuständige 
Oberstaatsanwältin sah sich zunächst nicht 
veranlaßt, hierauf in irgendeiner Weise mäßi-
gend oder zurückweisend zu reagieren. Erst 
nachdem sie Professor Kaul in einer Pause 
auf diese unmöglichen Vorgänge hinwies, 
entschuldigte sie sich nach Fortsetzung der 
Verhandlung bei ihm für die Beleidigungen 
gegenüber der DDR. 
Unabhängig von der Rückgabe der Bilder 
hatte Rechtsanwalt Kaul auch einen Schaden-
ersatzantrag gestellt. Gegen diesen tönte es 
nunmehr erneut von der Verteidigerbank: Das 
Westberliner Oberverwaltungsgericht hätte 
entschieden, daß öffentliche Einrichtungen 
der „Sowjetzone“ keinen rechtsstaatlichen 
Schutz genießen würden. Außerdem habe das 
Bundesverfassungsgericht im Zusammen-
hang mit der Prüfung der Rechtmäßigkeit 
des Grundlagenvertrages festgestellt, „daß 
das ,Deutsche Reich‘ nach wie vor bestünde; 
sein ,geborener und gekorener Sachwalter‘ 
sei die Bundesrepublik Deutschland. Die in 
Frage stehenden Bilder seien widerrechtlich 
von dem ,Sowjetzonen-Staat‘ okkupiert und 
dem Sachwalter des rechtmäßigen Eigentü-
mers, dem der Bundesrepublik, rechtswidrig 
vorenthalten worden“. Und schließlich: Der 
Schadenersatzantrag würde sich nicht zur 
Entscheidung im Strafverfahren eignen, weil 
doch der Initiator des Einbruchs W. gegenüber 
dem „Zonenstaat“ schließlich „Ansprüche 
wegen rechtswidriger Freiheitsberaubung 
und wegen der ebenso unrechtmäßigen 
Beschlagnahme seines Kraftwagens habe und 
deshalb gegen die Schadenersatzforderung 

die Aufrechnung erklären könne“. Trotz die-
ser hanebüchenen  Begründung folgte das 
Gericht dem Begehren, den Antrag auf Scha-
denersatz zurückzuweisen. 
Nun kam der Auftritt des Drahtziehers 
W. Er behauptete jetzt in unverschämter 
Dreistigkeit – nachdem er zunächst voran-
gestellt hatte, daß er das „Zonenregime“ has-
sen würde –, nicht in Bereicherungsabsicht 
gehandelt zu haben. Sein Ziel wäre es gewe-
sen, „unseren Brüdern in der ,Zone‘ zu helfen“. 
Bereits während seiner Haftzeit in Cottbus 
sei ihm die Idee gekommen, Kunstwerke aus 
DDR-Museen zu stehlen und sie erst zurück-
zugeben, wenn verlangte Ausreisen gewährt 
werden würden. Er hielt das anscheinend für 
ein ehrenwertes Motiv. Im gleichen Atemzug 
bezeichnete er Professor Kaul als „Agenten 
des Staatssicherheitsdienstes“. Das Gericht 
verhängte Bewährungsstrafen zwischen elf 
und sechs Monaten. Der Hauptangeklagte 
W. erhielt eine solche von zwei Jahren. Dabei 
wurde ihm das vorgelogene Handlungsmo-
tiv zu seinen Gunsten angerechnet. Jetzt war 
spätestens der Zeitpunkt, wo die Bilder an die 
DDR zurückzugeben waren. Die zuständige 
Oberstaatsanwältin versuchte Rechtsanwalt 
Kaul einige Tage hinzuhalten. Hier bestand 
die Gefahr, daß wegen des behaupteten Auf-
rechnungsanspruchs durch W. von diesem ein 
Arrestbeschluß über die Bilder erwirkt wird 
und damit deren Rückgabe über längere Zeit 
verhindert würde. 
Es ist letztlich nur dem unnachgiebigen Drän-
gen von Professor Kaul zu verdanken, daß er 
bereits am Morgen nach der Urteilsverkün-
dung die Herausgabe der Bilder bewerkstel-
ligen und sie in seinem Pkw wieder sicher 
auf das Territorium der DDR zurückbringen 
konnte.
Das Beispiel zeigt einmal mehr, wie die gegen 
die DDR betriebene Hetze mit einhergehender 
rechtswidriger Schädigung auch noch Jahre 
nach Abschluß des Grundlagenvertrages in 
einem Frankfurter Gerichtssaal seine Billi-
gung fand – und das noch dazu „im Namen 
des Volkes“!  Ralph Dobrawa

Robert Allertz: Im Visier die DDR. Eine Chronik. 
edition ost / Das Neue Berlin, Berlin 2002. 192 S. 
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Geschichtsfälschung mit Methode

Die Übergabe des 13. Tätigkeitsberich-
tes der BStU an den deutschen Bundes-

tag im Frühjahr dieses Jahres veranlaßt mich, 
diesen etwas genauer unter die Lupe zu neh-
men. Auffallend ist, daß in der DDR geführte 
Ermittlungsverfahren gegen westliche Spione 
im Bericht wie schon in den Jahren davor über-
haupt keine Rolle spielen.
Als ehemaliger Untersuchungsführer des Mini-
steriums für Staatssicherheit, der im Ver-
laufe von 30 Dienstjahren in Hunderte von 
Ermittlungsverfahren gegen Agenten west-
licher Geheimdienste oder von diesen gesteu-
erter Organisationen involviert war, frage 
ich: Warum ist das so? Immerhin wäre es ein 
leichtes, der Wahrheit auf den Grund zu gehen, 
wenn man es denn wollte. 
Für alle auf unserem Staatsgebiet eingesetz-
ten Spione existierten seit der Grenzschlie-
ßung 1961 in Berlin nachrichtendienstliche 
Systeme zur unpersönlichen Aufrechterhal-
tung der Verbindung wie z. B. tote Briefkästen, 
Deckadressen, Code-Materialien zur Ver- und 
Entschlüsselung von Nachrichten und Infor-
mationen, Geheimschreibmittel, einseitige 
Rundspruchdienste der Geheimdienste und 
in speziellen Fällen Funkgeräte im Besitz der 
Agenten. In unterschiedlichem Umfang gelang-
ten Instruktionen und Aufträge der Geheim-
dienste über geeignete Wege zu den Spionen.
Bei solchen Systemen ist das Risiko ihrer Ent-
deckung durch die Spionageabwehr wesent-
lich höher.
Es waren insbesondere Code-Materialien, 
Geheimschreibmittel und schriftliche Instruk-
tionen, deren Aufbewahrungsorte das MfS 
bereits vor der Festnahme durch operative 
Maßnahmen aufklären konnte, so daß deren 
Sicherstellung als Beweismittel unmittelbar 
im Zusammenhang mit der Festnahme möglich 
war. Hinzu kam, daß es Spezialisten des MfS 
gelang, geheimschriftliche Texte der Agenten 
auf dem Postweg zu kopieren und sichtbar zu 
machen. Die Rundspruchdienste der Geheim-
dienste wurden von einer dafür zuständigen 
Diensteinheit permanent aufgezeichnet, wes-
halb nach Sicherstellung der Code-Materialien 

Chancen gegeben waren, übermittelte Aufträge 
und Instruktionen zu entschlüsseln.
Verständlich, daß sich dadurch die Auswahl-
möglichkeiten der Beschuldigten zur Gestal-
tung ihres Aussageverhaltens erheblich 
einschränkten. Die Erkenntnis, daß die Arbeits-
methoden ihrer Auftraggeber sie in ausweglose 
Situationen gebracht hatte, war ein weiterer 
Faktor für die Förderung ihrer Gesprächs-
bereitschaft gegenüber dem Untersuchungs-
organ des MfS.
Dies und noch viel mehr ließe sich bei sachli-
cher Aufarbeitung der umfangreichen Archiv-
materialien des MfS feststellen und belegen. 
Es handelt sich um Tausende von Ermittlungs-
verfahren.
Wer Aussagen über weitreichende Details und 
Zusammenhänge bis hin zur operativ verwert-
baren Charakterisierung von Geheimdienst-
mitarbeitern, welche das MfS durch operative 
Methoden niemals hätte aufklären können, 
lesen würde, käme zu der Erkenntnis, daß 
Unterstellungen über psychische Folter und 
dergleichen abwegig sind.
In gleichem Maße ist der Umfang und Inhalt an 
persönlichen Niederschriften erstaunlich, den 
Beschuldigte, überwiegend in ihrem Haftraum, 
angefertigt haben. Die darin enthaltenen Infor-
mationen gehen weit über strafrechtliche 
Aspekte hinaus und bereicherten das Wissen 
operativer Diensteinheiten des MfS. Sie waren 
gleichzeitig Beleg für eine aktive Mitwirkung 
der Beschuldigten im Ermittlungsverfahren, 
auf die sie sich auch vor Gericht berufen konn-
ten.
Die als schriftliche Beweismittel existieren-
den Aufträge und Instruktionen der westlichen 
Geheimdienste gestatten im Zusammenhang 
mit den protokollierten Aussagen und persön-
lichen Niederschriften eine thematische Glie-
derung der Angriffe gegen die DDR und ihre 
gesellschaftliche Ordnung.
Sie umfaßten Schädlingstätigkeit und Sabotage 
gegen die Volkswirtschaft der DDR mit bezif-
ferbaren Folgeschäden, Piraterie auf offener 
See zur Störung und Unterbindung der Han-
delsbeziehungen der DDR, An- und Abwerbung 

von Spezialisten und Wissenschaftlern mit dem 
Ziel, ihre Möglichkeiten und Fähigkeiten für 
westliche Konzerne zu erschließen, die Instal-
lierung von Funkmeldeköpfen für den Kriegs-
fall auf dem Territorium der DDR, intensive 
Sammlung von Informationen über die gesell-
schaftliche Situation innerhalb der DDR, womit 
ausnahmslos jeder Spion beauftragt war, um 
Grundlagen für aktuelle Propagandakonzepte 
der Medien, staatstragender Parteien und poli-
tischer Organisationen zu gewährleisten sowie 
eine systematische Aufklärung der Standorte, 
Mannschaftsstärke und Ausrüstung militäri-
scher Einheiten auf dem Territorium der DDR 
und angrenzender Bruderstaaten.
Logisch, daß sich aus diesen permanent feindli-
chen Aktivitäten Einflüsse auf die Entwicklung 
der Strafgesetzgebung, der Aufgabenstellung 
für die Sicherheitsorgane und das gesellschaft-
liche Leben in der DDR insgesamt ergaben und 
von den Initiatoren der Angriffe auch gewollt 
waren. Angemerkt sei hier, daß die Ausblen-
dung der Angriffe der Geheimdienste gegen die 
DDR nur ein Bereich ist. Ein anderer war das 
direkte Wirken westlicher Konzerne und Wirt-
schaftsunternehmen, wozu ebenfalls umfang-
reiches Aktenmaterial in den Archiven des MfS 
existierte. Nicht unerwähnt bleiben darf auch 
die konsequente Haltung der DDR zur Aufar-
beitung von Nazi- und Kriegsverbrechen. Die 
durch das Untersuchungsorgan des MfS dabei 
erzielten Ergebnisse geben Hinweise auf das 
Wirken von belasteten Nazis in Machtstruktu-
ren der Alt-BRD und finden in den Tätigkeits-
berichten der BStU keinen Platz.
Es ist höchste Zeit, diesen Gegebenheiten bei 
der Geschichtsaufarbeitung Rechnung zu tra-
gen, das Handeln beider deutscher Staaten und 
die daraus entstandenen Wechselwirkungen 
nicht länger auszublenden.
Dies zu leisten sind Roland Jahn und seine 
Behörde weder gewillt noch in der Lage, einge-
schlossen die Tatsache, daß im Auftrag verant-
wortlicher Amtsträger der Bundesregierung 
ganze Aktenbestände den Archiven des MfS 
entnommen und den USA übereignet wurden.

Herbert Kierstein, Bestensee

Stimmen aus aller Welt über die DDR
Zum 30. Jahrestag am 7. Oktober 1979 hat die 
Auslandspresseagentur Panorama DDR Stel-
lungnahmen von Persönlichkeiten aus dem 
Ausland über die DDR in einem Buch vereint. 
Stellvertretend für viele heute die eines öster-
reichischen Gynäkologen und damaligen Kli-
nikdirektors.

Prof. Dr. med. Erich Burghardt
(1921–2006)

Nach Abschluß des Gesundheitsabkom-
mens zwischen der Republik Österreich 
und der DDR haben sich direkte Beziehun-
gen zwischen namhaften Wissenschaftlern 
und Forschergruppen unterschiedlicher 
me dizinischer Disziplinen gut entwickelt. 

Aus eigener Anschauung weiß ich, daß die 
medizinische Wissenschaft und Praxis in 
diesem Land allseitig modernsten Stand 
verkörpert. Es gibt keinerlei Gefälle zum 
jüngsten internationalen Wissensfundus. 
Was hier zum Wohle der Menschen und 
besonders für Kranke getan wird, bewerte 
ich sehr hoch und sehe viele Bemühungen, 
stets den entscheidenden Schritt zu tun, der 
Fortschritt bedeutet.
In meinem Fachgebiet, der Geburtshilfe und 
Gynäkologie, gibt es seit vielen Jahren eine 
ausgeprägte Zusammenarbeit, die für beide 
Seiten nutzbringend ist.
Aus der DDR kommen nicht selten medi-
zinische Wissenschaftler und Ärzte nach 
Österreich, auch zu uns nach Graz, um auf 

meinem Fachgebiet Erfahrungen auszutau-
schen.
Neben familienfördernden sozialen Maßnah-
men betrachte ich die Fürsorge um Schwan-
gere und den besonderen Schutz von Mutter 
und Kind in der DDR als vorbildlich. Sicher-
lich ist das leichter in einem Staat, der solche 
Dinge zentral und somit umfassend planen, 
durchführen und kontrollieren kann. In 
Österreich haben wir einen international als 
vorbild lich angesehenen Paß für Mutter und 
Kind eingeführt. Doch ist bei uns noch zuviel 
der Eigeninitiative überlassen, und wir hätten 
die Fürsorge um Mutter und Kind im ganzen 
gerne verbessert, wobei das in der DDR gut 
organisierte Beratungs- und Betreuungssy-
stem durchaus Maßstab sein könnte.
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Fakten zur Staatsgrenze zwischen der DDR und der 
BRD sowie zur Grenze um Westberlin (1)

Wie jede Staatsgrenze auf der Welt hatte auch die 
Staatsgrenze der DDR ihre spezifischen Besonder-
heiten. Sie war nicht nur eine Grenze zwischen 
Staaten, sondern auch eine Trennlinie zwischen 
dem Warschauer Vertrag und der NATO. 

1.  Eigentlich gab es keine „Staatsgrenze der 
DDR“. Jede Staatsgrenze existiert grundsätzlich 
nur zwischen konkreten Staaten: Staatsgrenze 
oder Grenze zwischen DDR und BRD, DDR und 
ČSSR sowie DDR und VR Polen etc.

2.   Der Verlauf der Staatsgrenze ist nicht 
gleichzusetzen mit den Sicherungsanlagen, 
egal welcher Art sie waren. Diese befanden 
sich ausschließlich auf dem Hoheitsgebiet, 
Territorium, Staatsgebiet der DDR. Der Bau, 
ihre Art und ihr Verlauf (der Abstand von der 
Staatsgrenze) wurden grundsätzlich durch 
die dafür zuständigen Organe der DDR auf der 
Grundlage der Rechtsvorschriften und darauf 
beruhenden dienstlichen Bestimmungen 
festgelegt . Bestimmte Ausnahmen wie 
das Verlegen von Minen wurden von den 
zust ändigen Organen der Gruppe der 
sowjetischen Streitkräfte in Deutschland 
bestimmt. 

3.  Wenn alle Sicherungsanlagen der DDR 
sich ausschließlich auf ihrem Hoheitsgebiet 
befanden, folgt daraus, daß eine Identifizierung 
vom Verlauf der Staatsgrenze DDR/BRD mit den 
Sicherungsanlagen nicht nur falsch, sondern 
irreführend ist. Gerade zwischen beiden 
deutschen Staaten wurde entsprechend des 
Grundlagenvertrages aus dem Jahre 1972 eine 
Grenzkommission gebildet, die die Staatsgrenze 
vermessen, teilweise (neu) festgelegt und 
markiert hat. Der vereinbarte neue Grenzstein 
zwischen den beiden deutschen Staaten trug 
auf einer Seite das Kürzel DDR.
Im Grenzgesetz vom 25. März 1982 sind, ausge-
hend von der Verfassung der DDR, insbesondere 
Artikel 7, die Grundsätze geregelt. Das Grenzge-
setz lautet in seiner Präambel: „Die strikte Ach-
tung und Einhaltung der allgemein anerkannten 
Prinzipien des Völkerrechts, darunter die Ach-
tung der Souveränität, der Unverletzlichkeit der 
Staatsgrenzen, der territorialen Integrität und 
der Nichteinmischung in die inneren Angele-
genheiten, ist eine wesentliche Voraussetzung 
für die Entwicklung gutnachbarlicher Bezie-
hungen, der Sicherheit und Zusammenarbeit 
zwischen den Staaten und die entscheidende 
Grundlage einer stabilen Friedensordnung. In 
Wahrnehmung ihrer souveränen Rechte gestal-
tet die DDR ihre Beziehungen in Grenzangele-
genheiten mit den benachbarten Staaten in 
Übereinstimmung mit dem Völkerrecht und 
organisiert den Schutz der Staatsgrenze ein-
schließlich ihres Luftraumes und der Territo-
rialgewässer.“
Das Grenzgesetz definiert im 1. Abschnitt, was 
die DDR unter Hoheitsgebiet, Staatsgrenze, 
Seegewässer, Territorialgewässer, Innere 
Seegewässer, Grenzgewässer, Markierung 
und Kennzeichnung der Staatsgrenze und 

Grenzgebiete verstand. Meßlatte war immer 
das Völkerrecht. 
Das Grenzgesetz bestimmte gleichfalls die 
Grundsätze für das „Überschreiten der Staats-
grenze“, Grenzübergangsstellen (GüSt), Transit-
verkehr, Verkehr über die Seegrenze allgemein, 
Aufenthalt ausländischer Wasserfahrzeuge 
und Kriegsschiffe, die friedliche Durchfahrt, 
Überflug über die Staatsgrenze, Grenzverlet-
zungen, die Verantwortung für den Schutz der 
Staatsgrenze, die Befugnisse der Grenztruppen  
(u. a. das Recht zum Betreten; Beseitigung von 
Gefährdungen und Störungen; Personalien-
feststellung und Klärung von Sachverhalten; 
Durchsuchung und Verwahrung; Gewahrsam; 
Durchsetzung von Maßnahmen der Grenztrup-
pen; Anwendung von Schußwaffen; Maßnah-
men bei Luftraumverletzungen; Kontrollrechte 
und Einbringen von Wasserfahrzeugen; Recht 
der Nacheile; Befugnisse anderer Schutz- und 
Sicherheitsorgane; Grenzbevollmächtigte; 
Grenzkommissionen). 

4.   Von besonderer Bedeutung, aber oftmals 
übersehen oder unterschätzt, war die „An- 
wendungsregel“ des § 39 Grenzgesetz, die 
lautet:

„Die Bestimmungen dieses Gesetzes sind an der 
Staatsgrenze zu Berlin (West) entsprechend 
anzuwenden. Bestehende Rechte und Zustän-
digkeiten in Berlin (West) werden davon nicht 
berührt.“  
Das hieß, auf die Grenze um Westberlin bezo-
gen: Diese Grenze war keine Staatsgrenze, an 
der jene Prinzipien galten, die oben skizziert 
wurden.
In den Folgebestimmungen (Grenzverordnung) 
wurden die Details geregelt, die sich z. B. auf die 
Bestimmungen für die Grenzgebiete; auf Arbei-
ten im Schutzstreifen, Veranstaltungen, Mel-
depflichten, Ordnungen in den Grenzgebieten, 
auf den Grenzgewässern und Seegewässern zur 
BRD, zur ČSSR und zur VR Polen bezogen.

5.   Immer wieder wird behauptet , die 
Grenzfragen zwischen beiden deutschen 
Staaten, ausgehend vom 13. August 1961, hätten 
sich de facto mit dem 9. November 1989 erledigt. 
Zum 25. Jahrestag des Anschlusses der DDR an 
die BRD erhielt ich von der hessischen Landes-
regierung (CDU und Grüne) eine Einladung, die 
unter dem Motto „Grenzen überwinden“ stand. 
In ihr war – in „konsequenter Nicht-Anerken-
nung der innerdeutschen Demarkationslinie 
als völkerrechtliche Grenze“ (22. Parteitag der 
CDU 2008) von einer „innerdeutschen Grenze“, 
womit unzweifelhaft die Staatsgrenze zwischen 
beiden deutschen Staaten gemeint war, die Rede. 
In diesem Zusammenhang sollte an das „Gesetz 
über den Abbau von Salzen im Grenzgebiet an 
der Werra“ vom 3. Dezember 1984 (BGBl. I, Nr. 
50, S. 1429) von Bundespräsident Weizsäcker, 
Bundeskanzler Kohl und Bundesminister Ban-
gemann unterzeichnet sowie im Bundestag 
mit Zustimmung des Bundesrates beschlossen, 
erinnert werden, in dem von der „Grenze zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der 

Deutschen Demokratischen Republik“ gespro-
chen wird. (§ 1 [2])

6.   Wer statt „Staatsgrenze zwischen der DDR/
BRD“ den Kampfbegriff „innerdeutsche Grenze“ 
gebraucht, verletzt auch bundesdeutsches 
Recht.

7.   Die Staatsgrenze der DDR in ihrer Ge- 
samtheit trennte bis zum 3. Oktober 1990 ihr 
Hoheitsgebietsgebiet von dem der Nachbarn 
BRD, ČSSR und VRP.
Aus der Staatsgrenze zwischen beiden deut-
schen Staaten entstand mit diesem Datum um 
0.00 Uhr eine innerdeutsche Grenze zwischen 
den Bundesländern Mecklenburg-Vorpommern 
und Schleswig-Holstein sowie Niedersachen; 
Sachsen-Anhalt und Niedersachsen; Thüringen 
und Niedersachsen, Hessen sowie Bayern; Sach-
sen und Bayern.
Am 3. Oktober 1990, 0.00 Uhr, wurde aus der 
Staatsgrenze BRD/DDR eine innerdeutsche 
Grenze zwischen den alten und den angeschlos-
senen Ländern der BRD. 

8.   Wer die Staatsgrenze meint, aber „inner-
deutsche Grenze“ sagt, ignoriert nicht nur die 
Staatlichkeit beider deutscher Staaten, sondern 
fällt zugleich in Zeiten des kalten Krieges zurück 
und pflegt einen Mythos. Er ignoriert die 
Tatsache, daß es diese zwei deutschen Staaten 
überhaupt gab. Am 15. Februar 1973 erklärte 
Bundeskanzler Willy Brandt im Deutschen 
Bundestag zum Grundlagenvertrag: „Ob es 
uns paßt oder nicht, … aus Demarkationslinien 
wurden Staatsgrenzen.“ Diese Feststellung gilt 
auch noch nach über 25 Jahren Anschluß der 
DDR an die BRD.
 Dr. Klaus Emmerich, Edertal

Die Grenze in den 
Klassenauseinandersetzungen

Eine Gruppe fortschrittlicher junger Leute 
hatte mich zu einem Forum nach Westberlin 
eingeladen. Es war November und das Wetter 
trüb und unfreundlich.

Auf dem Weg zur Veranstaltung fuhr mich 
ein junger Mann, uns durchaus nicht feindlich 
gesinnt, an der Grenze entlang.

Und er sah mich an und sagte: „Das hier hat es 
in Deutschland noch nie gegeben.“

Er sah dann auf die Grenzbefestigungen, auf 
die Mauer, wie sie drüben sagen.

Ich konnte mir vorstellen, was er dachte, 
obwohl er uns nicht feindlich gesinnt war. Die 
Existenz der Grenze störte ihn. Ich sagte: „Das 
stimmt. Das hat es in Deutschland noch nie 
gegeben.“ Und ich sah ihn an und merkte die 
Verwunderung in seinem Gesicht. Ich fügte 
hinzu: „So sichtbar, eindeutig war die Grenze in 
den Klassenauseinandersetzungen in Deutsch-
land noch nie. Das ist ein großes Plus.“
 Günter Görlich
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Mehr als biographische Miniaturen

Es war auf der Rosa-Luxemburg-Konferenz 
2016, als Wiljo Heinen an seinem Stand 

die biographische Miniaturen Peter Michels 
über Künstler und Kollegen präsentierte. „Ich 
habe das Buch gerade aus der Druckerei geholt“, 
verkündete Wiljo stolz, „es ist sozusagen noch 
druckfrisch.“
Ein mutiges Unterfangen, dieses so schwerge-
wichtige Buch in seinem kleinen, aber aufrech-
ten Verlag herauszubringen. Schwergewichtig 
im doppelten Sinne: Der Versuch über Kunst 
und die Künstler einer kurzen, aber so hoff-
nungsvollen Zeit zu erzählen, die eine wirkliche 
Wende darstellte im Gegensatz zur Restaura-
tion des Vergangenem nach 1989, dieser Ver-
such läßt sich nicht in ein schmales Paperback 
pressen. Aber sein Inhalt macht es darüber hin-
aus zu einem schwergewichtigen Stolperstein, 
über den Dummschwätzer und Berufsdelegiti-
mierer ins Straucheln kommen sollten.
Und nun ist über ein Jahr vergangen, bis ich hin-
eingestiegen bin in diese Gespräche und Erinne-
rungen – Nichtigkeiten und Kleinkram hatten 
sich dazwischengestellt: C’est la vie … Aber 
Michels Buch ist zu wichtig, um es unbespro-
chen zu lassen.
Hier wird nicht DDR verramscht – da ein 
Waschpulver von Spee, dort ein altes Radio 
und eine Flasche „Blauer Würger“, nein, es 
ist nicht einmal ausschließlich ein Buch über 
DDR-Künstler, wenngleich die im Mittelpunkt 
stehen. Peter Michel war denen sein ganzes 
berufliches Leben lang eng verbunden, nicht 
zuletzt durch sein Wirken als Chefredak-
teur der Zeitschrift „Bildende Kunst“. In die-
ser Funktion entwickelten sich Kontakte und 
Freundschaften auch zu Kunstschaffenden 
in Österreich, der Sowjetunion, Italien oder 
Finnland. Mancher Gegenüber bleibt reser-
viert oder distanziert, mancher Faden ist im 
Laufe der Zeit abgerissen, meist aber bleiben 

die Verbindungen eng, freundschaftlich und 
die von Gleichgesinnten. Und davon spricht das 
Buch in seinen Miniaturen. Michel kaut keine 
zähe Kunstgeschichte und langweilt auch nicht 
mit lexikalischen Biographien; ein Zeitalter 
wird hier besichtigt.
Es geht mir wie Armin Stolper, der im Prolog 
gesteht, den oder jenen erst durch Michels 
Erzählung kennengelernt zu haben. Und ich 
ergänze für mich: Seine Erzählungen haben 
mir beim Lesen der Namen viele Erlebnisse und 
Begegnungen wieder aus dem Unterbewußtsein 
hervorgebracht, die inszeniertes Verdrängen 
verfinstert hatten. So die regelmäßigen Besu-
che der großen Kunstausstellungen der DDR 
in Dresden, so das begeisterte Schauen auf der 
Intergrafik am Fernsehturm. Aber auch die 
jährliche Begegnung mit neuesten Plastiken 
von DDR-Bildhauern im Geraer Küchengarten, 
und im gleichen Ort der so lichte und außerge-
wöhnliche Eintritt in das Ensemble des Hauses 
der Kultur, an dem Bildhauer aus unterschied-
lichen Generationen unter Jo Jastram gearbei-
tet hatten, dessen Einzigartigkeit ich eigentlich 
erst durch Michel begriffen habe. Bei anderen 
Lesern werden vielleicht andere Erinnerungen 
aufscheinen.
Mit mehr als 70 Personen, zumeist aus der DDR, 
kommt der Autor ins Gespräch, spricht über 
deren Werke, über ihr Leben und die Beziehun-
gen zu ihnen. Schicksale werden offenbar, ohne 
in larmoyante Rückschau zu verfallen. Ja, da ist 
Herrmann Peters, der sich verzweifelt 1995 aus 
seiner Wohnung in den Tod stürzte. Nicht das 
einzige Nachwendeopfer, wie wir wissen. Da ist 
der großartige Dieter Rex, von dem es heißt: „Wo 
er seine Wurzeln hatte, war seine Heimat nicht 
mehr.“ Trotzig Renata Ahrens zu ihrem Porträt-
foto: „So grimmig wie ich aussehe, ist mir auch!“ 

– Ein sehr aufrechtes Buch hat der Verlag in die 
Welt gebracht. Vergangenheitsbewältigung im 

besten Sinne ohne Schönfärberei. Ich denke, wir 
können offen auch über Fehler sprechen, ohne 
uns auf irgendwelche Zwänge herauszureden. 
Wir sind einen Weg gegangen, den Menschen 
gemacht haben, nicht Lehrbücher. Und Men-
schen sind nicht fehlerfrei, wenn uns Sozialisten 
freilich die Fehler der Sozialisten am bittersten 
ankommen. 
Peter Michel: „Bald gehörten einige der Engher-
zigen, die stets selbst Toleranz gefordert hatten, 
zu den intolerantesten Akteuren einer gnaden-
losen Kampagne gegen die ,Kunst des Staatsso-
zialismus‘. Natürlich hatten sie recht mit ihrer 
harten Kritik an der immer wiederkehrenden 
Enge einer Kulturpolitik, die am Ende hilflos 
angesichts der realen Prozesse war. Aber sie 
bemerkten nicht, daß sie selbst mehr und mehr 
zu Dogmatikern neuen Typs wurden.“
Ich danke Peter Michel für seine „Sicht auf 
eine reiche Kunst, in der Künden und Können 
zusammengehörten, die gebraucht und geach-
tet wurde“. Künden und Können, gebraucht und 
geachtet werden – wieviel Utopie hatten wir 
doch eigentlich schon verwirklicht!

Bernd Gutte

Peter Michel: Künstler in der Zeitenwende.  
Biographische Miniaturen. Verlag Wiljo Heinen, 
Berlin und Böklund 2016, 368 Seiten, 38 €

Erinnerungen an Dr. Walter Wolf

Im März-„RotFuchs“ erschien ein Beitrag 
von Dr. päd. habil Jörgpeter Lund aus Pots-

dam über Prof. Dr. Walter Wolf. Das weckte in 
mir Erinnerungen an eine Begegnung, die ich 
vor 69 Jahren mit besagtem Pädagogen hatte.
Das Schulamt Altenburg in Thüringen hatte 
mich, den Neulehrer, gerade mit der Leitung 
der Grundschule Kriebitzsch beauftragt, nach-
dem Altlehrer Kramer, der nach dem Krieg die 
Geschicke der Schule leitete, über Nacht in den 
Westen gegangen war. Das war eine schwere 
Bürde für mich, da ich nur sehr geringe Erfah-
rungen im Unterrichtsbetrieb hatte und nun 
von heute auf morgen sieben junge Kollegen 
anleiten sollte. In eben dieser Situation stand 
eines Tages – es muß im Frühsommer des Jah-
res 1948 gewesen sein – der damalige Lan-
desdirektor für Volksbildung in Thüringen, 
Dr. Walter Wolf, in meinem Dienstzimmer. Er 
war – wie ich später erfuhr – zu Beginn der 
30er Jahre Lehrer in Zechau-Leesen, einem 
Nachbarort von Kriebitzsch, kannte aus die-
ser Zeit die Genossin Erna Himmer, die nun in 

Kriebitzsch in den Unterstufen-Klassen eine 
hervorragende Arbeit leistete. Als ich hörte, 
wer mich da besuchte, erstarrte ich in Ehr-
furcht. Aber dieser Zustand hielt nicht lange 
an, denn Walter Wolf war ein Mensch, der so 
gar nichts von „steifer Etikette“ hielt. Er kam 
mit mir in den Unterricht – ich war damals 
Klassenleiter einer 7. Klasse, die ich seit dem 
5. Schuljahr betreute – und wertete anschlie-
ßend meine Arbeit mit mir aus. Ich erinnere 
mich sehr gut an dieses Gespräch, weil ich in 
relativ kurzer Zeit eine Menge Tips zu Fragen 
der Selbsttätigkeit der Schüler bis zur Vorbild-
wirkung des Lehrers in einer demokratischen 
Schule bekam.
Wie das im Leben so zugeht: Erst als Dr. Wal-
ter Wolf wieder abgereist war, erinnerte ich 
mich eines Dokuments, das seit gut zwei 
Jahren in einer meiner zahlreichen Mappen 
lag. Es war überschrieben mit „Methodi-
sches Manifest“ und begann mit folgendem 
Text: „Am 4. Juli 1946 fand in Weimar eine 
pädagogische Konferenz statt, in der eine 

Kommission gewählt wurde, die in zwei Sit-
zungen am 12. und 22. Juli unter Vorsitz von 
Landesdirektor Dr. Wolf dieses ,Methodische 
Manifest‘ annahm, welches die Plattform für 
eine breite Diskussion in den Thüringer Schu-
len bilden soll mit dem Ziel der Hebung des 
methodischen Niveaus.“ Besonderen Wert 
wurde in dem Manifest auf die Selbsttätig-
keit der Schüler gelegt: „Der Lehrer soll dem 
Kinde nicht geben, was es nicht selbst fin-
den kann.“ Und weiter: „Die neue demokra-
tische Schule muß zur objektiven Wahrheit 
und Sachlichkeit, zu vergleichendem Beob-
achten, ursächlichem Denken und selbstän-
digem Urteilen erziehen.“
Ich bin nun längst berentet, verfolge aber 
durchaus interessiert alle Vorgänge in der der-
zeitigen Volksbildung. Manchmal denke ich, 
wie gut wir jungen, antifaschistischen Lehrer 
doch beraten waren, als uns pädagogische Per-
sönlichkeiten wie Dr. Walter Wolf lenkend und 
leitend zur Seite standen!

Helmuth Hellge, Berlin
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Junge Frau im Sozialismus (Teil 4)
Nach der Abenteuerfahrt auf dem Fracht-

schiff nach Leningrad schrieb ich zügig 
die Filmerzählung und das Szenarium zum 

„Schneemann für Afrika“. Leider verschob sich 
der Drehbeginn wegen fehlender Valuten. Der 
Regisseur Rolf Losansky fuhr erst mal mit 
dem Kameramann Helmut Grewald auf einem 
DDR-Frachter nach Westafrika, um Meeresbil-
der, Häfen und Landschaften als „Schnittbil-
der“ zu drehen. Ich sollte mitfahren, aber ich 
wollte für so lange Zeit nicht meine lieben drei 
Männer allein lassen. Adrian und Sebastian 
gingen ja jetzt zur Schule, und ich saß noch 
mittendrin im Studium und schrieb auch noch 
Gedichte. Eines spiegelt das neue Lebensbild 
der Frauen. Hier ein Ausschnitt:

Frauenbild  
Nichts fehlt uns an Weiblichem,
sind wir behelmt und gestiefelt, 
hemdsärmlig noch gleichen wir
unserem Urbild.

Unser Tag, das sind Blitze und Blumen
und die Augen nicht mehr die
schwankenden Kähne der Sehnsucht.
Abgeschubst mit dem Fuß.
Dieses Ufer ist sicher 
und uns gewogen.

Wir sind dabei: spalten Atome,
ebnen Berge, besteigen Kräne.
Härter wird da die Hand, doch 
zärtlich genug zu streicheln 
die Kinder.

Am Schluß heißt es: „… schaukeln im Baum 
der Erkenntnis. Ungestraft flattert der kür-
zeste Rock.“  (aus meinem Gedichtband 

„Tausendunddritte Nacht“, Märkischer Ver-
lag Wilhelmshorst). Trotz aller Anspannung 
fühlte ich mich auf dem richtigen Weg, mir 
ein geistiges Fundament fürs Schreiben zu 
schaffen. Hilfe bekam ich von vielen Seiten. 
Meine Mitstudentinnen Katharina Schubert 
und Karla Kochta schrieben für mich die Vor-
lesungen auf Kohlepapier mit, wenn die Kin-
der krank waren. Oder sie erzählten mir die 
Filme zu Ende, die ich früher verlassen mußte, 
um die Kinder vom Schulhort abzuholen. Oder 
wir lernten vor wichtigen Prüfungen bei mir 
zu Hause. Es war immer ein Gefühl der Hilfe 
und Solidarität, das mich umgab. 
Unsere Hochschule, die einst nur auf reines 
Film-Studium ausgerichtet war, mußte sich 
mehr und mehr dem Fernsehen öffnen. Sie 
hatte national und international einen guten 
Ruf. Studenten aus Vietnam, Kuba, Polen, 
Bulgarien, einigen afrikanischen Staaten 
oder auch aus westeuropäischen Ländern 
studierten Regie, Kamera oder Schauspiel 
u. a. Fächer. 
In meinem Studienjahr waren 13 Studen-
ten, die zumeist von der Leipziger Theater-
hochschule und der Humboldt-Universität 
Berlin kamen, um eine filmspezifische Aus-
bildung in Film- und Fernseh-Dramatur-
gie zu machen. Einer davon war Amir, ein 
Kurde. Unsere Dramaturgie-Ausbildung 

war ausgezeichnet. Von Aristoteles über 
Lessing , Schil ler bis St anislawski und 
Brecht büffelten wir uns durch die Drama-
turgie der Jahrhunderte, erlebten hochin-
teressante Vorlesungen und Filmanalysen 
von Spielfilmen bei Dr. Peter Wuss und von 
Dokument arf i lmen bei Rolf Liebmann. 

Filmgeschichte hatten wir bei Dr. Schnei-
der, Ästhetik und Literaturtheorie bei Dr. 
Schmidt, Philosophie bei Dr. Eiselt. Beson-
ders in Erinnerung bleibt mir Dr. Henne in 

seiner Originalität. Er lehrte das Fach Wis-
senschaftlicher Kommunismus. Das war 
nie langweilig, denn man lernte dialektisch 
denken und wurde „gelenkig“ im Kopf. Ich 
war bildungshungrig, und das „Durchmar-
xen“ und „Durchhegeln“ machte mir Spaß. 
Neben politischer Ökonomie hatten wir 
noch Russisch, Journalismus und medien-
spezifische Gestaltungsmittel. 
Großartige Filme der Filmgeschichte und der 
Gegenwart ergänzten den Unterricht. Alle 
zwei Wochen hatten wir die „Aktuelle“. Das 
waren Filmvorführungen der neuesten Filme 
aus Westeuropa, Osteuropa, USA und ande-
ren Ländern. Wir waren also vertraut mit 
den Filmen von Visconti, Antonioni, Fellini, 
Bunuel, Forman, Pollock, Truffaut, Staudte, 
Fassbinder und Wenders. Auch gab es jähr-
lich die „Tage des sowjetischen Films“, die 
uns begeisterten. Das waren wahrhaftige 
und krit ische Filme von Bondartschuk, 
Schukschin, Mitta, Romm, Tarkowski u. v. a. 
Für einige Zeit unterrichtete auch Joris Ivens, 
der weltbekannte belgische Dokumentarfil-
mer, an der Schule. 
Zwei Studentenclubs hatten wir auch. Die 
offizielle „Bratpfanne“ in der Bierstraße 
und den Geheimklub „Im Schrank“, der in 
der Spitzweggasse durch einen Schrank ohne 
Rückwand zu erreichen war. Leider konnte 
ich meine Studentenzeit nicht sehr ausleben, 
denn ich hatte ja schon „Familie“. 
Unser Studentenleben war politisch im 
besten Sinne. Da wir schon in der Schule zu 
Frieden, Freundschaft und Solidarität ange-
halten waren, erlebte ich meine Studenten-
zeit auch in diesem Sinne. Unser Studienjahr 
fuhr 1972 gemeinsam zur internationalen 
Dokumentarfilmwoche nach Leipzig. Ich 
sehe uns alle um eine ausgebreitete vietna-
mesische Fahne vor dem Filmtheater Capi-
tol stehen, um bei den Festivalgästen Geld 
für das kämpfende Volk in Vietnam zu sam-
meln. Als endlich im Frühjahr 1973 der unge-
rechte und grausame Krieg des Giganten USA 
gegen das kleine sozialistische Land Viet-
nam endete, war das für uns ein Freudenfest. 
Sicher hatten manche Studenten einen ande-
ren Standpunkt zum Sozialismus, schließlich 
lagen die Ereignisse um den „Prager Früh-
ling“ und das 11. Plenum 1965 in der DDR, 
das viele DEFA- Filme verboten hatte, nicht 
weit zurück. 
Aber ich lebte in der Gegenwart und akzep-
tierte die führende Rolle der Arbeiterklasse 
im Sozialismus der DDR – die war mir näher 
als die verheuchelte Macht des Großkapitals 
und der Kartelle, die von Freiheit sprach und 
mit Kriegen endete. Von meiner Herkunft her 
und dem, was meine Eltern im Faschismus 
erlitten hatten, fühlte ich mich als Teil des 
einfachen Volkes. Da brauchte ich nicht agi-
tiert zu werden, da hatte ich mir mein eige-
nes Weltbild gemacht. 
Den Sozialismus in der DDR wünschte ich 
mir weniger dogmatisch und weniger von 
der Sowjetunion abhängig, offener und ver-
trauensvoller. Und ich glaubte fest, daß wir 
Jüngeren eine Chance hatten, ihn zu refor-
mieren. Christa KożikEinkauf in einer Volksbuchhandlung
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Gisela Steineckert: Hand aufs Herz

Außer meiner gütigen Großmutter Maari 
habe ich in meiner Kindheit keine alte 

Frau gemocht. Sie waren ihr Leben lang 
arm gewesen – andere kannte ich nicht. Im 
Alter waren sie noch bedürftiger und hatten 
gelernt, sich Hoffnungen zu verwei-
gern, die sich ohnehin nie erfüllten. Aus 
Angst vor Folgen machten sie den Jün-
geren alle Genüsse ekelhaft. Wir haben 
ihre Nähe nicht gesucht, aber wir hät-
ten sie auch nicht gefunden.
Vielleicht hatten sie noch Sehnsüchte. 
Aber ihre Gefühle und ihr Denken 
waren geprägt durch lebenslänglichen 
Mangel. Geld macht nicht glücklich, 
aber zu wenig Geld macht unglück-
lich, die Zärtlichkeiten karg und sogar 
die Worte arm. Wie ein zusätzliches 
Familienmitglied lebte in ihrer Mitte 
das Unglück. Es hieß Alkohol. Die Män-
ner ließen diesen Mörder jeglicher Ver-
läßlichkeit in die Familie hinein. An den 
Alkohol fielen fast alle Freude und jeg-
liches Vertrauen. 
Diese alten Frauen hörten am lieb-
sten den verunglückten Seelen zu, die gaben 
ihren Meinungen recht. Das Leben war mies, 
und die Menschen sind schlecht. Diese armen 
alten Frauen meiner Kindheit habe ich eher 
als schadenfroh und hämisch in der Erinne-
rung. Was ihnen verschlossen blieb, gaben sie 
als unerreichbar aus. Sie sagten den Töchter-
lichen gern ein böses Schicksal voraus. Für 
meine Ohren bestimmt, sagte eine: „Dem 
Armen seine Sau oder dem Reichen seine Hure, 
da kann man sich doch ausrechnen, was sich 
mehr lohnt.“ Die Männer stießen ihre Frauen 
immer wieder in die ungewollte Schwanger-
schaft und also in gefährliche Abtreibungen, 
was damals „Rettung“ genannt wurde. 
Diese alten unfrohen Mädchen sind meist ihr 
Leben lang ohne Glück geblieben. 
Denen waren wir damals anvertraut. Sol-
chen Frauen, deren einziger süßer Trost das 
Kino mit seinen unerreichbaren Männern und 
begehrten schönen Damen war. Aber auch 
diese harten prügelnden Frauen wurden älter. 
Das Selbstmitleid machte sie weicher, und die 
Erinnerungen tauchten alles Geschehen in 
ein anderes Licht. Fast so, als hätten sie uns 
geliebt. Sie gaben unseren Männern Bilder aus 
unserer Kindheit, als wäre jene Zeit ein einzi-
ger Lachanfall gewesen. Lauter lustige Anek-
doten, eine wünschenswerter als die andere. 
Aber nein, Mama. Du hast nie zu mir gesagt, 
daß du mich lieb hast. Deine Kinder wurden 
erwachsen, waren draußen im Leben, und 
dort machten sie Erfahrungen, die ihr Leben 
veränderten. Es gab Frauen, die hatten es 
nicht leichter gehabt als ihr, aber sie haben 
das Unglück, das auf sie fiel, nicht als Härte 
weitergegeben. Sie hatten andere Helden als 
eure Filmschauspieler, waren vom schma-
len Pfad des Vorgegebenen abgewichen und 
haben sich ein großes Leben gemacht. Ihre 
Erfahrungen waren, sind gefragt. Ich habe 
mit euch leben müssen, Mama, und habe 
dann, ohne euch, ältere Frauen gefunden, 
mit denen ich lachen, arbeiten und mich ver-
bunden fühlen konnte. Wenn sie von ihrem 

Leben erzählen, dann stockt mir manchmal 
beim Zuhören der Atem, und für einen Augen-
blick erstirbt beinahe der Wunsch, mit ihnen 
gelebt zu haben.
Manche von ihnen hätte ich so gern früher 

gekannt. Aber unsere Wege waren zu unter-
schiedlich. Wir konnten uns nicht früh genug 
treffen. Das hindert mich nicht, sie als unver-
geßlich in meiner Erinnerung und Zunei-
gung zu hüten. Ich möchte Oda Schottmöller 
gekannt haben, und meine Sympathie und 
Bewunderung für Eva Klemperer ist so groß, 
daß ich die raren Zitate ihrer Sätze aus Vic-
tors Tagebüchern herausgeschrieben habe. 
Ich muß lachen, wenn sie bei seinem Anfall 
von Selbstmitleid sagt: „Damit war ich mit 
zwanzig durch.“ Klingt zurechtweisend, aber 
sie sagt das in noch friedlichen Zeiten, als sein 
dekadenter Wunsch eher unpassend war. Spä-
ter, in der Bedrohung und der täglichen Nähe 
des Todes, hat sich gezeigt, daß sich bei ihr 
Sensibilität und Kraft verbinden konnten. 
Ich lese die Aufzeichnungen der Frauen, die 
ich gern gekannt hätte – oder gekannt habe, 
aber die Zeiten haben nicht gereicht für die 
gewünschte Dauer einer Freundschaft. Ich 
will mich ein Leben lang an das Gelesene erin-
nern. Da heißen Bücher „Leben, wo gestor-
ben wird“ und „Haus der schweren Tore“. Die 
Autorin war Eva Lippold. 
Als ich sie traf, lagen hinter ihr nur schwer 
vorstellbare Zeiten der Angst, der langen 
Gefährdung ihres Lebens, Zeiten in Zuchthäu-
sern und schwere Arbeit als Teil der Strafe, 
die ihr vom Volksgerichtshof auferlegt wurde. 
Weil sie im Widerstand gegen Hitler eine jener 
Frauen war, die mehr auf sich genommen 
haben, als wir uns auch nur vorstellen wol-
len. Fast eine Generation älter als ich, waren 
wir Kolleginnen. Aber was uns mehr verbun-
den hat, war jener Teil ihres schweren Weges, 
an dem sich der meine nicht messen durfte. 
Ich wußte das. Und sie hat es einmal gesagt, 
einmal: „Du weißt es nicht. Du warst nicht 
dabei.“ Aber sie hat mir das nicht vorgewor-
fen. Eva Lippold war eine der Frauen, die auch 
mit dem Alter nicht unschön werden. Ihre 
Stimme klang nicht rauher oder unfreund-
licher, als ich sie mir für ihre Jugend vorstel-
len konnte. Fast unglaublich, daß man mit ihr 

lachen, Pläne haben und sie sogar verwirk-
lichen konnte. Sei es einen Wettbewerb für 
junge Dichter zu organisieren, sei es im Ver-
band der Schriftsteller, wo man sich gegen 
eine engherzige Auflage von oben auflehnen 

konnte. Ich erinnere mich, wie wir ein-
mal von Herzen miteinander gelacht 
haben. Da sollte Henryk Keisch eine 
Parteistrafe bekommen, weil in sein 
Haus eingebrochen worden war, und 
der Dieb hatte aus einer Kassette das 
Parteibuch geklaut. Die Parteileitung 
warf ihm vor, daß er das Parteibuch 
nicht unauffindbar gehütet habe, näm-
lich an seinem Körper. Dafür sollte er 
eine Parteirüge bekommen. Ich weiß 
es noch, weil es wunderbar war. Die 
anwesenden Mitglieder der Partei 
brachen in ein so herzliches Lachen 
aus, und Keisch sagte: „Mein Dieb ist 
ohne Strafe davongekommen.“  Da hat 
Eva Lippold so herzlich gelacht, wie sie 
sicher auch weinen  konnte. Um Her-
mann, den Geliebten und Genossen, der 
hingerichtet worden war. 

Wenn ich mich, bei diesem ganz normalen 
Leben, das ich nun bis in mein bemerkens-
wertes Alter hinein gelebt habe, von Herzen 
bedanken möchte, dann bei all den Frauen, 
die sich mir anvertrauten, sich Rat holten, und 
die mir geholfen haben. Und die auf vielfältige 
Art in meinem Leben geblieben sind. Ihr Bei-
spiel hat mir nicht erlaubt, bei Schwierigkei-
ten einen manchmal doch möglichen kleinen 
Umweg durch die Feigheit zu nehmen. Oder 
aufzugeben, wo noch eine Chance bestand. 
Die alten Frauen meiner Kindheit konnten 
nicht verhindern, daß wir Kinder wollten 
und sie immer wissen ließen, daß sie geliebt 
und nicht allein sind. Das hat sich als ein gol-
dener Glücksfaden durch mein Leben gezo-
gen, ob ich die jeweilige Göre selber geboren 
hatte oder nicht. 
Nun gibt es eine kleine Person mit einem 
unglaublichen Blick direkt in meine Seele. 
Ihr habe ich zu sagen: Ich bin die fast Hun-
dertjährige, die durchs Fenster reingeklet-
tert ist, um drinnen ja nichts zu verpassen. 
Sie versteht mich. 
Ich sage doch: Wir hatten Glück. Wir alten 
Frauen von heute. Wir hatten eine unglaub-
liche Chance. Und wo es ging, haben wir sie 
genutzt. 

Das Alter hat mich umarmt
die Stirn konnte nicht widerstehn
es hat sich meiner Hände erbarmt
auf den Lippen die Spur ist zu sehn

Das Alter hat mich sanft berührt
hat die Träume ins „möglich“ geführt
nur das Herz, nie ein Herr, nie ein Knecht
das fügt sich nicht und hat recht

Altsein ist anders als Älterwerden
wo soll das Herz denn hin
mit der Asche aus so viel erloschenen Herden
nehmt mir die Sterne erst aus der Tasche
wenn ich gestorben bin

Foto: Horst Sturm
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„RotFuchs“-Veranstaltungen im Juli 
Prof. Dr. Ekkehard Lieberam spricht 
zum Thema:  
Integrationsfalle Mitregieren –  
historische Erfahrungen

-  am 12. Juli um 15 Uhr – Regional-
gruppe Mecklenburg-Vorpommern 
Nord-West
Ort: Stadtkantine, Großschmiedestraße 
41–43, 23966 Wismar,

-  am 13. Juli um 17 Uhr – Regional-
gruppe Rostock
Ort: Mehrgenerationenhaus Evershagen, 
Maxim-Gorki-Straße 52, 18106 Rostock

-  und am 15. Juli um 10 Uhr – Regional-
gruppe Schwerin
Ort: Bertha-Klingberg-Haus, Max-Planck-
Straße 9 A, 19063 Schwerin

 ■ Regionalgruppe Teterow
Am 18. Juli um 15 Uhr spricht Marianne 
Linke, ehemalige Sozialministerin 
Mecklenburg-Vorpommerns, zum Thema:  
Was muß Die Linke tun, um erfolgreich 
zu sein?
Ort: Regenbogenhaus, Straße der 
Freundschaft 2, 17166 Teterow

 ■ Regionalgruppe Güstrow
Am 20. Juli um 16 Uhr spricht Dr. Arnold 
Schölzel  zum Thema: Die Rolle der Medien 
im  Bundestagswahlkampf 
Ort: Haus der Generationen der 
Volkssolidarität, Weinbergstr. 28, 
18273 Güstrow
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„Achtes Gebot: Wir sind aufgeklärte Patrioten 
(...) Unsere Nationalfahne und unsere National-
hymne sind selbstverständlicher Teil unseres 
Patriotismus: Einigkeit und Recht und Freiheit.“
Thomas de Maizière in  
„Bild am Sonntag“, 30. 4. 2017
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U-Boote für Israel und Waffen in alle Welt 
... Die Bundesrepublik zeichnet sich durch 
immense Rüstungsexporte aus und schafft 
somit Voraussetzungen für Tod und Verderben 
für viele unschuldige Menschen. Damit dies 
gut gelingt, wird auch noch kräftig geschmiert. 
Die schwarz-rote Bundesregierung steht 
Gewehr bei Fuß und sanktioniert das Treiben 
mit dem explosiven Exportgeschäft. Der alte 
Wirtschaftsminister und neue Außenminister 
Gabriel trägt dafür maßgeblich und tatkräftig 
die Verantwortung. Der bisherige Außenminister 
und neue Bundespräsident redet über Frieden, 
aber hat bisher diesem kriegerischen Treiben 
auch keinen Einhalt geboten.
Aber auch eine Mehrheit im Bundestag fördert 
das Geschäft mit dem Tod, indem die Aus-
landseinsätze der Bundeswehr ausgeweitet 
werden statt die Soldaten zurückzuholen. Kon-
sequente Friedenspolitik müßte die Auflösung 
von Militärbündnissen fordern und endlich die 
Auslandseinsätze der Bundeswehr sowie die 
Rüstungsexporte sofort beenden. 
Auch aus Brüssel Unfaßbares! Linke Europa-
abgeordnete schlagen sich auf die Seite der 
Troika und unterstützen damit den sozialen 
Kahlschlag in Griechenland. Damit nimmt die 
Fraktionsvorsitzende der Linken im Europapar-
lament die weitere Verelendung der Griechen 
billigend in Kauf und stimmt dem Ausverkauf 
des Landes an Finanzhaie und Spekulanten 
zu. Dies ist ein Schlag ins Gesicht derer, die 
sich linker Politik im Interesse der Mehrheit der 
griechischen Bevölkerung verpflichtet fühlen 
und dafür aktiv kämpfen. Ein solch devotes 
Verhalten konterkariert die massiven Proteste 
(Generalstreik) im Lande. Geboten wäre der 
aktive Kampf der Linken gegen die Austerität 
und Privatisierung sowie Solidarität mit den 
finanziell Gebeutelten. Leider ist unübersehbar, 
daß Die Linke für die sicher komplizierte gesell-
schaftliche Entwicklung in Griechenland kein 
Konzept hat, nicht einmal eine antikapitalische 
Position und schon gar keine solidarische 
Haltung. Sie trabt der neoliberalen Entwicklung 
in Europa nur stoisch hinterher.

Raimon Brete, Chemnitz

Wieder stehen deutsche Panzer an der rus-
sischen Grenze, und die Regierung plant, die 
Bundeswehr zu verstärken und mit neuester 
Waffentechnik auszustatten. An dieser Grenze 
wirken wieder „ausgegrabene“ und zeitbe-
zogen angepaßte Feindbilder. In mir löst die 
Vorstellung kriegerischer Konflikte zwischen der 
NATO, Deutschland und Rußland traumatische 

Gedanken und Erschütterungen aus. Ich kann 
mir nicht vorstellen, daß ein Rußland – von den 
Folgen des 2. Weltkrieges noch nicht genesen 
– nach kriegerischen Auseinandersetzungen 
„giert“. Haben doch die Russen den Frieden 
genauso nötig wie wir. Mit mehr Einsicht in 
objektive Veränderungen der Geschichte und 
Beachtung der Befindlichkeiten und berechtigten 
Sorgen der Russen wäre auch das Problem der 
Ostukraine lösbar. Wo bleibt die Einhaltung der 
Verpflichtungen des NATO-Rußland-Vertrages? 
Diese Entwicklung birgt nicht minder große 
Gefahren. Und der Blick über den Ozean nach 
Amerika kann nicht beruhigen. Ganz aktuell 
erklärte sich der amerikanische Präsident 
zu einer umfassenden Modernisierung und 
Erweiterung der amerikanischen Streitkräfte, 
einschließlich des atomaren Waffenarsenals 
nach der Grundhaltung „Wer uns an unserem 
Tun hindert, ist unser Feind – Feinde werden wir 
liquidieren“. Wer bedroht Amerika? Ich erinnere 
an den Tod von Dr. Martin Luther King und 
John F. Kennedy und an den schrecklichen Tod 
Tausender Menschen im World Trade Center 
von New York. Diese Ereignisse waren wieder 
Menschenwerk. Nicht die Erde, die Natur, 
unsere kleine Welt bedrohen uns, sondern eine 

„Handvoll“ gewissenloser Profiteure, denen es 
nicht nur um die Sicherung, sondern um die 
Maximierung ihres Profits im Interesse ihrer 
Machtvorstellungen geht.   
Es ist offensichtlich, daß gesellschaftliche Ereig-
nisse, Entscheidungen und Strukturen, also die 
Art und Weise, wie regiert wird, Unsicherheiten 
oder Sicherheiten bewirken, Demokratie zer-
stören oder bewahren. In diesem besonderen 
Jahr der Bundestagswahlen in Deutschland 
stellen sich viele die Fragen nach ihrer Zukunft 
im Alter, der gesundheitlichen Fürsorge ohne 
Ansehen der Person nach Familienstand, Alter, 
Beruf oder Funktion sowie nach umfassen-
den Bildungschancen für die Jugend. Ist es 
nicht so, daß ein Staat, dem die Demokratie 
(also die Volksherrschaft) am Herzen liegt, 
darum ringen müßte, daß es den „Alten“ wie 
den „Jungen“ an der nötigen Wertschätzung 
und Hilfe nicht fehlt und diejenigen, welche 
die Hauptlast der Werteschaffung zu tragen 
haben, gesicherte, angemessene Arbeits- und 
Lebensbedingungen vorfinden?
 Dr. Wilfried Meißner, Chemnitz

Zu Hans Fischer: Halt! Stehenbleiben!, RF  229
Bezugnehmend auf diesen Artikel möchte ich 
unterstreichen: Einen Schießbefehl für DDR-
Grenzer gab es nicht. 
Aber in der BRD wurde „legal“ geschos-
sen, wie in der Arbeit von Klaus Huhn „Über 
Todesschüsse an der Westgrenze“ (Spotless, 
Edition Ost) nachzulesen ist. Der Schießbefehl 
war enthalten im „Gesetz über den Waffen-
gebrauch des Grenzaufsichtspersonals vom 
2. 7. 1921 (Reichsgesetzblatt 1921, S. 935), 
in der Dienstanweisung (zum Gesetz über 
den Waffengebrauch vom 2. 7. 1921) und neu 
gefaßt vom 3. 9. 1951. Außer Einschränkungen 
erfolgte keine Außerkraftsetzung des Schieß-
befehls vom 2. 7. 1921. In der Zeit von 1946 
bis 1952 wurden bei Aachen 31 Menschen 
(Kaffeeschmuggler) von Zöllnern erschossen, 
die sich auf den Schießbefehl berufen konnten.
Es lohnt sich, das Büchlein zu lesen. 

Joachim Heimer, Berlin

Wie bekannt wurde, ist der Bau eines „Einheits-
denkmals“, das in Form einer Wippe errichtet 
werden soll, geplant. 8,5 Millionen Euro soll 
dieses kindische Großspielgerät kosten – ein 
krasses Beispiel von Geldverschwendung 
durch Politiker, die sich im Denken und Handeln 
weit von den „Normalbürgern“ entfernt haben.
Uns als frühere DDR-Bürger würde diese 
Wippe schmerzlich in Erinnerung rufen, wie wir 
nach der Annexion unseres Staates regelrecht 
verschaukelt wurden – denken wir nur an die 
radikale Privatisierung unserer Betriebe in 
Stadt und Land durch die Treuhandanstalt, an 
deren Spitze eine Frau Breuel stand, die sich 
dabei durch besondere Brutalität hervortat. 
Bekanntlich fielen die westlichen Firmen wie 
die Aasgeier über unsere volkseigene Wirt-
schaft her und übernahmen die Betriebe oft 
nur, um riesige Subventionen zu kassieren bzw. 
steuerliche Begünstigungen zu erhalten und 
die Betriebe dann zu liquidieren.
Den Befürwortern der gigantischen Einheits-
wippe sollten wir bei den Veranstaltungen ihrer 
Parteien vor der Bundestagswahl die sinnlose 
Geldverschwendung vor Augen führen. Die 
vorgesehene riesige Summe könnte man im 
gesamtgesellschaftlichen Interesse besser 
für soziale Zwecke oder das Bildungswesen 
verwenden.

Heinz Behrendt, Plauen/Vogtland

Wenn Bundeskanzlerin Angela Merkel meint, 
uns gehe es ja gut, dann ist es ein Schlag ins 
Gesicht derer, die von Hartz IV leben müssen 
oder von der Grundsicherung. Und wenn man 
die vielen Obdachlosen sieht, frage ich: Wem 
bitte geht es gut? Dieses Land ist eins der 
reichsten, und dennoch sind nicht wenige 
Menschen von Armut betroffen. Das ist eine 
Schande! Wer Kinder- und Altersarmut oder 
die allgemeine Armut leugnet, macht es den 
drei Affen nach – nichts hören, nichts sehen 
und nichts sagen ...  Wer Armut verhindern 
will, muß für eine Umverteilung des Reichtums 
von oben nach unten sorgen und Steuergel-
der für mehr soziale Gerechtigkeit anstatt für 
Aufrüstung einsetzen.

René Osselmann, Magdeburg 

Ich beschäftige mich in letzter Zeit mit der 
zehnbändigen „Kriminalgeschichte des Chri-
stentums“ von Karlheinz Deschner (1924–2014).  
Die Entwicklung des Christentums von seiner 
Urform begann in dem Moment kriminelle 
Formen anzunehmen, als es um 312 nach Chr. 
umgewandelt wurde zur Institution Kirche, 
besonders der katholischen. Die Herausbildung 
dieser Institution war keineswegs einheitlich. 
Viele sich als christlich bezeichnende Sekten 
stritten sich – einfach ausgedrückt – wie die 
Kesselflicker um die richtige Deutung und 
Auslegung der Botschaften und Handlungen 
von Jesus, Paulus und anderen Heilsbringern. 
Jeder beanspruchte auf seine Weise das allei-
nige Recht auf die Wahrheit. Und das taten 
sie nicht etwa mit geistreichen Disputationen, 
sondern mit brachialer Gewalt, mit Lug und 
Trug, mit Intrigen, Mord, Totschlag, Brand, 
Vergewaltigung, Folter und Kriegsverbrechen. 
Deschner beschreibt diese Entwicklung akri-
bisch, nennt Namen, Daten und Tatbestände. 
Dabei handeln sowohl Bischöfe, Päpste, Könige 
und Kaiser von Anbeginn an in einer unheiligen 
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Allianz. Die Gründe für dieses unsägliche Vor-
gehen waren stets – neben der Behauptung, 
im Besitz der alleinseligmachenden christli-
chen Wahrheit zu sein – Geld, Gold, Grund 
und Boden, Immobilien und vor allem Macht. 
Es sind über Jahrhunderte hinweg die gleichen 
Mittel und Methoden der damaligen klerikalen 
und monarchischen Herrscher, mit denen sich 
der Kapitalismus müht, seinen Ewigkeitsan-
spruch durchzusetzen. Christentum und Kapital 
bilden eine Symbiose.

Siegfried Wunderlich, Plauen

Zu Hermann Jacobs: Sozialismus „mit oder 
ohne Wertgesetz“? (RF 232)
Hermann Jacobs ordnet in seinem Beitrag dem 
Geld und damit dem Wertgesetz ausschließlich 
die Funktion zu, eine „nach dem Leistungs-
prinzip regulierte Verteilung an Individuen“ 
zu vermitteln. Im weiteren hält er es für gut, 
daß sich in der DDR mit den unmittelbaren 
Geldeinahmen der Betriebe kein ökonomisches 
Recht mehr verband.
Daraus ergeben sich eine Reihe Fragen:
Warum soll das Leistungsprinzip ausschließ-
lich auf Individuen angewandt werden, statt 
auf Betriebskollektive, wo doch der kollektive 
Charakter der Arbeit stetig zunimmt? Wie soll 
eigentlich die individuelle Leistung gemessen 
werden, wenn vom Ergebnis des Kollektivs 
abstrahiert wird? Gibt es im Sozialismus etwa 
nicht gut und schlecht arbeitende Betriebe? 
Muß nicht ein Anreiz dafür sorgen, daß die 
Werktätigen sich Sorgen ums Ganze machen, 
statt zu sagen: Diese Havarie ist nicht meine 
Schuld?
Insbesondere die Rolle der betrieblichen 
Leiter steht hier in Frage. Wie will ich deren 
individuelle Leistung be„wert“en, ohne das 
betriebliche Ergebnis in Betracht zu ziehen? 
Es ist daher auch kein Zufall, daß die Rolle 
des Marktes und damit des Wertgesetzes im 
Sozialismus im Rahmen der Reformen zum 
Neuen Ökonomischen System der Planung 
und Leitung der Volkswirtschaft rehabilitiert 
wurde. Witold Fischer, Jena

Die Diskussion „Sozialismus ,mit oder ohne 
Wertgesetz‘ “ ist mir angesichts der praktischen 
Erfahrungen beim Aufbau des Sozialismus 
zu theoretisch. Hier stehe ich ganz bei der 
Zuschrift von Helmut Müller zur Rede von Egon 
Krenz, in der vor Vereinfachung gewarnt wird.
Die wichtigste Erkenntnis Lenins war, daß die 
Wirtschaft ohne Warenproduktion, ohne Geld 
und ohne marktwirtschaftliche Kräfte nicht 
aufgebaut werden kann. Damit brach er mit 
der Vorstellung, daß die Errichtung der sozia-
listischen Gesellschaft mit der Abschaffung 
der Warenproduktion verbunden sei. Lenins 
Anhänger verstanden ihn nicht mehr: Statt 
die Warenproduktion abzuschaffen, trat er für 
die Entfaltung des Marktes, die Stabilisierung 
der Geldzirkulation und die Wiederzulassung 
kapitalistischer Unternehmen ein!
Die Autonomie der Betriebe sah Lenin als Vor-
aussetzung an, damit die staatliche Planung 
funktioniert, wie in seiner Schrift „Die nächsten 
Aufgaben der Sowjetmacht“ nachzulesen ist.
Also: Das sozialistische Eigentum wird zunächst 
vom Staat lediglich verwaltet, indem er die 

„Garantie für die ökonomische Selbstbefrei-
ung und Selbstentwicklung der Werktätigen 

übernimmt“. Deshalb ist „Staatseigentum“ 
nicht zugleich „Staatsbesitz“ an den Pro-
duktionsmitteln. Der Staat verhindert damit 
nur, daß Sonderinteressen einzelner geltend 
gemacht werden, und sichert den Übergang 
ins genossenschaftliche Eigentum.
Das Staatseigentum erfüllt seine sozialistische 
Funktion auch oder erst recht, wenn es nicht 
die einzige Eigentumsform ist, wenn es richtig 
realisiert wird, d. h. eine richtige Verbindung 
von Eigentum und Arbeit und eine Teilhabe 
des Produzenten an der Aneignung hat.
Die Marktgesetze bleiben daher für längere Zeit 
relevant, da der Warenverkehr im Wirtschafts-
verkehr der verschiedenen Eigentumsformen 
fortbesteht.  Horst Joachimi, Berlin

Anstatt sich erneut auf einen schon bisher 
ergebnislos verlaufenen Streit einzulassen, 
wäre es vielleicht doch sinnvoller, zunächst 
nochmals auf Vorgaben zurückzugreifen, die 
uns der Wissenschaftliche Sozialismus zu die-
sem Thema überliefert hat, zusammengefaßt:

„Also I. ‚lange Geburtswehen‘; II. ‚erste Phase 
der kommunistischen Gesellschaft‘; III. ‚höhere 
Phase der kommunistischen Gesellschaft‘ “. 
(Lenin, Marxismus und Staat, Berlin 1960, S. 47)
Wir haben es demnach mit einer einheitlichen, in 
sich identischen Gesellschaftsformation („Kom-
munismus“, „kommunistische Gesellschaft“) 
zu tun, deren Phasen sich im wesentlichen 
nur durch das Verteilungsprinzip unterschei-
den. Ihr vorgelagert und ausdrücklich davon 
abgehoben sind „lange Geburtswehen“, mit 
anderen Worten eine Übergangsphase oder 
Zwischenstadium, das sich logischerweise nur 
aus Elementen der alten und Elementen der 
zukünftigen Gesellschaft zusammensetzen 
kann. Ökonomisch gesprochen würde es sich 
dann um eine Kombination des kapitalistischen 
Wertprinzips („Kapitalismus“) einerseits mit 
dem sozialistischen Planprinzip andererseits 
handeln. In seiner optimalen Kombination ergibt 
das – politisch einen Staat vom Sowjettypus 
vorausgesetzt – den „Staatskapitalismus der 
außergewöhnlichen Art“ (Lenin), wie er sich 
sowohl während der NÖP-Periode in der 
Sowjetunion als auch in der VR China, seit 
der Einführung der „sozialistischen Markt-
wirtschaft“, voll bewährt hat.
Nebenbei bemerkt: Falls man der Dialektik 
treu bleiben, also keine Konzessionen an 
das altmetaphysische Identitätsprinzip (a = 
a) machen will, muß man sich schon zu der 
Einsicht bequemen: Kapitalismus ist nicht 
gleich Kapitalismus.
Angesicht der historischen Erfahrungen eines 
halben Jahrhunderts, die Pariser Kommune 
eingerechnet, sah sich Marx zu einem letzten 
Wort über die historische Perspektive veranlaßt, 
das man durchaus als eine Mahnung verstehen 
kann: Die Arbeiterklasse hat „keine fix und  
fertigen Utopien durch Volksbeschluß einzu-
führen …“, sie hat „lange Kämpfe, eine ganze 
Reihe geschichtlicher Prozesse durchzumachen, 
durch welche die Menschen wie die Umstände 
gänzlich umgewandelt werden“. (MEW 17, 343)

Dr. Manfred Höfer, Leipzig

Zur Rede von Egon Krenz über die Gründe 
unserer Niederlage, RF 228 und 229: 
Zu dieser Rede veröffentlichte der „RotFuchs“ 
im Mai einen Leserbrief von Horst Nörenberg 

aus Potsdam, zu dem ich mich äußern und 
folgende Details in Erinnerung rufen möchte:

- Das Politbüro der SED hatte auf einer Sitzung 
am 26. Juli 1968 über eine Umbewertung 
der Erzeugerpreise entsprechend dem tat-
sächlichen Aufwand, was eine Erhöhung der 
Konsumgüterpreise zur Folge gehabt hätte, 
beraten. Walter Ulbricht konnte sich damit 
nicht durchsetzen.

- Trotz der beeindruckenden Entwicklung der 
DDR-Ökonomie mit Hilfe marktwirtschaftlicher 
Elemente widersetzte sich Erich Honecker der 
Industriepreisreform 1964, der größten und 
tiefgreifendsten ökonomischen Operation im 
Rahmen des Neuen Ökonomischen Systems.

- Die Bedeutung der Arbeitsproduktivität wurde 
von Zeit zu Zeit in der Öffentlichkeit wohl 
erwähnt, ihr Stellenwert im Kampf um Fortbe-
stand oder Untergang unseres Staates aber 
hat man dort, wo Beschlüsse gefaßt wurden, 
nie wirklich erkannt. Kompetente Ökonomen 
der DDR kamen nicht zu Wort.

- Die Haltung zum Volkseigentum konnte im 
Bewußtsein der Werktätigen niemals gefestigt 
werden.

- Seit Mitte der 70er Jahre setzte mit der 
Einführung der Mikroelektronik eine Wende 
ökonomischer Art ein. Bis dahin wettbewerbs-
fähige Erzeugnisse des Maschinenbaus konnte 
die DDR-Wirtschaft kaum noch absetzen, 
und wenn, dann nur über den Preis, was ein 
Verlustgeschäft für unser Land war.
Später stellte Erich Honecker einen Mikrochip 
des Kombinats Robotron der Presse vor. Die 
DDR unterhielt Geschäftsbeziehungen zu 
Toshiba in Japan, ein führender Produzent der 
Mikroelektronik. Auf die Frage, ob der Konzern 
der DDR nicht mit Know-how helfen könne, 
kam eine positive Antwort. Man einigte sich 
darauf, daß die DDR den geforderten Preis von 
20 Millionen US-Dollar bezahlte. Im Gegen-
zug konnte wenig später der Chip offeriert 
werden. Solche Geschäfte sind im Kommerz 
nicht verwerflich, doch die Öffentlichkeit hätte 
darüber informiert werden müssen, um nicht 
ein falsches Bild zu zeichnen.

- Im Oktober 1981 wandte sich Leonid Breschnew 
an Erich Honecker und informierte ihn über 
den ökonomischen Zustand der UdSSR, die 
er mit den Verhältnissen von 1918 verglich, 
wie Egon Krenz darlegte. Mit dem Wissen 
um diese Dinge, die Belastungen durch das 
Wettrüsten, den NATO-Doppelbeschluß, die 
Embargo-Politik usw. hätte man spätestens 
zu diesem Zeitpunkt grundlegende Schlußfol-
gerungen im RGW ziehen müssen.

Wolfgang Schröder, Schöneiche

In der Rede Egon Krenz’ zu den Gründen 
unserer Niederlage werden diese m. E. nicht 
klar genug benannt. Im Sozialismus ist das Ziel 
der Produktion die Bedürfnisbefriedigung, nicht 
wie im Kapitalismus, wo der Markt Angebot 
und Nachfrage regelt. Der Preis der Waren 
hätte den Aufwand an vergegenständlichter 
Arbeit widerspiegeln müssen. Das aber hat 
er nicht einmal ansatzweise getan. Die Folge 
künstlich niedrig gehaltener Preise ist der Verlust 
an Wertschätzung des gestützten Produkts, 
wie wir es in der DDR erlebten. Mit der Politik 
der Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik 
und dem Wohnungsbauprogramm als dessen 
Kern hat sich die DDR übernommen. Wir haben 
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damit unsere Maschinen aufgefressen, statt 
in Produktion wurde in Konsumtion investiert. 
Walter Ulbricht war klar, daß der Sozialismus 
vor allem eine starke ökonomische Basis 
braucht, deshalb der Versuch, mit der Neuen 
Ökonomischen Politik (NÖP) unser Land wei-
terzuentwickeln. Doch die Verantwortung dafür, 
daß dieser Versuch abgebrochen wurde, liegt 
im wesentlichen bei der sowjetischen Führung 
in Moskau, für welche die DDR letztlich zum 
Handelsobjekt wurde. Die fehlende inner-
parteiliche Demokratie in der KPdSU führte 
schließlich dazu, daß sich in der Sowjetunion 
eine Schattenwirtschaft entwickeln konnte, die, 
als sie stark genug war, auch den Anspruch 
hatte, sich durchzusetzen. 
All das zeigt, daß die Kaderpolitik in Verbin-
dung mit der Entwicklung der sozialistischen 
Demokratie entscheidend ist für den Erfolg. 

A. Zahn, München

Zu Renate Fausten: Raúl Castro, RF 232
In der Rezension des Buches „Raúl Castro 
– Revolutionär und Staatsmann“ lese ich: 
„Volker Hermsdorf zeigt auf, wie Raúl Castro 
dadurch, daß er den Revolutionären Streit-
kräften schon in den 60er Jahren über die 
Verteidigung des Landes hinaus Aufgaben in 
der landwirtschaftlichen Produktion und bei der 
Unterstützung des Tourismus und staatlicher 
Betriebe zugewiesen hatte, die Grundlagen 
für das Überleben Kubas in der sogenannten 
Sonderperiode nach dem Zusammenbruch 
der Sowjetunion legte.“
Es ist unstrittig, daß die landwirtschaftliche 
Produktion die Basis des menschlichen Lebens 
ist – ganz unabhängig vom gesellschaftlichen 
System eines Landes. Die Meinung, daß eine 
militärische „Sonderwirtschaftszone Landwirt-
schaft“ das „Überleben“ eines Volkes sichert, 
halte ich für sachlich nicht korrekt. Im Fall Kubas 
waren und sind die von der FAR bewirtschafteten 
Farmen voll damit ausgelastet, die Streitkräfte 
und die „Nomenklatura“ mit Lebensmitteln zu 
versorgen. Der Rest der Bevölkerung mußte 
auch schon in den 90er Jahren sehen, wie er 
über die Runden kommt.
Was der politische Zusammenbruch der Sowjet-
union mit dem Fortbestehen der landwirtschaft-
lichen Produktion in Kuba zu tun hat, läßt sich 
ebenfalls nicht in einem Satz darstellen. So 
wie es in der Rezension steht, könnte man auf 
den Gedanken kommen, daß die kubanische 
Landwirtschaft vollständig von der Sowjetunion 
abhängig war. So war es aber nicht.

Dr. agr. Hermann Wollner, Berlin

Die Geschichte hat uns gelehrt, daß soziale 
Veränderungen für die Mehrheit der Menschen 
nur dann möglich sind, wenn sich das Wahl-
programm konsequent auf das Fundament 
des gültigen Parteiprogramms bezieht. Das 
Taktieren und Abwägen, inwiefern Kompro-
misse mit einem zukünftigen Koalitionspartner 
eingegangen werden können, nützt einer 
linken Partei nur dann, wenn sie ihr festge-
schriebenes Ziel, nämlich die Überwindung 
des Kapitalismus, nicht aus den Augen verliert. 
Das seit Jahren andauernde Verschleudern 
von gesellschaftlichem Eigentum, aufgrund 
leerer kommunaler Kassen, läßt selbst den 
Traum Sahra Wagenknechts von der Wieder-
herstellung einer „sozialen Marktwirtschaft“ 

zur Utopie werden. So ist auch die Chance 
unserer Parteiführung in weite Ferne gerückt, 
sich mit dem Sofortprogramm der DKP, einem 
für jedermann verständlichen und konsequenten 
Programm als Alternative, in einem Bündnis 
gemeinsam auf den Weg zu machen. 

Peter Dornbruch, Schwerin

Erstmalig nach der politischen Wende trafen 
sich aus gegebenem Anlaß Zöllnerinnen und 
Zöllner der Dienststelle Seifhennersdorf/Ober-
lausitz. Der Anlaß lag fünfzig Jahre zurück. 
Am 1. Mai 1967 hob sich 22 Jahre nach dem 
2. Weltkrieg ein neu errichteter Schlagbaum 
zwischen dem tschechischen Industrieort 
Varnsdorf und dem bevölkerungsreichsten Dorf 
der DDR – Seifhennersdorf. Ich war – damals 
schon mit guten Tschechischkenntnissen – und 
Abonnent der Zeitschriften „Tschechoslowa-
kei für Sie“ und „Motor-Revue“ natürlich mit 
meiner ČZ 175 unter den Augenzeugen. Ein 
halbes Jahrhundert später trafen sich die 
aktivsten und leidlich gesunden „Filzstifte“, so 
die landläufige Bezeichnung von Zöllnern, am 
28. April 2017 an ihrer ehemaligen Arbeitsstelle.
Wieviel deckungsgleiche Erinnerungen kamen 
dabei hoch, beginnend von der Wohnungs-
vermittlung bis hin zum Familienurlaub: die 
Grenzlage meines Arbeits- und Heimatortes, 
die landschaftlichen Schönheiten des südlich 
gelegenen Nachbarlandes und die geknüpf-
ten Freundschaften zu Fachkollegen der 
Textilmaschinenbauer-Zunft ließen mich die 
Staatsgrenze dutzendmal privat und dienstlich 
passieren. Komischerweise nie problembehaf-
tet – und doch mit kleinen privaten Tricks, von 
denen ich mittlerweise weiß, daß sie erfahrenen 
Zöllnern allesamt bekannt waren. 

Arndt Bretschneider, Dresden

Seit März habe ich Gelegenheit, den „RotFuchs“ 
zu lesen. Mit Freude stellte ich fest, daß die
Schriftstellerin Gisela Steineckert einen festen 
Platz bei Euch hat. Seit vielen Jahren schmük-
ken ihre Werke mein Bücherregal.
Ich gratuliere dem „RotFuchs“ dazu, daß 
monatlich Beiträge von ihr erscheinen. Es 
ist eine große Bereicherung! Ihre Sprache 
ist ausdrucksstark und wird bis heute von 
DDR-Bürgern verstanden – auch das, was oft 
unausgesprochen zwischen den Zeilen steht.

Brigitte Topfstädt, Berlin

Vor kurzem habe ich das Buch „Eiszeit“ von 
Eberhard Panitz gelesen. Heute schreiben wir 
das Jahr 2017, und die Gefahr, in die Eiszeit 
zurückkatapultiert zu werden, ist allgegenwärtig. 
Wie aber hat er bereits 1983 ein solches die 
gesamte Menschheit betreffendes Atomkriegs-
Untergangsszenario beschreiben können?
Warum ist dieses Buch nicht in der Öffentlichkeit 
diskutiert worden? Ich hatte nie davon gehört 
oder gelesen, obwohl ich aufmerksam alle Neu-
erscheinungen verfolge. Andere Produktionen 
von Panitz haben einen großen Bekanntheits-
grad. Bei der letzten Zusammenkunft der AG 
Senioren bei der Linken habe ich nachgefragt, 
niemand wußte davon. Zur Herbstmesse 2016 
war es unter den Neuerscheinungen im ND 
angezeigt, also ist es neu aufgelegt worden.
Ich bestellte es. Es dauerte Wochen, bis ich 
es bekam, und dann war es die DDR-Ausgabe 

vom Mitteldeutschen Verlag, die die Buch-
händlerin in einem Antiquariat aufgetrieben 
hatte. Ich würde gern mit Eberhard Panitz 
reden. Nicht nur über die „Eiszeit“, auch über 
unsere Zeit, über die „Wende“ und was sie mit 
sich brachte, und über die Gefahren, denen 
wir heute ausgesetzt sind. Aktueller kann ein 
Buch nicht sein. Dank an Eberhard Panitz! 
Dieses Buch brennt sich ein. Ich habe Tage 
gebraucht, um mein Gleichgewicht nach diesem 
Leseerlebnis wiederzugewinnen. Man sollte 
es in alle Sprachen übersetzen und jedem zu 
lesen geben. Noch ist es nicht zu spät. 

Beate Bölsche, Brielow

Im Juli 2016 hat Eberhard Panitz sein 1983 in der 
DDR erschienenes Buch überarbeitet, ergänzt 
und aktualisiert. Bis über das Jahr 1989 hinaus 
und bis heute ist diese Geschichte unwirklich 
geblieben. Sie muß unwirklich bleiben!
Die Neufassung ist im Verlag Wiljo Heinen 
erschienen und unter der ISBN 978-3-95514-
028-1 lieferbar (216 S., 14 €). RF

Zu R. Richter: Die Blockade …, RF 229
Das Buch „871 Tage“ kann man nicht wieder 
weglegen, wenn man mit dem Lesen begonnen 
hat. Es hat mich erschüttert und gleichzeitig 
beschämt, ein Deutscher zu sein, obwohl ich 
der nächsten Generation angehöre. 
Das Foto auf dem Cover zeigt ein kleines 
Mädchen mit der großen Schleife im Haar 
(Ninel Koribskaja), die festgehalten hat, was 
damals während der Leningrader Blockade 
geschah – ein Dokument, das die Erinnerung 
wachhält und die Heutigen mahnt.
Ich war vor etwa fünfzig Jahren einige Monate 
in Leningrad, habe dort auch an einem Vortrag 
über die Heldentaten der Bevölkerung wäh-
rend der 871 Belagerungstage teilgenommen. 
Das Gehörte und Gesehene hat mich damals 
emotional bewegt, aber nicht so sehr wie das 
Lesen dieses Buches. Es ist unvorstellbar, 
daß die Menschen zur Zeit der Blockade um 
jeden Krümel Brot, jede Schöpfkelle Grütze 
und jede Tasse Suppe kämpfen mußten, um 
nicht zu verhungern. Selbst Tafelleim wurde zu 
Sülze gemacht. Millionen haben das Martyrium 
nicht überlebt. 
Voller Stolz erfüllt die Leningrader noch heute, 
daß die faschistische Armee die Stadt Lenin-
grad nicht einnehmen konnte.

Johann Helbig, Rostock

Vor einiger Zeit las ich im „PreußenSpiegel“ 
eine kleine Notiz, die mich empörte. Es wurde 
mitgeteilt, daß eine Kreuzung an der Rosa-
Luxemburg-Straße in Potsdam nun den Namen 
des früheren Bundeskanzlers Konrad Adenauer 
trägt. Vor Jahren gab es noch heftigen Protest 
gegen dieses Vorhaben – damals mit Erfolg. 
Still und heimlich wurde diese Benennung nun 
vorgenommen. Die Stadtverwaltung wolle, 
wie sie mitteilte, an einen „herausragenden 
Politiker“ erinnern – der allerdings seinerzeit 
als Oberbürgermeister wegen Untätigkeit von 
den amerikanischen Besatzern aus dem Amt 
entfernt wurde. Als Kanzler standen ihm dann 
alte Nazigeneräle bei seinen Plänen zur Wie-
deraufrüstung und Militarisierung der BRD zur 
Seite. Es ist für mich nicht nachzuvollziehen, 
weshalb nun ein Platz in unserer Stadt nach 
ihm benannt wurde.  Elke Prieß, Potsdam
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 ■ Regionalgruppe Dresden 
Am 1. Juli um 10 Uhr spricht Egon  
Krenz zum Thema: Die Niederlage  
der DDR – Teil des Zusammenbruchs 
des real existierenden Sozialismus  
in Europa
Ort: Drogenmühle, Dresdner Straße 26, 
01809 Heidenau

 ■ Regionalgruppe Dresden 
Am 8. Juli um 10 Uhr 
spricht Dr. André Hahn, MdB 
Fraktion Die Linke, zum 
Wahlprogramm und zur 
Wahlstrategie der Linken
Ort: Drogenmühle, Dresdner 
Straße 26, 01809 Heidenau

 ■ Regionalgruppe Leipzig 
Am 26. Juli um 18 Uhr sprechen Prof. Dr. E. Lieberam und 
Dipl.-Phil. S. Kretzschmar unter Bezugnahme auf Manfred 
Sohns Buch „Am Epochenbruch“ (PapyRossa-Verlag, 
2016) zum Thema: Marxistische Problemstellungen zur 
aktuellen Entwicklung des Kapitalismus 
Ort: Villa Davignon, Friedrich-Ebert-Straße 77,  
04105 Leipzig


